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1 Einleitung 1
1 Einleitung
1.1 Motivation
Die Globalisierung der Weltwirtschaft schreitet seit Ende der 1980er Jahre mit zunehmender
Geschwindigkeit fort, wodurch ständig neue Absatzmärkte und Produktionsstandorte für die
westlichen Industrienationen interessant werden. Dies führt zusammen mit den Entwicklungen
in den Informations- und Kommunikationstechnologien dazu, daß sich Absatzmärkte immer
weniger abgrenzen lassen. Verstärkte Konkurrenz und sich schneller verändernde Rahmenbe-
dingungen zeigen sich für Unternehmen im Zwang zu steigender Produktqualität und höherer
Produktvielfalt, kürzeren Entwicklungs- und Lieferzeiten, größeren Innovationssprüngen sowie
einer verstärkten Nachfrage nach Zusatz- und Serviceleistungen [Klo 98].
Entscheidender Erfolgsfaktor zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit wird sein, kundenorien-
tiert, qualitativ hochwertig, zeitgerecht und kostengünstig, neue Technologien so umzusetzen,
daß innovative und marktgerechte Produkte und Dienstleistungen entstehen [Ant 99]. Erfolgrei-
ches Agieren und schnelles Reagieren setzen rechtzeitige und qualitativ hochwertige Informati-
onen über Veränderungen der Wettbewerbsbedingungen voraus, so daß der Informationsvor-
sprung vor der Konkurrenz ein entscheidender Erfolgsfaktor wird.
Diese neuen Herausforderungen können nur mit einer Flexibilisierung der Unternehmen bewäl-
tigt werden. Die bisherigen Organisationsstrukturen erweisen sich als zu starr, um auf Kunden-
wünsche flexibel reagieren zu können. Die MIT1-Studie "The Machine that Changed the World"
hat am Beispiel der Automobilindustrie die Grenzen der tayloristischen Fertigungs- und Organi-
sationsstruktur aufgezeigt [Wom 91]. Die Einführung von Qualitätsmanagementsystemen ge-
hört heute zu einer zukunftsweisenden Organisationsentwicklung. Das Qualitätsmanagement in
Deutschland hat in den vergangenen Jahren insbesondere durch die Automobilindustrie eine
enorme Verbreitung erlebt. Durch den Druck der großen Automobilfirmen waren viele Zuliefe-
rer gezwungen, ein zertifiziertes Qualitätsmanagementsystem nachzuweisen. Qualitätsmana-
gementsysteme spielen immer stärker auch in Dienstleistungsorganisationen und öffentlichen
Verwaltungen eine wichtige Rolle.
Bei der Analyse des Wirtschaftsstandortes Deutschland im globalen Wettbewerb wird die stei-
gende Bedeutung von Ausbildung und Qualifikation sowie Forschung und Entwicklung deutlich.
Um die technologische Leistungsfähigkeit Deutschlands auch bei sinkendem Anteil der FuE-
Aufwendungen am Bruttoinlandsprodukt zu erhalten, müssen Effizienz und Effektivität sowohl
von Ausbildung und Qualifikation als auch von Forschung und Entwicklung verbessert werden.
Dazu soll das in dieser Arbeit entwickelte integrierte Managementsystem in technologieorien-
tierten Forschungsinstituten beitragen. Das integrierte Managementsystem berücksichtigt neben
Qualitätsmanagement auch Wissensmanagement, Personal- und Projektmanagement.
                                               
1 MIT = Massachusetts Institute of Technology
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1.2 Zielsetzungen und Struktur der Arbeit
Ziel der vorliegenden Arbeit ist die Entwicklung eines integrierten Managementsystems für
technologieorientierte Forschungsinstitute. Der Schwerpunkt liegt auf der Entwicklung eines
Wissensmanagementmodells und dessen praktische Umsetzung in ein integriertes Manage-
mentsystem am Beispiel des Fraunhofer-Instituts für Lasertechnik und des Lehrstuhls für Laser-
technik in Aachen. Dieses Managementsystem soll die Anforderungen der ISO 9000-Normen-
reihe erfüllen.
Ausgehend von einer Bestandsaufnahme des Wirtschaftsstandortes Deutschland wird die Be-
deutung von Forschung und Entwicklung sowie Ausbildung und Qualifikation für die technolo-
gische Leistungsfähigkeit Deutschlands untersucht. Am Beispiel der Lasertechnologie werden
FuE-intensive Technologien diskutiert.
Anbieter und Kunden von Forschung und Entwicklung im öffentlichen Forschungssystem wer-
den mit ihren unterschiedlichen Anforderungen und Besonderheiten vorgestellt. Anschließend
werden rechtliche Rahmenbedingungen, Verfahren des Wissens- und Technologietransfers so-
wie zur Forschungsevaluation dargestellt.
Für technologieorientierte Forschungsinstitute wird ein Wissensmanagementmodell entwickelt.
Die dabei auftretenden Teilprozesse werden untersucht und an Beispielen verdeutlicht. An-
schließend werden Personal- und Projektmanagementmethoden, die Effizienz und Effektivität
der Teilprozesse verbessern, vorgestellt.
Die für die Zertifizierung wichtige ISO 9000-Normenreihe wird beschrieben. Dabei werden die
Qualitätsmanagementnormen für Dienstleistungsorganisationen und die Revision 2000 der ISO
9000-Normenreihe genauer betrachtet. Zur kontinuierlichen Verbesserung von Management-
systemen werden die Konzepte der Balanced Scorecard und des EFQM2-Modells vorgestellt.
Die praktische Umsetzung des Wissensmanagementmodells für technologieorientierte For-
schungsinstitute wird anhand des integrierten Managementsystems des Fraunhofer-Instituts für
Lasertechnik und des Lehrstuhls für Lasertechnik in Aachen gezeigt. Ausgehend von den Zielen,
die mit der Einrichtung des integrierten Managementsystems verfolgt werden, wird das Vorge-
hen bei der Einführung und der Aufbau des Managementsystems beschrieben. Anhand von Bei-
spielen wird die Anwendung des Managementsystems verdeutlicht.
                                               
2 EFQM = European Foundation for Quality Management
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2 Wirtschaftsstandort Deutschland
Die technologischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Veränderungen [Kap. 1.1] erfor-
dern eine kritische Auseinandersetzung damit, wie die Position des Wirtschaftsstandortes
Deutschland im globalen Wettbewerb gesichert werden kann.
In diesem Kapitel wird zunächst eine Bestandsaufnahme des Wirtschaftsstandortes Deutschland
dargestellt und die Bedeutung von Forschung und Entwicklung sowie Ausbildung und Qualifika-
tion für die technologische Leistungsfähigkeit Deutschlands untersucht. Am Beispiel der Laser-
technologie wird der Einfluß FuE-intensiver Technologien diskutiert.
2.1 Bestandsaufnahme
FuE-Aufwendungen stellen die Ausgaben eines Staates oder Teilbereichs einer Volkswirtschaft
für Forschung und Entwicklung dar [Fakt 98 S. 367]. In Deutschland wurden 1999 insgesamt
92,6 Mrd. DM für Forschung und Entwicklung ausgeben, was eine Steigerung von 5,7% ge-
genüber 1998 bedeutet. Der Wirtschaftsstandort Deutschland zeichnet sich dadurch aus, daß
Forschung und Entwicklung überwiegend von der Wirtschaft finanziert wird. Bund und Länder
finanzieren gemeinsam etwa ein Drittel der FuE-Aufwendungen, die Wirtschaft etwa zwei Drit-
tel. Die zeitliche Entwicklung der FuE-Aufwendungen von Bund, Ländern und Wirtschaft verlief
sehr unterschiedlich [Bild 2-1].
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Bild 2-1 Entwicklung der FuE-Aufwendungen 1989-1999 [Fakt 00 S. 68-73]
Die Ausgaben für Forschung und Entwicklung sind in Deutschland seit Jahren kontinuierlich ge-
stiegen, z.B. von 84,1 Mrd. DM (1997) über 87,6 Mrd. DM (1998) auf 92,6 Mrd. DM (1999).
Die stärksten Zuwachsraten waren in den vergangenen Jahren im Wirtschaftssektor zu beob-
achten. 1999 war gegenüber 1998 ein Zuwachs um 7,6% auf 60,7 Mrd. DM zu verzeichnen.
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Für die Jahre zuvor ergaben sich für die FuE-Aufwendungen der Wirtschaft Zuwachsraten von
6,2% (1998) und 5,9% (1997).
Die FuE-Aufwendungen von Bund und Ländern fielen 1997 um 3,6% auf zusammen 30,7 Mrd.
DM. 1998 und 1999 waren Zuwachsraten von 0,9% und 2,2% zu verzeichnen. Dabei waren
beim Bund stärkere Schwankungen zu beobachten als bei den Ländern. Während die FuE-
Aufwendungen des Bundes 1999 um 3,7% und 1998 um 0,7% zunahmen, war 1997 ein
Rückgang um 4,1% festzustellen. In den Ländern nahmen die FuE-Aufwendungen 1997 nur
um 1,0% ab, stiegen 1998 um 1,1% und 1999 um 0,5%.
Die Betrachtung der absoluten FuE-Aufwendungen reicht zum Vergleich verschiedener Volks-
wirtschaften nicht aus, da erhebliche Größenunterschiede im Bruttosozialprodukt (BSP) und
Bruttoinlandsprodukt (BIP)3 auftreten. Daher werden die Anteile der FuE-Aufwendungen am BSP
und BIP betrachtet [Bild 2-2].
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Bild 2-2 Anteile der FuE-Aufwendungen am BSP und BIP 1989-1999 [Fakt 00 S. 68-73]
Der Anteil der FuE-Aufwendungen am BSP und BIP ist in Deutschland seit 1989 kontinuierlich
bis 1997 auf 2,32% am BSP und 2,27% am BIP gefallen. Nach Schätzungen lag der Anteil
1998 bei 2,31% am BIP und stieg 1999 auf 2,37% am BIP. Der Rückgang der FuE-
Aufwendungen gemessen am BIP bis 1997 hat den Abstand zu den entsprechenden FuE-
Aufwendungen der USA und Japan zu Ungunsten des Wirtschaftsstandortes Deutschland ver-
                                               
3 Das BSP ist ein Maß für die wirtschaftliche Leistung einer Volkswirtschaft in einer Periode und entspricht dem Wert
aller in einer Periode produzierten Güter (Waren und Dienstleistungen), jedoch ohne die Güter, die als Vorleistun-
gen bei der Produktion verbraucht werden, und schließt Nettoeinkommen ein, die aus dem Ausland bezogen
werden. Das BIP umfaßt die im Inland entstandene wirtschaftliche Leistung und unterscheidet sich vom BSP um
den Saldo der Erwerbs- und Vermögenseinkommen zwischen Inländern und der übrigen Welt [Gab 97 S. 3474-
3479].
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schoben, daran verändern auch die leichten Zuwächse seit 1998 nichts. Deutschland hat im
Vergleich zu diesen führenden Industrienationen seine früher vergleichbare und teilweise sogar
führende Stellung verloren. Deutschland liegt im internationalen Vergleich beim Anteil der FuE-
Aufwendungen am BIP unter den OECD4-Staaten hinter Schweden (knapp 4%), Japan und
Finnland, der Schweiz, den USA und Korea nur noch an siebter Stelle. Deutschland liegt mit
2,4% vor Frankreich. Während Deutschland Anfang der 1990er Jahre noch mit an der Spitze zu
finden war, liegt es heute im unteren Drittel der Spitzengruppe [BMBF 99].
2.2 Bedeutung von Ausbildung und Forschung für die technologische Leistungs-
fähigkeit
Die technologische Leistungsfähigkeit Deutschlands wird seit 1986 jährlich im Auftrag des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) [Kap. 3.3.3.1] untersucht und die Ergebnisse
werden in Berichten "Zur technologischen Leistungsfähigkeit Deutschlands" veröffentlicht. Da-
bei konzentrieren sich die Untersuchungen auf technologische und ökonomische Entwicklungen
im Bereich FuE-intensiver Technologien. Hinzu kommen aktuelle Fragestellungen zur technologi-
schen Leistungsfähigkeit sowie detaillierte Untersuchungen zur technologischen Spezialisierung
und zum Innovationsbeitrag des öffentlichen Forschungssystems. Daneben hat das BMBF die
beiden Delphi-Studien "Potentiale und Dimensionen der Wissensgesellschaft - Auswirkungen
auf Bildungsprozesse und Bildungsstrukturen" [Del I, Del II] sowie "Zukunft nachgefragt" [Del
98] in Auftrag gegeben, um von Experten abgesicherte Zukunftsprognosen über den Wirt-
schaftsstandort Deutschland zu erhalten. Die Bedeutung von Ausbildung und Qualifikation so-
wie Forschung und Entwicklung wurde außerdem vom Rat für Forschung, Technologie und In-
novation (Technologierat) untersucht [Rat 98]. Wesentliche Schlußfolgerungen der Berichte zur
technologischen Leistungsfähigkeit, der Delphi-Studien und die Ergebnisse des Technologierats
werden im folgenden zusammengefaßt.
Der Dienstleistungssektor und FuE-intensive Sektoren werden als Erfolgsfaktoren für den wirt-
schaftlichen Aufschwung in Deutschland angeführt [BMBF 97, BMBF 98]. Eine wichtige Aufga-
be ist die Intensivierung der Zusammenarbeit von Wissenschaft und Wirtschaft. Vielverspre-
chende Forschungsergebnisse werden sich nur dann positiv auf Wirtschaft und Beschäftigung
auswirken, wenn sie schnell in Innovationen umgesetzt werden. Daher werden Hochschulen
und außeruniversitäre Forschungsorganisationen [Kap. 3.2] aufgefordert, ihre Forschungsergeb-
nisse und ihr Wissen für die Wirtschaft nutzbar zu machen. Dies setzt voraus, daß auch kleine
und mittlere Unternehmen (KMU) qualifiziertes Personal bereitstellen, das die Schnittstelle für
den Wissens- und Technologietransfer aus der Wissenschaft in die Wirtschaft [Kap. 3.5] darstellt
[BMBF 97]. Hier bieten Kompetenznetze aus Hochschulen, außeruniversitären Forschungsinstitu-
ten und Wirtschaftsunternehmen einen erfolgversprechenden Ansatz [Rat 98 S. 36]. Im wissen-
schaftlichen Bereich wird eine Auflösung der Unterscheidung in Grundlagenforschung und an-
gewandte Forschung sowie von Disziplingrenzen gefordert, statt dessen wird eine fachübergrei-
fende, problemorientierte Zusammenarbeit unterschiedlicher Fach- und Methodenkompetenzen
in Centers of Excellence empfohlen [Rat 98 S. 44-48].
Als wichtigste Forschungsgebiete der nächsten Jahre werden Informations- und Kommunikati-
onstechnologien, Neue Werkstoffe und Neue Technologien sowie Bio- und Lebenstechnologien
bezeichnet [FhM 2/98a]. Auf diesen Forschungsgebieten sowie in der internationalen Wirtschaft
                                               
4 OECD = Organisation for Economic Co-Operation and Developement
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und Arbeitswelt, in Fragen des gesellschaftlichen Wandels und des Wissensmanagements wird
eine rasante Wissensentwicklung erwartet [Del I]. Auch wenn in einzelnen Fachgebieten, z.B.
den klassischen Naturwissenschaften, wenig Wissenszuwachs erwartet wird, sind sie eine wich-
tige Voraussetzung für die Wissensentwicklung in anderen Fachgebieten. Die bislang unterent-
wickelte, interdisziplinäre Zusammenarbeit unterschiedlicher Fachgebiete wird an Bedeutung
gewinnen [Del I]. Arbeitsstrukturen und das Bildungssystem werden sich entscheidend verän-
dern. Vernetzte Unternehmen, Produktionsverbünde und Telearbeit werden zu neuen Organisa-
tionsstrukturen führen [FhM 2/98a]. Lebensbegleitendes Lernen mit individuellen Qualifikatio-
nen wird wichtiger als allgemeine Abschlüsse [Rat 98]. Bei der Ausbildung und Qualifikation
stehen Interdisziplinarität, projektbezogenes und mediengestütztes Lernen sowie Selbstlern-
kompetenz im Vordergrund.
Schulen und Hochschulen müssen sich an die neuen Rahmenbedingungen der Informations-
und Wissensgesellschaft anpassen sowie Lerninhalte und -methoden reformieren [Del II].
Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß Forschung und Entwicklung eine notwendi-
ge, aber keine hinreichende Bedingung zur Sicherung der technologischen Leistungsfähigkeit
Deutschlands darstellt. Dazu gehören auch qualifizierte Naturwissenschaftler und Ingenieure mit
kreativen Ideen und Erfindungen, Unternehmen mit Mut zum Risiko sowie geeignete politische
Rahmenbedingungen. Langfristig wird die technologische Leistungsfähigkeit Deutschlands vom
Ausbildungsniveau an Schulen und Hochschulen abhängen, da der Bedarf an qualifizierten Ar-
beitskräften in der Informations- und Wissensgesellschaft steigt und sich ein zunehmender
Nachwuchsmangel in natur- und ingenieurwissenschaftlichen Berufen abzeichnet.
2.3 Lasertechnologie
Die schnelle Umsetzung von Forschungsergebnissen in Innovationen ist ein entscheidender Er-
folgsfaktor zur Sicherung der technologischen Leistungsfähigkeit Deutschlands. Neue Technolo-
gien gehören zu den Forschungsgebieten der Zukunft und besitzen ein enormes Innovationspo-
tential. Um dieses Potential zu nutzen, fördert das BMBF gezielt die Forschung und Entwicklung
in den Neuen Technologien. Dazu gehören u.a. Lasertechnologie, Materialforschung, Mikrosys-
temtechnik, Produktionssysteme und -technologien. Stellvertretend für die Anwendung von
FuE-intensiven Neuen Technologien wird die Lasertechnologie betrachtet.
Die Lasertechnologie und allgemein die optischen Technologien gelten in den Hochtechnolo-
gieländern Westeuropa, USA und Japan als zukunftsweisende Schlüsseltechnologie mit einem
enormen Innovationspotential und wirtschaftlichen Potential. Der Weltmarkt für Laserstrahlquel-
len wuchs von 4,5 Mrd. DM 1997 auf 5,4 Mrd. DM 1998 an und verzeichnete damit einen Zu-
wachs von 20% [PR 9/99]. Bei Lasersystemen, die neben Laserstrahlquellen auch verbundene
Geräte und Maschinen beinhalten, wurden 1998 weltweit 97 Mrd. DM umgesetzt, was einem
Zuwachs von 16% gegenüber 1997 entspricht [Tabelle 2-1].
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Marktsegment
Telekommunikation
Informationstechnik
u. Konsumelektronik
Medizin
Materialbearbeitung
Forschung u.
Meßtechnik
Gesamt
Laserstrahlquellen Lasersysteme
1997
1,5 Mrd. DM
0,65 Mrd. DM
0,6 Mrd. DM
1,4 Mrd. DM
0,35 Mrd. DM
4,5 Mrd. DM
1998
1,8 Mrd. DM
0,8 Mrd. DM
0,7 Mrd. DM
1,7 Mrd. DM
0,36 Mrd. DM
5,4 Mrd. DM
Zuwachs
20%
23%
17%
21%
3%
20%
1997
9,8 Mrd. DM
65 Mrd. DM
1,8 Mrd. DM
4,5 Mrd. DM
2,2 Mrd. DM
83,3 Mrd. DM
1998
12 Mrd. DM
75 Mrd. DM
1,9 Mrd. DM
5,2 Mrd. DM
2,5 Mrd. DM
97 Mrd. DM
Zuwachs
22%
15%
6%
16%
14%
16%
Tabelle 2-1 Jahresumsätze und Zuwächse bei Laserstrahlquellen und Lasersystemen 1997 und 1998
[Quelle: Optech Consulting, Bisingen]
Die höchsten Jahresumsätze bei Laserstrahlquellen erzielten 1998 die Marktsegmente Tele-
kommunikation und Materialbearbeitung, den höchsten Zuwachs gegenüber 1997 verzeichnete
mit 23% die Informationstechnik und Konsumelektronik. Das Marktsegment Medizin ist auf-
grund von Nachfragen nach kosmetischen Anwendungen der Lasertechnologie stark ansteigend
[PR 9/99]. Die höchsten Jahresumsätze bei Lasersystemen erzielte 1998 die Informationstechnik
und Konsumelektronik mit 75 Mrd. DM. Dies entspricht einem Anteil von 77% am Gesamtum-
satz von 97 Mrd. DM. Den höchsten Zuwachs verzeichnete mit 22% gegenüber 1997 die Tele-
kommunikation.
Amerikanische und deutsche Experten haben umfangreiche Untersuchungen zur zukünftigen
Bedeutung der optischen Technologien durchgeführt und kommen zu dem Ergebnis, daß die
optischen Technologien und speziell die Lasertechnologie im 21. Jahrhundert eine entscheiden-
de Rolle im globalen Wettbewerb spielen werden [COSE 98, WLT 99]. Die Bedeutung der Laser-
technologie besteht in ihrem wachsenden Einsatz in vielen Bereichen der Technik, Naturwissen-
schaft und Medizin. Laser werden dort angewendet, wo Präzision, Flexibilität, Umweltverträg-
lichkeit und Qualität eine wichtige Rolle spielen. Dies betrifft traditionelle Branchen wie Flug-
zeug-, Maschinen-, Werkzeug- und Schiffbau sowie in zunehmendem Maße Medizin-, Bio- und
Umwelttechnik [Laser 98 S. 3].
Die zielgerichtete, staatliche Förderung und enge Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und
Wirtschaft haben in Deutschland ein Netzwerk aus über 60 universitären und außeruniversitären
Forschungsinstituten im Bereich Lasertechnologie entstehen lassen, das entscheidend zur welt-
weiten Spitzenposition deutscher Unternehmen in der Lasertechnologie beigetragen hat. Bei der
Entwicklung von Laserstrahlquellen und Lasersystemen sind deutsche Unternehmen mit einem
Weltmarktanteil von mehr als 40% führend, darunter bei CO2-Lasern die Firmen TRUMPF Ma-
schinenfabrik und Rofin-Sinar Laser und bei Festkörperlasern Haas-Laser und Rofin-Sinar Laser
[Laser 98 S. 10]. Damit Deutschland auch zukünftig in der Lasertechnologie eine führende
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wissenschaftliche und wirtschaftliche Rolle im globalen Wettbewerb spielt, fördert das BMBF die
Lasertechnologie u.a. mit dem Förderkonzept "Laser 2000" und im Leitprojekt "Modulare Dio-
denlaser Strahlwerkzeuge: Optische Schweißzange - optische Schere" (MDS). Die Projektförde-
rung des BMBF in "Laser 2000" konzentriert sich auf die Schwerpunkte: Grundlagen für neue
Lasergenerationen, Präzisionsbearbeitung mit Laser, Grundlagen zur Erschließung neuer An-
wendungsfelder sowie Lasermedizin. Ziel von MDS ist es, die wissenschaftlich-technologische
Basis für neue, modulare Hochleistungsdiodenlaser (HDL) zu schaffen und ihr Anwendungs-
spektrum in voller Breite zu erschließen [FhM 2/98b]. HDL hoher Laserleistung und guter Strahl-
qualität werden in der Fertigungstechnik zu wesentlichen Effizienzsteigerungen führen. Da die
Strahlqualität von HDL zur Zeit noch deutlich unter der von CO2- und Nd:YAG-Lasern liegt, sind
erhebliche FuE-Arbeiten notwendig [Pop 98]. Dabei müssen sowohl Diodenlaserstrahlquellen als
auch zugehörige Optiksysteme neu entwickelt werden. Dies erfordert eine enge Zusammen-
arbeit von Halbleitertechnologie, Lasergerätetechnik und Laseranwendungstechnik, die durch
MDS ermöglicht wird.
Damit KMU von den Forschungsergebnissen in der Lasertechnologie profitieren, wurde in
Deutschland ein Netzwerk von Erprobungs- und Beratungszentren (EBZ) gegründet, in dem et-
wa 50 Einrichtungen in 10 regionalen Verbünden zusammengeschlossen sind. Dort werden
KMU von Laserexperten zu allgemeinen und speziellen Fragen der Lasertechnologie beraten.
Kompetenznetze stellen nach Einschätzung von Experten einen erfolgversprechenden Ansatz
dar, Forschungsergebnisse für die Wirtschaft nutzbar zu machen. Das BMBF unterstützt leis-
tungsfähige Kompetenznetze mit der Initiative "kompetenznetze.de" [Kap. 3.3.3.1]. Das Kom-
petenznetz Lasertechnik Aachen gehört zu den ersten geförderten Kompetenznetzen der
BMBF-Initiative.
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3 Öffentliches Forschungssystem
Die deutsche Wirtschaft wird im globalen Wettbewerb nur mit Innovationen bestehen können
[ZVEI 99]. Dazu ist neben gut ausgebildeten und qualifizierten Mitarbeitern und günstigen Rah-
menbedingungen für Forschung und Entwicklung in den Wirtschaftsunternehmen ein starkes,
öffentliches Forschungssystem erforderlich. Öffentlich geförderte Forschung und Entwicklung,
deren Ziele allein von Wissenschaftlern festgelegt und deren Kosten von der Gesellschaft aufge-
bracht werden, haben aufgrund der Bedeutung von Forschung und Entwicklung für die tech-
nologische Leistungsfähigkeit Deutschlands an Geltung verloren. Die Notwendigkeit von Pla-
nungs-, Überwachungs- und Steuerungsinstrumenten für Forschung und Entwicklung ist unum-
stritten. Offen ist allerdings noch, wer an diesen Aufgaben zukünftig beteiligt sein wird, wie sie
zu organisieren sind und welche Konsequenzen, auch finanzielle, sich daraus ergeben [BLK 97].
In diesem Kapitel werden zunächst die Begriffe Technologie, Technik, Innovation sowie For-
schung und Entwicklung definiert und gegeneinander abgegrenzt. Anbieter und Kunden von
Forschung und Entwicklung im öffentlichen Forschungssystem werden mit ihren unterschiedli-
chen Anforderungen und Besonderheiten vorgestellt. Abhängig von der Ausrichtung zwischen
Forschung und Entwicklung sind unterschiedliche rechtliche Rahmenbedingungen zu beachten.
Abschließend werden Verfahren des Wissens- und Technologietransfers sowie zur Evaluation
von Forschung und Entwicklung dargestellt.
3.1 Begriffsdefinitionen
3.1.1 Technologie und Technik
Bei der Abgrenzung von Technologie und Technik hilft ein Systemansatz [Bul 94 S. 34], der zwi-
schen dem Input Wissen über Problemlösungsalternativen, dem Prozeß Problemlösen und dem
Output Problemlösung unterscheidet [Bild 3-1].
Wissen über
Problemlösungs-
alternativen
Problemlösen,
Anwenden der Technologie
zur Problemlösung
Problemlösung
(Verfahren, Pro-
dukt, Material)
Technologie Technik
Input OutputProzeß
Angewandte Forschung
Entwicklung  Konstruktion
Bild 3-1 Abgrenzung von Technologie und Technik [Bul 94 S. 34]
3 Öffentliches Forschungssystem 10
Technologien sind das Wissen über Problemlösungsalternativen und naturwissenschaftlich-
technische Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge und sie entsprechen dem Input für den
Problemlösungsprozeß [Bild 3-1]. Technologien werden anhand des resultierenden Wettbe-
werbsvorsprungs unterschieden [Som 85]:
 Basistechnologien sind Technologien, die bereits von allen Wettbewerbern beherrscht
werden und für die meisten Produkte und Verfahren elementar geworden sind. Sie sind
nicht ausschlaggebend für den Wettbewerbserfolg und lassen keine bedeutenden Verbesse-
rungen mehr erwarten.
 Schlüsseltechnologien beeinflussen den Wettbewerb erheblich, schaffen einen Wettbe-
werbsvorsprung und bieten weiteres Verbesserungspotential.
 Schrittmachertechnologien befinden sich in einem frühen Entwicklungsstadium, lassen
aber bereits erkennen, daß sie erhebliche Auswirkungen auf den Wettbewerb haben wer-
den.
Beispiele für unterschiedliche Technologien sind die CNC-Steuerung für Werkzeugmaschinen als
Basistechnologie, die Lasertechnologie als Schlüsseltechnologie und die Hochleistungsdiodenla-
sertechnologie als Schrittmachertechnologie [Kap. 2.3].
Technik bezeichnet die materiellen Ergebnisse (Output) technischer Problemlösungsprozesse,
ihre Herstellung und ihren Einsatz [Bild 3-1]. Sie dokumentiert sich als Ergebnis von Technolo-
gien in Form von Produkten, Verfahren und Materialien. Technik wird anhand des erforderli-
chen FuE-Aufwandes unterschieden [BMBF 96 S. 3]:
 Spitzentechnik umfaßt Güter mit einem FuE-Aufwand über 8,5% des Umsatzes.
 Höherwertige Technik erfordert einen FuE-Aufwand von 3,5 - 8,5% des Umsatzes.
 Nicht FuE-intensive Technik umfaßt Güter mit einem FuE-Aufwand unter 3,5% des Um-
satzes.
Spitzentechnik und höherwertige Technik werden als FuE-intensive Technik zusammengefaßt
[BMBF 96 S. 3]. Die Unterscheidung zwischen Spitzentechnologien und höherwertigen Techno-
logien erfolgt analog zur Unterscheidung von Technik.
3.1.2 Innovation
Eine Innovation ist eine technische Neuerung, die den gesamten Prozeß von der Idee über die
Entwicklung und Produktion bis zur Markteinführung umfaßt. Sie beschreibt die wirtschaftliche
Verwertung, die mit der Markteinführung von Produkten oder dem produktionstechnischen
Einsatz von Verfahren endet [Pfe 92 S. 42]. Eine Invention (Neuerung, Erfindung) ist eine not-
wendige, aber keine hinreichende Bedingung für eine Innovation und kann durch Schutzrechte
[Kap. 3.4.3] vor Nachahmung geschützt werden.
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Innovationen werden in Produkt-, Verfahrens- und Sozialinnovationen unterschieden [Von 95]:
 Produktinnovationen erneuern die absatzfähigen Leistungen eines Unternehmens derart,
daß sie entweder dem Benutzer erlauben, bereits vorhandenen Bedarf in einer neuen, bes-
seren Art und Weise zu befriedigen oder neue Bedarfspotentiale schaffen.
 Verfahrensinnovationen sind gekennzeichnet durch neuartige Faktorkombinationen, die
kostengünstigere, qualitativ hochwertigere, sicherere oder schnellere Leistungen entlang des
gesamten betrieblichen Wertschöpfungsprozesses im Unternehmen ermöglichen.
 Sozialinnovationen sind Verbesserungen im Humanbereich, um die Leistungsbereitschaft
und -fähigkeit von Menschen in allen betrieblichen Aufgabenbereichen zu verändern.
Eine Sicherung der technologischen Innovationskraft von Unternehmen erfordert eine dauerhaf-
te Förderung von Innovationsfähigkeit, Innovationsbereitschaft und Innovationspotential5 der
Mitarbeiter. Diese können gezielt durch Personalmanagementmethoden [Kap. 4.4] unterstützt
werden.
3.1.3 Forschung und Entwicklung
Forschung und Entwicklung (FuE) sind Problemlösungsprozesse, die in einen umfassenden
Innovationsprozeß eingebettet sein können. Der Erfolg von Forschung und Entwicklung ist eine
notwendige, aber keine hinreichende Bedingung für den Markterfolg der resultierenden Innova-
tionen [Bro 99]. Bei Forschung und Entwicklung entstehen materielle technische Problemlösun-
gen (Technik). Darüber hinaus wird auch das zugehörige, immaterielle, technische Wissen zur
Technikerzeugung entwickelt (Technologie).
Die Entwicklung von Technologien und Technik wird weitgehend von der angewandten For-
schung und Entwicklung vorangetrieben, vorgelagert ist die Grundlagenforschung [OEC 92]:
 Grundlagenforschung (GLF) ist eine experimentelle oder theoretische Arbeit, die zur Ge-
winnung neuen Wissens über die Grundlagen von Phänomenen und beobachtbaren Tatsa-
chen durchgeführt wird, ohne an einer besonderen Anwendung orientiert zu sein.
 Angewandte Forschung ist eine erstmalige Untersuchung zur Erlangung neuen Wissens.
Sie ist vorwiegend auf praktische Ziele ausgerichtet.
 Entwicklung ist eine systematische Arbeit, die auf bestehende praktische und forschungs-
bedingte Erfahrungen aufbaut und auf die Herstellung oder wesentliche Verbesserung neu-
er Materialien, Produkte, Produktionsprozesse, Systeme oder Dienstleistungen gerichtet ist.
                                               
5 Innovationsfähigkeit beschreibt die Fach- und Sozialkompetenzen, die notwendig sind, um Neuerungen initiieren,
tragen und nutzen zu können. Innovationsbereitschaft umfaßt den grundsätzlichen Willen, sich mit Neuerungen
zu beschäftigen. Innovationspotential stellt die individuellen Möglichkeiten eines Menschen dar, sich langfristig
mit Neuerungen unter sich ständig verändernden Rahmenbedingungen zu beschäftigen.
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In Tabelle 3-1 sind Merkmale von Grundlagenforschung, angewandter Forschung und Entwick-
lung zusammengefaßt.
Zielsetzung naturwissenschaftlich-
technisch
naturwissenschaftlich-
technisch u. ökonomisch
ökonomisch
Auftraggeber Staat, Gesellschaft
und Wirtschaft
WirtschaftStaat und Gesellschaft
Zielvorgabe klar definierbar
(Lastenheft)
sehr schwer definierbar
Dynamik hohe, durch Auftraggeber
induzierte Dynamik
hohe Eigendynamik
Wirtschaftliches Risiko sehr hoch hochnicht zu bestimmen
Grundlagenforschung EntwicklungAngewandte Forschung
definierbar
von außen induzierte
und Eigendynamik
Tabelle 3-1 Merkmale von Grundlagenforschung, angewandter Forschung und Entwicklung
Grundlagenforschung, angewandte Forschung und Entwicklung konnten in der Vergangenheit
als linearer Prozeß voneinander abgegrenzt werden. Aufgrund der zunehmenden Komplexität
von Aufgaben und Problemen können Forschungsvorhaben derzeit nur schwer eindeutig zuge-
ordnet werden. Forschung und Entwicklung ist eine komplexe Kette, die durch ein iteratives
Vorgehen und eine Rückkopplung zwischen Grundlagenforschung, angewandter Forschung
und Entwicklung gekennzeichnet ist [BLK 97 S. 8].
Das Spektrum zwischen Grundlagenforschung und industrieller Serienentwicklung kann detail-
lierter abgebildet werden [Bild 3-2].
Auftraggeber
Gesellschaft
Auftraggeber
Wirtschaft
Konkretisierung in Richtung
Produkt und Markt
Industrielle
Serien-
entwicklung
Erkenntnisorien-
tierte Grundlagen-
forschung
Anwendungs-
orientierte
Grundlagen-
forschung
Produkt-
orientierte
angewandte
Forschung
Entwicklung
von Proto-
typen und
Pilotanlagen
Forschung und Entwicklung
Bild 3-2 Spektrum von Forschung und Entwicklung
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Grundlagenforschung, die an keiner besonderen Anwendung orientiert ist, wird als erkenntnis-
orientierte Grundlagenforschung bezeichnet und grenzt sich von der anwendungsorientierten
Grundlagenforschung ab.
Als Forschung und Entwicklung werden im folgenden anwendungsorientierte Grundlagenfor-
schung, produktorientierte angewandte Forschung sowie Entwicklung von Prototypen und Pi-
lotanlagen zusammengefaßt [Abr 97].
3.2 Forschungsorganisationen
Forschung und Entwicklung sowie die Umsetzung neuer Technologien und Techniken gehören
in einer Marktwirtschaft zu den Aufgaben der Wirtschaft. Staatliche Interventionen sind not-
wendig, wenn zwischen Marktgleichgewicht und Optimum für das Gesamtsystem ein Marktver-
sagen vorliegt [Gab 97 S. 2558]. Dann ist es Aufgabe der staatlichen Forschungs- und Techno-
logieförderung, das Marktversagen auszugleichen. Dabei sollten die Schwerpunkte staatlicher
Maßnahmen im Bereich der Grundlagenforschung liegen, da sich das Marktversagen insbeson-
dere in diesem Bereich auswirkt.
Neben den FuE-Abteilungen der Wirtschaftsunternehmen sind universitäre und außeruniversitä-
re Forschungsorganisationen wichtige Produzenten und Anbieter von Forschung und Entwick-
lung. Zu den wichtigen universitären und außeruniversitären Forschungsorganisationen in
Deutschland gehören:
 Max-Planck-Gesellschaft [Kap. 3.2.1]  Fraunhofer-Gesellschaft [Kap. 3.2.2]
 Helmholtz-Gemeinschaft [Kap. 3.2.3]  Leibniz-Gemeinschaft [Kap. 3.2.4]
 Hochschulen [Kap. 3.2.5]
Jede der Forschungsorganisationen übernimmt spezielle Aufgaben im deutschen Forschungssys-
tem. Sie finanzieren sich über Auftragsforschung, institutionelle Förderung und öffentliche Pro-
jektförderung.
Auftragsforschung
Auftragsforschung bedeutet, daß private oder öffentliche Forschungsinstitute FuE-Arbeiten für
einen Auftraggeber übernehmen und diese nicht mit öffentlichen Geldern finanziert werden.
Die Notwendigkeit, innovative Produkte und Verfahren zu entwickeln und kürzere Lebenszyklen
zu realisieren, um im Wettbewerb erfolgreich zu bestehen, zwingt Unternehmen dazu, ihre FuE-
Aktivitäten zu erhöhen. Da insbesondere KMU nicht über ausreichende FuE-Kapazitäten mit
entsprechendem Wissen verfügen, nutzen solche Unternehmen öffentliche Forschungsinstitute.
Institutionelle Förderung
Ziele der institutionellen Förderung durch Bund und Länder sind in erster Linie die Bearbeitung
selbstgewählter Forschungsthemen zur Sicherung des wissenschaftlichen Potentials sowie die
Entwicklung neuer Technologien und deren ständige Beobachtung. Daneben werden institutio-
nelle Fördermittel zur Zufinanzierung nicht kostendeckender Projekte (z.B. EU, DFG, AiF), für ex-
tern nicht abrechenbare Kostenüberschreitungen in Projekten, nicht abrechenbare Vorlaufkos-
ten für Projekte (z. B. Akquisitionszeiten) und zur Ausfallfinanzierung (z.B. bei Zahlungsunfähig-
keit des Kunden) eingesetzt [Bul 99 S. 29].
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Öffentliche Projektförderung
Im Rahmen der direkten öffentlichen Projektförderung werden Forschungsvorhaben gefördert,
die ein hohes technisches und wirtschaftliches Risiko für die Unternehmen beinhalten und die
Lösungen in absehbarer Zukunft von den Unternehmen nicht eigenständig erbracht werden
können [Bul 99 S. 29]. Als erfolgreiche Programme bei der öffentlichen Projektförderung haben
sich die Verbund- und Leitprojekte des BMBF erwiesen [Kap. 3.3.3.1]. Durch die Beteiligung
mehrerer Forschungsinstitute und Wirtschaftsunternehmen sollen Ressourcen gebündelt wer-
den und der Wissens- und Technologietransfer aus der Wissenschaft in die Wirtschaft [Kap. 3.5]
beschleunigt werden [Bul 99 S. 29].
3.2.1 Max-Planck-Gesellschaft
Die Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. (MPG) ist eine privatrechtli-
che, gemeinnützige Forschungsorganisation, die sich eigenverantwortlich der erkenntnis- und
anwendungsorientierten Grundlagenforschung in Natur-, Sozial- und Geisteswissenschaften
widmet. Ziel der MPG ist es, Forschung auf höchstem internationalem Niveau zu betreiben und
wettbewerbsfähige Centers of Excellence hervorzubringen [MPG Üb]. Die Finanzierung der MPG
erfolgt zu 95% über institutionelle Förderung, die übrigen 5% werden aus Spenden, Mitglied-
schaftsbeiträgen und eigenen Erträgen finanziert [MPG Za].
Aufgabe der MPG ist es, neue, zukunftsträchtige Forschungsgebiete aufzugreifen, die in den
Hochschulen [Kap. 3.2.5] noch keinen oder keinen ausreichenden Platz finden, wegen ihres in-
terdisziplinären Charakters nicht in das Organisationsgefüge von Hochschulen passen oder ei-
nen personellen oder apparativen Aufwand erfordern, der von Hochschulen nicht erbracht wer-
den kann [MPG Üb].
Max-Planck-Institute tragen wesentlich zur Ausbildung und Qualifikation von Nachwuchswis-
senschaftlern bei, die anschließend verschiedene Positionen in Wissenschaft und Wirtschaft ü-
bernehmen. Durchschnittlich sind jährlich etwa 3.000 Diplomanden, Doktoranden und Habilitie-
rende in den Max-Planck-Instituten tätig. Dabei entstehen etwa 700 Dissertationen und 20 Ha-
bilitationen. Begabte junge Wissenschaftler werden in selbständigen Nachwuchsgruppen der
MPG gefördert [MPG Na].
3.2.2 Fraunhofer-Gesellschaft
Die Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) ist die führende Trägerorganisation von Instituten der ange-
wandten Forschung in Deutschland. Forschung und Entwicklung in den Fraunhofer-Instituten
konzentriert sich auf die Ingenieurwissenschaften. Ziel der FhG ist die Umsetzung von For-
schungsergebnissen in neue, innovative Produkte, Verfahren und Dienstleistungen [FhG 98].
Das Finanzierungsmodell der FhG enthält im Unterschied zu den übrigen Forschungsorganisati-
onen, die eine feste, institutionelle Förderung erhalten, eine leistungsbezogene, von den Wirt-
schaftserträgen abhängige, institutionelle Förderung.
Die FhG führt Auftragsforschung für die Wirtschaft und öffentliche Einrichtungen aus und bie-
tet Informations- und Serviceleistungen an. Dabei will die FhG nachfrageorientiert den aktuellen
und kurzfristig zu erwartenden Auftragsforschungsmarkt bedienen und angebotsorientiert neue
Technologien auf dem FuE-Markt anbieten [FhG Üb].
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Aus institutionellen Fördermitteln werden Eigenforschungsprogramme finanziert, die die wis-
senschaftliche Qualität der Fraunhofer-Institute sichern sowie neues Wissen und neue Techno-
logien hervorbringen sollen. Außerdem soll die Zusammenarbeit der einzelnen Fraunhofer-
Institute mit der Wirtschaft und eine institutsübergreifende Kooperation verstärkt werden. Zu
den Eigenforschungsprogrammen der FhG zählen Gemeinsame Studien, Wirtschaftsorientierte
Strategische Allianzen, Operative und Strategische Eigenforschungsprojekte sowie Informations-
und Demonstrationszentren [FhG Eig].
3.2.3 Helmholtz-Gemeinschaft
Die 16 deutschen Großforschungseinrichtungen, die sich in der Hermann von Helmholtz-Ge-
meinschaft Deutscher Forschungszentren (HGF), kurz Helmholtz-Gemeinschaft, zusammenge-
schlossen haben, verfolgen langfristige, staatliche Forschungsziele in wissenschaftlicher Auto-
nomie.
Helmholtz-Zentren betreiben naturwissenschaftlich-technische und biologisch-medizinische For-
schung und Entwicklung [HGF 98 S. 9]. Zu den Aufgaben der Helmholtz-Zentren gehören kom-
plexe, wissenschaftlich-technische Fragen und Querschnittsaufgaben, Grundlagenforschung an
wissenschaftlichen und technischen Großgeräten sowie die Entwicklung von Systemlösungen.
Dies erfordert erhebliche finanzielle und personelle Ressourcen, eine anspruchsvolle, wissen-
schaftlich-technische Infrastruktur sowie ein hohes Maß an Kontinuität und Kooperation über
fachliche, institutionelle und nationale Grenzen hinweg [HGF 98 S. 9].
Als Wissenschaftsorganisation fördert die HGF den Erfahrungs- und Informationsaustausch der
Helmholtz-Zentren, koordiniert FuE-Arbeiten und vertritt die Interessen und Belange der Helm-
holtz-Zentren nach außen [HGF 98 S. 9].
3.2.4 Leibniz-Gemeinschaft
Die Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz (WGL), kurz Leibniz-Gemeinschaft, ist
eine Organisation wissenschaftlicher Selbstverwaltung. Die WGL ist 1997 aus der Wissen-
schaftsgemeinschaft Blaue Liste (WBL) hervorgegangen und ihr gehören fast alle Einrichtungen
der Blauen Liste (BLE) an [WGL Üb]. Aufgrund der überregionalen Bedeutung und des wissen-
schaftspolitischen Interesses werden die Leibniz-Institute als rechtlich und wirtschaftlich selb-
ständige Forschungsinstitute und Institute mit Servicefunktion für die Forschung überwiegend
staatlich gefördert [Fakt 98 S. 298].
Die Leibniz-Institute haben ihr Aufgabenspektrum in der erkenntnis- und anwendungsorientier-
ten Grundlagenforschung [WGL Üb]. Zu den Einrichtungen der WGL [Fakt 98 S. 300-329] gehö-
ren u.a. die Fachinformationszentren FIZ Karlsruhe und FIZ Technik, die bei der Entwicklung und
dem Betrieb von Informationssystemen sowie Patent- und Literaturdatenbanken wichtige Auf-
gaben übernehmen [Kap. 9.1.2].
Die Geschäftsstelle der WGL übernimmt die Kontaktpflege und Interessenvertretung gegenüber
öffentlichen Förderorganisationen, Wissenschaftsorganisationen und Wirtschaftsverbänden so-
wie Kooperationen mit nationalen und internationalen Forschungsinstituten [WGL Üb].
An den Leibniz-Instituten waren 1998 insgesamt 1.055 Doktoranden und 320 Diplomanden
angestellt, so daß auch die WGL eine wichtige Funktion bei der Ausbildung und Qualifikation
übernimmt.
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3.2.5 Hochschulen
Universitäre Forschung und Entwicklung sowie Ausbildung und Qualifikation wird in den Hoch-
schulen betrieben. Sie bilden das Fundament des öffentlichen Forschungssystems aufgrund der
Vielfalt an Fachgebieten, der Grundlagenorientierung von Forschung und Entwicklung, ihrer
Verantwortung für die Ausbildung und Qualifikation des wissenschaftlichen Nachwuchses und
der Möglichkeit, sich grundsätzlich jeder Forschungsthematik anzunehmen [BLK 97 S. 6]. Dabei
kann eine einzelne Hochschule nicht mehr alle Fachgebiete gleichmäßig abdecken. Daher ge-
winnen Kooperationen von Hochschulen mit außeruniversitären Forschungsinstituten an Bedeu-
tung, damit der wissenschaftliche Nachwuchs aktuelle, praxisnahe Forschungsthemen in seinen
wissenschaftlichen Arbeiten (Studien- und Diplomarbeiten, Dissertationen, Habilitationen) be-
handeln kann.
Zu den Hochschularten, die im Bereich Forschung und Entwicklung von Bedeutung sind, gehö-
ren wissenschaftliche Hochschulen und Fachhochschulen. Universitäten, Technische Universitä-
ten und Gesamthochschulen verfügen über ein Promotions- und Habilitationsrecht [Gab 97 S.
1788].
3.2.6 Zusammenfassung Forschungsorganisationen
In Tabelle 3-2 sind die wesentlichen Kennzahlen der außeruniversitären Forschungsorganisatio-
nen in Deutschland zusammengefaßt. Die Zahlenwerte beziehen sich auf das Jahr 1998. Die
Hochschulen sind nicht aufgeführt, da aufgrund der Länderverantwortung keine Daten für die
gesamte Bundesrepublik Deutschland vorliegen.
Anzahl Institute 79164780
Budget 1,5 Mrd. DM3,966 Mrd. DM1,3 Mrd. DM2,024 Mrd. DM
Anteil inst. Förderung 80%77%40%95%
Schwerpunkte erkenntnis- u.
anwendungs-
orientierte GLF
GLF an Großge-
räten, Vorsorge-
forschung
Forschung und
Entwicklung
erkenntnis- u.
anwendungs-
orientierte GLF
Fachgebiete gesamtes
Spektrum
Technik, Biologie,
Medizin, Natur-
wissenschaften
Ingenieurwissen-
schaften
Natur-, Sozial- u.
Geisteswissen-
schaften
WGLHGFFhGMPG
Beschäftigte 11.00022.5008.90010.700
FuE-Personal 5.00015.5003.0002.900
Tabelle 3-2 Übersicht über die außeruniversitären Forschungsorganisationen in Deutschland (Stand 1998)
[Fakt 98, MPG Za]
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Der unterschiedlich hohe Anteil institutioneller Förderung macht deutlich, daß die staatliche For-
schungs- und Technologieförderung versucht, das Marktversagen auszugleichen, denn Grund-
lagenforschung in der MPG, WGL und HGF wird überwiegend staatlich finanziert, wohingegen
angewandte Forschung und Entwicklung in der FhG nach der unterschiedlichen Marktnähe von
Projekten differenziert und entsprechend gefördert wird.
3.3 Kunden von Forschungsorganisationen
Da Forschung und Entwicklung in Deutschland überwiegend von der Wirtschaft finanziert wird
[Bild 2-1], gehören Wirtschaftsunternehmen zu den wichtigsten Kunden von Forschungsorgani-
sationen. Die Kunden lassen sich folgendermaßen klassifizieren:
 Wirtschaft [Kap. 3.3.1]  Staat und Gesellschaft [Kap. 3.3.2]
 Förderorganisationen [Kap. 3.3.3]  Hochschulabsolventen [Kap. 3.3.4]
3.3.1 Wirtschaft
Die deutsche Wirtschaft ist wesentlich durch kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geprägt.
Während Großunternehmen zwischen 1990 und 1995 etwa 750.000 Arbeitsplätze bedingt
durch Umsatzeinbußen, Umstrukturierungen und Konzentration auf Kernkompetenzen abge-
baut haben, haben KMU im gleichen Zeitraum etwa 1 Mio. neue Arbeitsplätze geschaffen [Inn
98]. KMU und Großunternehmen unterscheiden sich hinsichtlich ihrer FuE-Aktivitäten und Inves-
titionen in Forschung und Entwicklung. Während KMU FuE-Aktivitäten eher sporadisch durch-
führen, weisen Großunternehmen eine höhere Kontinuität der FuE-Aktivitäten auf [Inn 98]. Un-
ter dem zunehmenden Wettbewerbsdruck werden Forschungsinstitute für KMU bei der Wis-
sensbeschaffung eine immer stärkere Rolle spielen [Kap. 2.2].
Vor dem Hintergrund der Bedeutung von Forschung und Entwicklung für die technologische
Leistungsfähigkeit Deutschlands lassen sich folgende generelle Anforderungen der Wirtschaft an
Forschungsorganisationen und ihre Forschungsinstitute formulieren:
 Entwicklung von neuen Technologien und Techniken
 Unterstützung bei der Einführung von neuen Technologien und Techniken im Unternehmen
 Zugang zu wissenschaftlicher und technischer Ausstattung von Forschungsinstituten
 Ausbildung von qualifizierten Mitarbeitern
 Personaltransfer aus der Wissenschaft in die Wirtschaft [Kap. 3.5]
 Bildung von Kompetenznetzen
Bis eine neue Technologie oder Technik bis zur Marktreife entwickelt ist, sind hohe Investitionen
erforderlich. Auftraggeber aus der Wirtschaft sind an Neuentwicklungen in der Regel nur inte-
ressiert, wenn sie sicher sein können, die Ergebnisse verwerten zu können. Dies ist dann der
Fall, wenn die gleichen Ergebnisse nicht bereits auf dem FuE-Markt angeboten werden und kei-
ne bestehenden Schutzrechte die Verwertung einschränken oder sogar ausschließen.
Um dies sicherzustellen, müssen Ideen und Erfindungen rechtzeitig durch entsprechende
Schutzrechte [Kap. 3.4.3] abgesichert und der Stand der Technik durch systematische Recher-
chen [Kap. 9.1] ermittelt werden.
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Außerdem fordern Auftraggeber aus der Wirtschaft kurze Entwicklungszeiten, geringe Entwick-
lungskosten und eine hohe Qualität der Forschungsergebnisse. Dies kann durch Projektmana-
gementmethoden [Kap. 4.5] positiv beeinflußt werden.
3.3.2 Staat und Gesellschaft
Der Staat, d.h. Bund und Länder, finanzieren in Deutschland etwa ein Drittel der FuE-
Aufwendungen [Kap. 2.1], wovon etwa zwei Drittel vom Bund und ein Drittel von den Ländern
finanziert werden. Die Forschungsförderung des Bundes wird von verschiedenen Bundesministe-
rien ausgeführt. Dabei übernimmt das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
den Großteil der Aufgaben, neben dem Bundesministerium für Verteidigung (BMVg) und dem
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) [Fakt 98 S. 19].
Forschungs- und Technologiepolitik bezeichnet die Gesamtheit der Maßnahmen, mit denen der
Staat auf eine Erhöhung des technischen Fortschritts in der Wirtschaft abzielt [Gab 97 S. 3728].
Zu den forschungs- und technologiepolitischen Zielen in Deutschland gehören derzeit die Förde-
rung von Spitzentechnologien als Innovationsmotoren, die Vorsorge und Zukunftsgestaltung
durch Forschung, die Sicherung wissenschaftlicher Exzellenz, die Stärkung und Vernetzung der
Forschungslandschaft, der Ausbau der Forschung in den neuen Bundesländern sowie die Stär-
kung der internationalen Zusammenarbeit [Fakt 98].
Staat und Gesellschaft haben folgende Erwartungen an die Forschungsorganisationen und ihre
Forschungsinstitute:
 Ausrichtung der Forschungsschwerpunkte an den Bedürfnissen der Wirtschaft
 Erwerb neuer wissenschaftlich-technologischer Kompetenzen
 Wissens- und Technologietransfer aus der Wissenschaft in die Wirtschaft [Kap. 3.5]
 Bildung von Kompetenznetzen
Mit dem technischen Fortschritt war in der Vergangenheit häufig die Ausbeutung natürlicher
Ressourcen und eine starke Umweltbelastung verbunden. Von allen Personen und Forschungs-
instituten, die Forschung und Entwicklung betreiben, wird ihre gesellschaftliche Verantwortung
für den Schutz von Umwelt und Natur gefordert [Kai 99].
3.3.3 Förderorganisationen
Die öffentliche Projektförderung gehört zu den drei Finanzierungsquellen von Forschungsorga-
nisationen [Kap. 3.2] und wird von verschiedenen nationalen und internationalen Förderorgani-
sationen durchgeführt. Zu den wichtigsten Förderorganisationen gehören:
 Bundesministerium für Bildung und
Forschung [Kap. 3.3.3.1]
 Deutsche Forschungsgemeinschaft
[Kap. 3.3.3.2]
 Arbeitsgemeinschaft industrieller For-
schungsvereinigungen [Kap. 3.3.3.3]
 Europäische Union [Kap. 3.3.3.4]
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3.3.3.1 Bundesministerium für Bildung und Forschung
Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) ist die für die staatliche Forschungs-
förderung zuständige Bundesbehörde. Nach dem Wechsel der Bundesregierung im Oktober
1998 wurde der Bereich Technologie vom Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Technologie zum Bundesministerium für Wirtschaft verlagert. Die Ministerien hei-
ßen seitdem Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) sowie Bundesministerium
für Wirtschaft und Technologie (BMWi).
Das BMBF fördert institutionell die MPG, FhG, HGF und WGL. Es beteiligt sich an den Ausgaben
für den Aus- und Neubau von Hochschulen und fördert die Hochschulforschung über die Deut-
sche Forschungsgemeinschaft [Kap. 3.3.3.2] und durch Sonderprogramme für Forscher, dabei
insbesondere Nachwuchsforscher [Fakt 98 S. 21]. Daneben gehört die Projektförderung zu den
Aufgaben des BMBF [För 98 S. 12]. Die wichtigsten Förderinstrumente sind Verbund- und Leit-
projekte. In Verbundprojekten arbeiten Einrichtungen aus Wissenschaft, Forschung und Wirt-
schaft arbeitsteilig zusammen. Leitprojekte sollen für eine stärkere Innovationsstimulierung der
deutschen Forschung und Entwicklung sorgen und marktfähige Innovationen auf strategischen,
für die Volkswirtschaft bedeutsamen Gebieten fördern. Sie sind disziplin- und branchenüber-
greifend angelegt und werden über Ideenwettbewerbe vom BMBF öffentlich ausgeschrieben.
Im Rahmen vorgegebener Themenfelder stellen sich die Teilnehmer in offenen Ideenwettbe-
werben ihre konkrete Aufgabe selbst. Unabhängige Fachjurys wählen die besten Ideen und viel-
versprechendsten Lösungsansätze aus. Gefördert werden Zusammenschlüsse von Hochschulen,
außeruniversitären Forschungsinstituten und Wirtschaftsunternehmen. Dabei ist die Zusammen-
führung von Forschern, Entwicklern und Anwendern wichtig [Fakt 98 S. 134].
Das BMBF unterstützt leistungsfähige Kompetenznetze bei der Präsentation ihrer Kompetenzen
auf der Online-Plattform "kompetenznetze.de". Die Online-Plattform ist ein Instrument für in-
ternationales Standortmarketing, eine Recherchequelle zur deutschen Bildungs- und For-
schungslandschaft und ein Forum für Kommunikation und Kooperation zwischen in- und aus-
ländischen Akteuren. Sie bietet Links zur Fachszene und Region und informiert über aktuelle
Trends. Über die Aufnahme von neuen Kompetenznetzen auf die Online-Plattform entscheidet
ein Beirat, den das BMBF einberufen hat.
3.3.3.2 Deutsche Forschungsgemeinschaft
Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) ist die zentrale Selbstverwaltungsorganisation der
Wissenschaften in Deutschland und die wichtigste Förderorganisation für die universitäre For-
schung [DFG]. Die Hauptaufgabe der DFG besteht in der finanziellen Unterstützung von For-
schungsvorhaben an Hochschulen. Dazu stehen ihr verschiedene Verfahren und Instrumente zur
Verfügung, wie z.B. Normal-, Schwerpunktverfahren oder Sonderforschungsbereiche [Fakt 98 S.
252-253]. Daneben fördert die DFG den wissenschaftlichen Nachwuchs in speziellen Program-
men und berät Parlamente und Behörden in wissenschaftlichen Fragen.
Die DFG finanziert sich aus Bundes- und Ländermitteln sowie aus Stiftungsgeldern und erhält
für spezielle Aufgaben eine Sonderfinanzierung des Bundes. Der Haushalt der DFG hatte 1998
ein Volumen von 2,21 Mrd. DM, darunter 1,331 Mrd. DM Bundesmittel (60%) und 869,5 Mio.
DM Ländermittel (39,4%) [Fakt 98 S. 253].
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3.3.3.3 Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen
Die Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen "Otto von Guericke" e.V. (AiF)
ist die Dachorganisation von mehr als 100 Forschungsinstituten aus unterschiedlichen Wirt-
schaftsbranchen [Fakt 98 S. 260]. Zu den Aufgaben der AiF gehören die Förderung der indus-
triellen Gemeinschaftsforschung im Auftrag des BMWi und die Übernahme von Projektträger-
schaften für das BMBF, BMWi und die EU [AiF].
Die AiF fördert wissenschaftlich-technische Vorhaben, die von Forschungsinstituten als repräsen-
tative Vertretungen von Wirtschaftsunternehmen einer Branche oder eines Technologiefeldes
gemeinsam und vorwettbewerblich organisiert werden [För 98 S. 114]. Die Ergebnisse sind für
alle Unternehmen zugänglich und dienen insbesondere dem Ausgleich größenbedingter
Nachteile von KMU. Die Förderung durch die AiF erfolgt aus Finanzmitteln des BMWi, das jähr-
lich etwa 150-170 Mio. DM zur Verfügung stellt [Fakt 98 S. 260].
3.3.3.4 Europäische Union
Zunehmende Bedeutung bei der öffentlichen Projektförderung gewinnt die Europäische Union
(EU), die derzeit 16,3 Mrd. ECU in 5 Jahren für die Förderung von Forschung und Entwicklung
aufwendet [Fakt 98 S. 224]. Grundlage der EU-Förderung sind mehrjährige Rahmenprogramme
der Europäischen Kommission. Ziele der EU-Förderung sind die Stärkung der wissenschaftlichen
und technologischen Grundlagen der Wirtschaft in der EU und die Förderung der internationa-
len Wettbewerbsfähigkeit. Zunächst war die EU-Förderung auf die vorwettbewerbliche Grund-
lagenforschung konzentriert. Mittlerweile richtet die Europäische Kommission ihre Förderpro-
gramme verstärkt auf marktnahe FuE-Projekte aus, um die Position europäischer Unternehmen
im Wettbewerb mit japanischen und amerikanischen Unternehmen zu stärken [För 98 S. 180].
Die Forschungs- und Technologieförderung der EU wird seit 1985 durch die Forschungsinitiative
EUREKA6 ergänzt. Im Rahmen von EUREKA werden marktnahe Hochtechnologieprojekte durch-
geführt, an denen Wirtschaftsunternehmen und Forschungsinstitute aus mindestens zwei euro-
päischen Ländern beteiligt sind [Fakt 98 S. 227-228].
3.3.4 Hochschulabsolventen
Hochschulabsolventen erwarten eine Ausbildung und Qualifikation während ihres Studiums, mit
der sie die Anforderungen von Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft weitgehend erfüllen
und im globalen Wettbewerb bestehen können. Als Entwickler und Gestalter von Technologien
und Techniken sind Naturwissenschaftler und Ingenieure im Umfeld der Globalisierung und des
technischen Wandels strukturellen Veränderungen ausgesetzt, die ihre Tätigkeit entscheidend
beeinflussen. Um den ständig wechselnden Anforderungen gerecht zu werden, ist eine entspre-
chende Ausbildung und Qualifikation erforderlich [Eve 97, Kus 97, Tre 97].
Das Qualifikationsprofil des "Ingenieurs von morgen" erfordert das Zusammenspiel von soge-
nannten harten und weichen Faktoren [BMBF Aus]. Zu den harten Faktoren zählen beispielswei-
se ein breites, interdisziplinäres, technisches Fachwissen, system- und problemorientiertes Den-
ken, betriebswirtschaftliche Kenntnisse, Methoden des Projektmanagements und der Entschei-
dungsfindung sowie Marketing- und Fremdsprachenkenntnisse.
                                               
6 EUREKA = European Research Coordinating Agency
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Diese harten Faktoren können in modernen Unternehmensstrukturen nur dann effektiv ange-
wendet werden, wenn sie mit weichen Faktoren kombiniert sind, die in natur- und ingenieur-
wissenschaftlichen Studiengängen allerdings gar nicht oder nur unzureichend vermittelt wer-
den. Zu den weichen Faktoren zählen beispielsweise Kommunikations- und Teamfähigkeit, Füh-
rungstechniken und -verhalten, Lernfähigkeit und die Bereitschaft zu lebensbegleitendem Ler-
nen [BMBF Aus].
In einer Studie der TU Berlin wurden die Anforderungen der Wirtschaft an die Ausbildung und
Qualifikation von Hochschulabsolventen festgestellt [Her 99]. Ihr Qualifikationsprofil wird durch
Fach-, Methoden- und Sozialkompetenz [Kap. 4.4.1] beschrieben. Das Qualifikationsprofil eines
idealen Hochschulabsolventen setzt sich folgendermaßen zusammen: 38% Fachkompetenz,
33% Sozialkompetenz und 27% Methodenkompetenz. Dies zeigt, daß einerseits ein hohes
Maß an Fachkompetenz erwartet wird, aber gleichzeitig Sozial- und Methodenkompetenz als
sehr wichtig eingestuft werden [Her 99].
Deutsche Hochschulen werden aufgrund der fehlenden Kompatibilität ihrer Abschlüsse mit den
international verbreiteten Abschlüssen Bachelor und Master zunehmend vom globalen Bildungs-
system entkoppelt. Damit Hochschulabsolventen deutscher Hochschulen unter den Anforde-
rungen der Globalisierung bestehen können, muß das deutsche Bildungssystem an die interna-
tional üblichen Ausbildungsstrukturen angeglichen werden [Eve 97]. Der VDI hat eine Einfüh-
rung von international kompatiblen Bachelor- und Masterstudiengängen an deutschen Universi-
täten und Fachhochschulen in Ergänzung zu bestehenden Diplomstudiengängen empfohlen
[VDI 98a]. Vergleichbarkeit und Qualität von Ausbildung, Studium und Abschlüssen sollen durch
eine bundesweite Akkreditierung gesichert werden [VDI 98b].
3.4 Rechtliche Rahmenbedingungen
Forschung und Entwicklung wird immer stärker durch rechtliche Rahmenbedingungen
beeinflußt. Bei Produktentwicklungen spielen Produkthaftung und CE-Kennzeichnung eine
wichtige Rolle und zum Schutz von Forschungsergebnissen vor Nachahmung gewinnen Schutz-
rechte an Bedeutung.
 Produkthaftung [Kap. 3.4.1]  CE-Kennzeichnung [Kap. 3.4.2]
 Schutzrechte [Kap. 3.4.3]
3.4.1 Produkthaftung
Produktentwicklungen, wie z.B. Prototypen oder Pilotanlagen, die in technologieorientierten
Forschungsinstituten entwickelt werden, fallen unter die Produkthaftung. Produkthaftung be-
zeichnet die verschuldensunabhängige Haftung eines Herstellers für Schäden aus der Benutzung
eines von ihm in den Verkehr gebrachten fehlerhaften Produkts. Ein Produkt hat einen Fehler,
wenn es nicht die Sicherheit bietet, die unter Berücksichtigung aller Umstände, insbesondere
seiner Darbietung, des Gebrauchs, mit dem gerechnet werden kann, und des Zeitpunkts, in
dem es in Verkehr gebracht wurde, erwartet werden kann. Wird jemand durch den Fehler eines
Produkts verletzt, getötet oder eine Sache beschädigt, ist der Hersteller des Produkts verpflich-
tet, dem Geschädigten den entstandenen Schaden zu ersetzen. Bei Sachbeschädigung gilt eine
eingeschränkte Schadensersatzpflicht. Rechtsgrundlage der Produkthaftung ist das Produkthaf-
tungsgesetz (ProdHaftG) [Ens 99 S. 745].
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Produktfehler, die zu schweren Sach- oder Personenschäden führen, lösen neben einer zivil-
rechtlichen Inanspruchnahme des Herstellers durch den Geschädigten in der Regel eine Strafver-
folgung des Staates gegenüber dem Verantwortlichen aus. Dabei muß dieser fahrlässig oder
sogar vorsätzlich gehandelt haben. Diese Haftung wird als deliktrechtliche Haftung bezeichnet
und ist im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) geregelt [Ens 99 S. 745]. In Tabelle 3-3 sind die de-
liktrechtliche Haftung nach BGB und die Produkthaftung nach ProdHaftG verglichen.
ProdukthaftungDeliktrechtliche Haftung
Rechtsgrundlage ProdHaftG, Zivilrecht§ 823 BGB, Strafrecht
Art der Haftung GefährdungshaftungVerschuldenshaftung
Beweislast HerstellerGeschädigter
Erlöschen von Ansprüchen 10 Jahre30 Jahre
Verjähren von Ansprüchen 3 Jahre3 Jahre
Zentraler Begriff FehlerVerkehrssicherungspflichten
Tabelle 3-3 Vergleich deliktrechtliche Haftung und Produkthaftung
Die Rechtssprechung definiert die Anforderungen an verkehrssichere Produkte über Verkehrssi-
cherungspflichten und klassifiziert diese nach verschiedenen Fehlerkategorien. Es werden Kon-
struktions-, Fabrikations- und Instruktionsfehler sowie Fehler aufgrund unzureichender Produkt-
beobachtung unterschieden [Ens 99 S. 749]. Der Inhalt von Verkehrssicherungspflichten wird
durch Regeln der Technik konkretisiert. Regeln der Technik werden in Normen und Richtlinien
von Organisationen, wie z.B. dem Deutschen Institut für Normung (DIN), dem Verein Deutscher
Ingenieure (VDI) oder dem Verband der Elektrotechnik (VDE), festgelegt. DIN-Normen, VDI-
Richtlinien und VDE-Bestimmungen haben durch die Produkthaftung eine besondere rechtliche
Bedeutung gewonnen, nachdem sie zunächst mit technischer Zielsetzung erarbeitet wurden
[DGQ 88 S. 36].
3.4.2 CE-Kennzeichnung
Die Europäische Union (EU) hat Anforderungen an bestimmte Produkte in Richtlinien festgelegt.
Die für Forschung und Entwicklung in technologieorientierten Forschungsinstituten relevanten
Richtlinien sind insbesondere die Richtlinien für Maschinen, Niederspannung, Elektromagneti-
sche Verträglichkeit (EMV), Arbeitsmittel-Benutzung und Persönliche Schutzausrüstung. Die
Niederspannungs- und Maschinenrichtlinie sowie die Richtlinie für Persönliche Schutzausrüstun-
gen sind in Deutschland als Verordnungen zum Gerätesicherheitsgesetz (GSGV) rechtskräftig
geworden [Ber 98].
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Die Übereinstimmung eines Produkts mit den Anforderungen der EU-Richtlinien wird als Kon-
formität bezeichnet [Ueb 99 S. 519]. Als Symbol zur Kennzeichnung der Konformität wird das
CE7-Zeichen am Produkt angebracht. Das CE-Zeichen ist kein Herkunfts- oder Qualitätszeichen,
sondern ein Verwaltungskennzeichen, das offenläßt, welche Leistungsmerkmale ein Produkt
bietet. Produkte, die keiner EU-Richtlinie unterliegen, zählen zum gesetzlich ungeregelten Be-
reich und dürfen nicht mit dem CE-Zeichen versehen werden [Ber 98].
Das Konzept der technischen EU-Richtlinien ist nach einem modularen System aus acht ver-
schiedenen Modulen (A-H) aufgebaut, die abhängig vom Gefährdungspotential eines Produkts
anzuwenden sind [Ueb 99 S. 519-524]. Bei Produkten mit geringen Schutz- und Sicherheitsan-
forderungen reicht eine Erklärung des Herstellers, damit dieser das CE-Zeichen am Produkt an-
bringen darf (Modul A). Bei Produkten mit höheren Schutz- und Sicherheitsanforderungen muß
eine von der EU zugelassene Zertifizierungsstelle, ein sogenanntes akkreditiertes Prüflabor, ein-
geschaltet werden (Module B-H). Die Konformitätserklärung erfolgt durch den Hersteller und
nicht durch das Prüflabor.
Die Einrichtung von Qualitätsmanagementsystemen und ihre Zertifizierung spielen im Konzept
der technischen EU-Richtlinien eine zunehmend bedeutende Rolle, allerdings ist kein Hersteller
gezwungen, ein Qualitätsmanagementsystem einzuführen [Bri 99 S. 601]. Er hat immer die
Möglichkeit, die Konformität seines Produkts mit den Anforderungen der EU-Richtlinien über
eine Produktprüfung durch ein akkreditiertes Prüflabor nachzuweisen.
3.4.3 Schutzrechte
Der Schutz von Innovationen vor Nachahmung stellt einen wichtigen Erfolgsfaktor für die Wett-
bewerbsfähigkeit von Unternehmen dar. Durch Nachahmung von Entwicklungsergebnissen ent-
stehen Unternehmen erhebliche Schäden, da die Nachahmer durch den reduzierten Entwick-
lungsaufwand Produkte oder Verfahren günstiger anbieten können. Allerdings sind Nachah-
mungen im freien Wettbewerb, der wesentliches Element des deutschen Wirtschaftssystems ist,
erlaubt, wenn nicht spezielle Gesetze, wie z.B. Patentgesetz (PatG), Gebrauchsmustergesetz
(GbmG), Geschmacksmustergesetz (GschmG) oder Urhebergesetz (UrhG), Nachahmungen ver-
bieten [Wie 99].
Das Deutsche Patent- und Markenamt (DPMA) ist die zentrale Institution des gewerblichen
Rechtsschutzes in Deutschland. Neben der Unterstützung und Beratung von Anmeldern zur Er-
langung von gewerblichen Schutzrechten sowie der Erteilung und Verwaltung dieser Schutz-
rechte gehören auch Recherchen auf allen Gebieten der Technik zu den Dienstleistungen des
DPMA [DPMA].
Für Arbeitnehmer gilt das Arbeitnehmererfindungsgesetz (ArbNErfG). Danach ist ein Arbeit-
nehmer verpflichtet, eine Erfindung dem Arbeitgeber zu melden, der innerhalb von vier Mona-
ten über eine Inanspruchnahme oder Freigabe der Erfindung entscheiden muß. Beansprucht der
Arbeitgeber die Erfindung, muß er diese als Schutzrecht anmelden und mit dem Arbeitnehmer
eine Erfindervergütung vereinbaren. Professoren, Dozenten und wissenschaftliche Assistenten
an Hochschulen genießen einen Sonderstatus und ihre Erfindungen gelten als freie Erfindungen,
die sie eigenständig verwerten können. Dieser Sonderstatus gilt nicht für Beschäftigte bei der
MPG, FhG, HGF und WGL [Ens 98 S. 139-141].
                                               
7 CE = Communate Europeen
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Die für technologieorientierte Forschungsinstitute wichtigen Schutzrechte sind das Patent,
Gebrauchsmuster und Urheberrecht. Patente und Gebrauchsmuster sind Schutzrechte, die
technische Erfindungen schützen. Gebrauchsmuster unterscheiden sich von Patenten dadurch,
daß ihre maximale Schutzdauer nur zehn Jahre beträgt und keine Verfahren geschützt werden
können. Vorteile von Gebrauchsmustern gegenüber Patenten sind die sechsmonatige Neuheits-
schonfrist und der Umstand, daß die Erfindungshöhe bei einem Gebrauchsmuster kleiner sein
darf als bei einem Patent [Coh 95 S. 59].
Patent
Eine technische Erfindung kann durch ein Patent geschützt werden, wenn folgende Schutzvor-
aussetzungen erfüllt sind: Neuheit, erfinderische Tätigkeit und gewerbliche Anwendbarkeit [Coh
95 S. 60]. Eine Erfindung ist neu, wenn sie zum Zeitpunkt der Anmeldung nicht zum Stand der
Technik gehört. Dieser Neuheitsbegriff ist sehr umfassend und bedeutet u.a., daß ein Anmelder
seine eigene Erfindung nicht zum Patent anmelden kann, wenn er sie vorher für die Öffentlich-
keit mündlich oder schriftlich zugänglich gemacht hat. Im deutschen Patentgesetz gibt es keine
Neuheitsschonfrist für eigene Vorveröffentlichungen im Gegensatz zum amerikanischen Patent-
gesetz, das beispielsweise eine einjährige Neuheitsschonfrist gewährt [Dre 97].
Bevor eine technische Erfindung zum Patent angemeldet wird, sollte der Anmelder den wirt-
schaftlichen Nutzen eines Patents sorgfältig abschätzen, da mit einer Patentanmeldung hohe
Kosten verbunden sind. Neben den Gebühren für eine deutsche Patentanmeldung, die 100,-
DM für den Erteilungsantrag und 400,- DM für den Prüfungsantrag umfassen, muß eine Jah-
resgebühr an das DPMA gezahlt werden, die von 100 DM im 3. Jahr nach der Patentanmeldung
auf 3.300 DM im 20. Jahr ansteigt [Coh 95 S. 65]. Die maximale Schutzdauer eines Patents be-
trägt 20 Jahre.
Neben einer deutschen Patentanmeldung kann ein Anmelder seine Erfindung auch in anderen
Staaten schützen lassen. Er kann zwischen einer nationalen Auslandsanmeldung, einer europäi-
schen EP-Anmeldung und einer internationalen PCT-Anmeldung wählen [Ens 98 S. 127]. Die
Kosten für EP- und PCT-Anmeldungen liegen deutlich höher als für deutsche Patentanmeldun-
gen. Beispielsweise betragen die Gesamtkosten für eine EP-Anmeldung und Auslandsanmel-
dungen in den USA und Japan etwa 49.000 DM, wovon 27.000 DM auf die Anmeldekosten,
d.h. Patentanwalt, Amtsgebühren, Übersetzungskosten, entfallen und 22.000 DM an Jahresge-
bühren zu bezahlen sind [Coh 95 S. 91].
Gebrauchsmuster
Eine technische Erfindung kann durch ein Gebrauchsmuster geschützt werden, wenn folgende
Schutzvoraussetzungen erfüllt sind: Neuheit, erfinderischer Schritt und gewerbliche Anwend-
barkeit [Coh 95 S. 70-71]. Gebrauchsmuster schützen wie Patente technische Erfindungen, al-
lerdings können Verfahren nicht durch ein Gebrauchsmuster, sondern nur durch ein Patent ge-
schützt werden. Beim Gebrauchsmuster gibt es eine sechsmonatige Neuheitsschonfrist für eige-
ne Vorveröffentlichungen des Anmelders. Daher gewinnt das Gebrauchsmuster an Bedeutung,
wenn sich die wirtschaftliche Verwertbarkeit einer Erfindung erst nach einer Veröffentlichung
zeigt und eine Patentanmeldung nicht mehr möglich ist.
Das Anmeldeverfahren für ein Gebrauchsmuster ist einfacher und sehr viel schneller als für ein
Patent. Eine zum Gebrauchsmuster angemeldete technische Erfindung wird vom DPMA nicht
wie ein Patent vor der Erteilung im Hinblick auf den Stand der Technik geprüft.
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Wenn die formalen Aspekte (technische Erfindung, kein Verfahren) erfüllt sind, trägt das DPMA
das Gebrauchsmuster innerhalb von wenigen Monaten in die Gebrauchsmusterrolle ein, so daß
der Anmelder schnell einen Rechtsschutz erlangt. Eine Prüfung der Schutzvoraussetzungen führt
das DPMA erst dann durch, wenn ein Dritter Löschungsantrag stellt und darlegt, daß das
Gebrauchsmuster die Schutzvoraussetzungen nicht erfüllt. Abhängig vom Ergebnis dieser Prü-
fung wird das Gebrauchsmuster aufrechterhalten oder gelöscht [Ens 98 S. 151-152].
Die Kosten für ein Gebrauchsmuster liegen deutlich unter denjenigen für ein Patent. Die Gebühr
für Anmeldung und Eintragung beträgt 50,- DM. Der Gebrauchsmusterschutz dauert zunächst
drei Jahre, die mit dem Anmeldetag beginnen, die Schutzdauer kann um drei Jahre und dann
jeweils um weitere zwei Jahre verlängert werden. Die maximale Schutzdauer beträgt zehn Jahre
[Ens 98 S. 148].
Urheberrecht
Computerprogramme sind nach dem Patentgesetz vom Patentschutz ausgenommen, für sie gilt
das Urheberrecht. Das Urheberrecht entsteht mit der Schöpfung eines geistigen Werkes und re-
gelt den Schutz von Schriftwerken, Reden und Computerprogrammen, Werken der Musik und
bildenden Kunst, Lichtbild-, Filmwerke, Darstellungen wissenschaftlicher oder technischer Art
[Ens 98 S. 1-6].
Ausgehend von einer Änderung der Rechtssprechung in den USA wird in den letzten Jahren
auch vom DPMA und vom Europäischen Patentamt (EPA) Patentschutz für technische Erfindun-
gen erteilt, bei denen ein Computerprogramm eine wesentliche Rolle spielt. Entscheidend für
die Patenterteilung ist danach, ob im Zusammenspiel des Computerprogramms und seiner
technischen Umgebung eine neue Maschine entsteht [Ens 98 S. 80-92].
Zusammenfassung Schutzrechte
Die wesentlichen Eigenschaften und Unterschiede der Schutzrechte Patent, Gebrauchsmuster
und Urheberrecht sind in Tabelle 3-4 zusammengefaßt.
Neuheitsschonfrist keine
Schutzanspruch Antrag beim DPMA,
Prüfung der
Schutzvoraussetzungen
max. Schutzdauer 20 Jahre
Schutzvoraus-
setzungen
Neuheit,
erfinderische Tätigkeit,
gewerbl. Anwendbarkeit
Patent
____
bei Fertigstellung
des Werkes
70 Jahre nach dem Tod
des Urhebers
geistiges, schöpferisches
Werk
Urheberrecht
6 Monate für eigene
Vorveröffentlichungen
Antrag beim DPMA,
keine Prüfung der
Schutzvoraussetzungen
10 Jahre
Neuheit,
erfinderischer Schritt,
gewerbl. Anwendbarkeit
Gebrauchsmuster
Schutzgegenstand Technische Erfindung,
Vorrichtung und/oder
Verfahren
Werke der Literatur,
Wissenschaft, Kunst,
Computerprogramme
Technische Erfindung,
nur Vorrichtung,
kein Verfahren
Tabelle 3-4 Eigenschaften und Unterschiede von Patent, Gebrauchsmuster und Urheberrecht
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3.5 Wissens- und Technologietransfer
Ziel des Wissens- und Technologietransfers ist es, Forschungsergebnisse in der wissenschaftli-
chen und industriellen Umgebung bekannt zu machen und aus der Wissenschaft in die Wirt-
schaft zu transferieren. Der Wissens- und Technologietransfer vollzieht sich u.a. über Publikatio-
nen, Kongresse, Messen und Ausstellungen sowie Schutzrechte. Daneben spielen Spin-off-
Firmengründungen und der Wechsel von Naturwissenschaftlern und Ingenieuren aus For-
schungsinstituten in die Wirtschaft eine wichtige Rolle beim Wissens- und Technologietransfer.
Nachweisberichte über öffentliche Forschungsprojekte werden nach Projektabschluß veröffent-
licht, beispielsweise können Nachweisberichte von BMBF-geförderten Projekten direkt beim
BMBF angefordert oder über seine Online-Datenbank abgefragt werden [Ber 99a S. 3].
Schutzrechte [Kap. 3.4.3], insbesondere Patente und Gebrauchsmuster, unterstützen den Wis-
sens- und Technologietransfer, denn eine technische Erfindung muß bei einer Schutzrechtsan-
meldung so beschrieben werden, daß sie von einem Fachmann nachvollzogen werden kann.
Das Wissen steht nach Offenlegung der Anmeldung zur Verfügung, darf bei erteiltem Schutz-
recht allerdings für eine gewisse Zeit ohne Zustimmung des Schutzrechtinhabers nicht ange-
wendet werden. Der Großteil der Patente darf von jedermann genutzt werden, da bei 90% der
Patente kein Rechtsschutz mehr besteht.
Spin-offs stellen Firmengründungen von Mitarbeitern aus Forschungsinstituten dar, die die For-
schungsinstitute verlassen und sich selbständig machen. Ziel ist die wirtschaftliche Verwertung
von Ergebnissen oder Erfindungen aus den Forschungsinstituten. Spin-offs werden insbesondere
in der Startphase unterstützt, z.B. von der Garching Innovation oder dem HGF-Ausschuß für
Technologietransfer und Rechtsschutzfragen.
Beim Personaltransfer aus der Wissenschaft in die Wirtschaft bringen Naturwissenschaftler und
Ingenieure ihr Wissen und ihre Fach- und Problemlösungskompetenz in die neuen Unternehmen
ein, die auf diese Weise von Forschung und Entwicklung in Forschungsinstituten profitieren.
Technologietransferstellen
Um ihre Forschungsergebnisse aus der Wissenschaft in die Wirtschaft zu transferieren und in in-
novative Produkte und Technologien umzusetzen, haben einige Forschungsorganisationen spe-
zielle Technologietransferstellen eingerichtet:
 Die Garching Innovation (GI) übernimmt die wirtschaftliche Verwertung von Erfindungen
der Max-Planck-Institute [Kap. 3.2.1] und hat 1999 insgesamt 91 Verwertungsverträge ab-
geschlossen und einen Lizenzumsatz von etwa 26 Mio. DM erzielt. Daneben werden MPG-
Mitarbeiter bei der Gründung von Spin-off-Firmen unterstützt [GI].
 Die Patentstelle für die Deutsche Forschung (PST) vertritt die FhG [Kap. 3.2.2] in allen
patent- und lizenzrechtlichen Angelegenheiten. Sie sorgt für die Anmeldung und Durchset-
zung von Schutzrechten, die in den Fraunhofer-Instituten entstanden sind, und schließt Li-
zenzverträge mit der Wirtschaft zur Nutzung dieser Schutzrechte ab. Die PST vertritt aber
nicht nur die Fraunhofer-Institute, sondern akquiriert, fördert und vermarktet außerdem Er-
findungen, die aus der Hochschul- und außeruniversitären Forschung, von Unternehmen
sowie aus dem privaten Bereich stammen [PST].
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 Im HGF-Ausschuß für Technologietransfer und gewerblichen Rechtsschutz arbeiten
Technologietransferbeauftragte und Patentassessoren der Helmholtz-Zentren [Kap. 3.2.3]
zusammen, um den Informationsaustausch zwischen Helmholtz-Zentren und der Wirtschaft
zu verbessern. Darüber hinaus beschäftigt sich der HGF-Ausschuß mit Rechtsschutzfragen
und fördert Existenzgründungen aus den Helmholtz-Zentren und betreut diese in der Auf-
bauphase [HGF TT].
 Die Technologie-Allianz (TAZ) ist ein Zusammenschluß von Hochschulen, Forschungsinsti-
tuten und Technologievermittlern, angesiedelt an der PST [TAZ]. Aufgabe der TAZ ist die
Vermittlung von Forschungsergebnissen sowie eine Verbesserung des Technologietransfers.
Die TAZ offeriert Technologien an Unternehmen aus der Wirtschaft und sucht umgekehrt
verwertbare Technologien für die Wirtschaft oder andere Interessenten. Außerdem unter-
stützt sie die beteiligten Partner bei späteren Lizenzverhandlungen [PI 12/98, PI 39/98].
3.6 Forschungsevaluation
Die staatliche Forschungsförderung trägt entscheidend zur technologischen Leistungsfähigkeit
der deutschen Wirtschaft bei. Dabei übernimmt der Staat die Aufgabe, geeignete Rahmenbe-
dingungen für die Forschungsorganisationen [Kap. 3.2] zu gestalten und notwendige Finanzmit-
tel zur institutionellen Förderung und zur Projektförderung bereitzustellen. Um die Leistungsfä-
higkeit und Qualität von Forschung und Entwicklung trotz der negativen Entwicklung der FuE-
Aufwendungen des Bundes [Kap. 2.1] zu erhalten, ist es notwendig, Schwerpunkte für die För-
derung zu definieren. Dadurch ist das Interesse in Deutschland an der Evaluation von Forschung
gestiegen [Bol 86, Dan 88, Gie 88], da man sich davon erhofft, erfolgversprechende von er-
folgloser Forschung unterscheiden zu können [BLK 97 S. 10-11].
Evaluation bezeichnet eine "methodisch basierte Analyse und Bewertung der Eignung for-
schungs- und technologiepolitischer Annahmen und Zielsetzungen, der daraus abgeleiteten
Maßnahmen, deren Wirkungen und der Zielerreichung" [ISI 96 S. 3]. Dabei wird zwischen wis-
senschaftsinternen und -externen Evaluationsverfahren unterschieden.
3.6.1 Wissenschaftsinterne Evaluationsverfahren
Evaluationsverfahren wie peer review und Bibliometrie werden zur Messung der Leistungen ein-
zelner Forscher oder Gruppen für die Verteilung von Forschungsmitteln eingesetzt [Sch 96, Wei
84].
Peer review
Bei peer review-Verfahren beurteilen anerkannte Experten die Qualität von Forschungsergebnis-
sen oder technischen Entwicklungen und erstellen meist ein schriftliches Gutachten. Peer re-
view-Verfahren werden im deutschen Forschungssystem in der erkenntnis- und anwendungs-
orientierten Grundlagenforschung angewendet. Die DFG [Kap. 3.3.3.2] setzt peer review-Ver-
fahren bei der Entscheidung über die Projektförderung im Rahmen des Normalverfahrens ein.
Peer review-Verfahren besitzen methodische Schwächen, die eine unreflektierte Anwendung
verbieten. Dazu gehört, daß Wissenschaftler mit hoher Reputation mehr Anerkennung für eine
wissenschaftlich gleich bedeutende Forschungsleistung erhalten als unbekanntere Wissen-
schaftler. Damit verbunden ist auch das Nichtbeachten neuer Forschungsthemen durch aner-
kannte Forschergruppen, was insbesondere der Fall ist, wenn Interessenkonflikte mit ihren eige-
nen Forschungsthemen vorhanden sind.
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Bibliometrie
Grundlage von bibliometrischen Verfahren ist die Annahme, daß sich eine Forschungsleistung in
Publikationen niederschlägt und sich daraus ihre Wirkung und Relevanz bestimmen läßt. Die Zi-
tationsanalyse ist eine Sonderform der Bibliometrie. Dabei wird die Zitierrate, d.h. die Anzahl an
Zitierungen einer Publikation, als Maß für die Resonanz unter Fachkollegen betrachtet [Kra 98,
Mar 98]. Ausgangspunkt von Zitationsanalysen ist die Online-Datenbank des "Science Citation
Index" (SCI), eine Sammlung bibliographischer Daten aus Fachzeitschriften, die rund 80% der
weltweit in den Natur- und Ingenieurwissenschaften erscheinenden Zeitschriften abdeckt [Gar
79].
Bei bibliometrischen Verfahren gilt es, verschiedene Aspekte zu berücksichtigen. Bekannte Au-
toren erhalten für eine vergleichbare, wissenschaftliche Arbeit mehr Zitierungen als unbekannte
Autoren. Außerdem verzerren Zitierungen eigener Publikationen die Aussagekraft von Zitierra-
ten. Bibliometrische Verfahren können nur in den Fachbereichen angewendet werden, in denen
Publikationen das dominante Kommunikationsmedium darstellen. Dies gilt uneingeschränkt für
die erkenntnisorientierte Grundlagenforschung, nicht jedoch für die angewandte Forschung und
Entwicklung, insbesondere nicht für die angewandte Forschung und Entwicklung in Ingenieur-
wissenschaften, da dort die Geheimhaltung von Forschungsergebnissen eine entscheidende
Rolle spielt.
3.6.2 Wissenschaftsexterne Evaluationsverfahren
Neben wissenschaftinternen Evaluationsverfahren werden wissenschaftsexterne Evaluationsver-
fahren eingesetzt. Von den wissenschaftsexternen Verfahren ist die Evaluation von Forschungs-
organisationen von besonderer Wichtigkeit. Die Evaluation von Forschungsorganisationen wird
vom Wissenschaftsrat [WR] und unabhängigen Kommissionen durchgeführt [MPG Eva].
Die Leibniz-Institute [Kap. 3.2.4] sind zwischen 1995 und 2000 vom Wissenschaftsrat evaluiert
worden. Die bereits vorliegenden Ergebnisse bestätigen überwiegend den hohen Qualitätsstan-
dard der Leibniz-Institute. Wo dies nicht der Fall war, wurden entsprechende Maßnahmen, wie
eine Beendigung oder erhebliche Reduzierung der Förderung, eingeleitet.
Die FhG [Kap. 3.2.2] wurde 1998 von einer unabhängigen Kommission evaluiert [PI 01/99]. Da-
bei wurden u.a. ihr Technologie-Portfolio, die Organisation und Struktur, die Zusammenarbeit
mit anderen Forschungsorganisationen und ihr Finanzierungsmodell bewertet. Die Kommission
bescheinigt der FhG eine "vorrangig auf die Bedürfnisse der Wirtschaft ausgerichtete Forschung
von internationalem wissenschaftlichen Niveau und hohem volkswirtschaftlichem Nutzen" [Eva
98].
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4 FuE aus der Wissensperspektive
Wissen stellt in der Wissensgesellschaft eine wettbewerbsentscheidende Ressource zur Siche-
rung der technologischen Leistungsfähigkeit dar [Ste 98]. Dabei spielen technologieorientierte
Forschungsinstitute als Produzenten von technologischem Wissen eine entscheidende Rolle.
In diesem Kapitel werden zunächst die wichtigen Begriffe im Bereich Wissensmanagement defi-
niert und gegeneinander abgegrenzt. Für technologieorientierte Forschungsinstitute wird ein
Wissensmanagementmodell entwickelt. Die dabei auftretenden Teilprozesse werden untersucht
und an Beispielen verdeutlicht. Anschließend werden Personal- und Projektmanagementmetho-
den, die Effizienz und Effektivität der Teilprozesse verbessern, vorgestellt.
4.1 Begriffsdefinitionen
Wissensmanagement stellt ein zielgerichtetes Gestaltungskonzept dar, das darauf ausgerich-
tet ist, erfolgsrelevantes Wissen zu identifizieren, zu entwickeln und in Verhalten umzusetzen
[Rei 97]. Wissensmanagement kann auf der individuellen, der Gruppen- oder Organisationsebe-
ne ansetzen und beinhaltet neben operativen auch strategische und normative Aspekte [Pro 99
S. 61].
Die organisationale Wissensbasis baut auf Daten und Informationen auf. Sie setzt sich aus
individuellen und kollektiven Wissensbeständen zusammen, die in impliziter und expliziter Form
vorliegen können [Pro 99 S. 46]. Auf diese Wissensbestände kann ein Unternehmen zur Lösung
seiner Aufgaben zurückgreifen. Die organisationale Wissensbasis grenzt sich vom externen Wis-
sensumfeld ab und unterliegt Veränderungen, die als organisationales Lernen bezeichnet wer-
den.
Organisationales Lernen betrifft die Veränderung der organisationalen Wissensbasis, die
Schaffung kollektiver Bezugsrahmen und die Erhöhung der Problemlösungs- und Handlungs-
kompetenz [Pro 99 S. 46].
Die Unterscheidung von Daten, Informationen und Wissen ist wichtig, um Wissensmanagement
richtig zu gestalten:
 Daten kennzeichnen einzelne, objektive Fakten zu Ereignissen oder Vorgängen und können
als strukturierte Aufzeichnungen von Transaktionen beschrieben werden [Dav 98 S. 27]. Da-
ten enthalten keine Bedeutung und sind als Handlungsbasis nicht tragfähig. Dennoch sind
Daten für Unternehmen wichtig, da sie das Rohmaterial zur Schaffung von Informationen
bereitstellen.
 Informationen sind Nachrichten mit einem Sender und einem Empfänger. Informationen
können als Daten aufgefaßt werden, die eine Bedeutung und einen Zweck haben. Aus Da-
ten werden Informationen, wenn der Sender den Daten eine Bedeutung hinzufügt. Die Un-
terscheidung zwischen Information und Informationstechnologie ist wichtig, denn ein Mehr
an Informationstechnologie verbessert nicht automatisch den Informationsstand [Dav 98 S.
29].
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 Wissen bezeichnet die Gesamtheit von Erfahrungen, Wertvorstellungen und Fachkenntnis-
sen, die eine Beurteilung und Eingliederung neuer Erfahrungen und Informationen ermögli-
chen [Dav 98 S. 32]. Wissen ist das Ergebnis von Lernen und wird aus Daten und Informati-
onen generiert [Pro 99 S. 46].
Wissen wird in explizites und implizites Wissen unterschieden:
 Explizites Wissen läßt sich in Worten und Zahlen ausdrücken und anderen mit Hilfe von
Daten, mathematischen Formeln oder festgelegten Verfahrensweisen mitteilen. Es läßt sich
elektronisch weitergeben und in Datenbanken speichern [Non 97 S. 72].
 Implizites Wissen ist sehr persönlich und schwer kommunizierbar. Es baut auf der Erfah-
rung des einzelnen auf und betrifft Faktoren wie persönliche Überzeugungen sowie Ziel-
und Wertvorstellungen [Non 97 S. 72]. Implizites Wissen läßt sich in zwei Dimensionen un-
terteilen: Die technische Dimension umfaßt konkretes Know-how und handwerkliche Fer-
tigkeiten, die kognitive Dimension beinhaltet mentale Modelle und Vorstellungen [Joh 83].
Mentale Modelle sind tief verwurzelte Annahmen, Verallgemeinerungen oder auch Bilder
und Symbole, die großen Einfluß auf die Wahrnehmung der Umwelt und das Handeln ha-
ben [Sen 98 S. 17].
Unternehmen verfügen über eine Vielzahl an materiellen und immateriellen Ressourcen. Wer-
den diese Ressourcen gebündelt, entstehen die Fähigkeiten eines Unternehmens. Zur Sicherung
der Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen sind Fähigkeiten erforderlich, die einen hohen
Kundennutzen erzeugen und einen Wettbewerbsvorsprung bedeuten [Deu 97 S. 24]. Abhängig
vom Kundennutzen und Wettbewerbsvorsprung werden Standardfähigkeiten, Schlüsselfähig-
keiten, unerschlossene Fähigkeiten und Kernkompetenzen unterschieden [Bild 4-1].
hoher Kunden-
nutzen
geringer Kunden-
nutzen
Schlüsselfähigkeiten Kernkompetenzen
Standardfähigkeiten UnerschlosseneFähigkeiten
geringer Wettbewerbs-
vorsprung
hoher Wettbewerbs-
vorsprung
Bild 4-1 Fähigkeiten abhängig von Kundennutzen und Wettbewerbsvorsprung [Deu 97]
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Standardfähigkeiten sind die Grundlage für jedes Unternehmen und besitzen nur geringen
Kundennutzen und Wettbewerbsvorsprung. Schlüsselfähigkeiten liefern einen hohen Kunden-
nutzen, aber ihr Wettbewerbsvorsprung ist nur kurzfristig zu halten. Unerschlossene Fähigkeiten
erreichen einen hohen Wettbewerbsvorsprung, liefern aber keinen wahrnehmbaren Kunden-
nutzen. Eine Kernkompetenz ist ein wertschöpfender Mechanismus, der kontinuierlich einen ü-
berlegenen, wahrgenommenen Kundennutzen schafft und einen nachhaltigen, langfristig ver-
teidigbaren Wettbewerbsvorsprung erzeugt [Deu 97 S. 20]. Kernkompetenzen werden als ziel-
gerichtet gebündelte, erfolgskritische Fähigkeiten aus einem System von Ressourcen und Fach-
kompetenzen gebildet. Sie entstehen in einem langfristigen, internen Prozeß kontinuierlicher
Verbesserung in Form von kollektiven Lernprozessen [Bul 99 S. 22]. Kernkompetenzen unterlie-
gen einem Lebenszyklus und werden im Lauf der Zeit zunächst zu Schlüsselfähigkeiten und an-
schließend zu Standardfähigkeiten. Bevor vorhandene Kernkompetenzen eines Unternehmens
an Wert verlieren, müssen neue Kernkompetenzen aufgebaut werden [Deu 97 S. 27].
4.2 Grundlagen des Wissensmanagements
In der Literatur existieren verschiedene Ansätze, Wissensmanagement in Unternehmen zu struk-
turieren und zu gestalten [Dav 98, Non 97, Pro 99, Sve 98]. Zur Orientierung werden zwei Wis-
sensmanagementmodelle vorgestellt, die unterschiedliche Ansätze wählen:
 Bausteine des Wissensmanagements nach Probst [Kap. 4.2.1]
 Wissensspirale nach Nonaka [Kap. 4.2.2]
4.2.1 Bausteine des Wissensmanagements nach Probst
Probst wählt ein sehr pragmatisches Vorgehen, um sein Wissensmanagementmodell zu gestal-
ten [Pro 99, Rom 98]. Neben theoretischen Vorüberlegungen dienen vor allem reale Problem-
stellungen in Unternehmen als Ausgangspunkt. Die identifizierten Problemstellungen werden
gruppiert und zu Bausteinen Wissensidentifikation, -erwerb, -entwicklung, -(ver)teilung, -
nutzung und -bewahrung zusammengefaßt. Diese Bausteine können als Teilprozesse aufgefaßt
werden, die nacheinander durchgeführt werden. Jeder Teilprozeß ist aber auch mit den anderen
Teilprozessen vernetzt und beeinflußt diese oder wird von diesen beeinflußt. Die Bausteine Wis-
sensziele und -bewertung werden ergänzt, so daß sich ein geschlossener Regelkreis ergibt [Bild
4-2].
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Bild 4-2 Bausteine des Wissensmanagements nach Probst [Pro 99 S. 58]
4.2.2 Wissensspirale nach Nonaka
Nonaka vertritt die Auffassung, daß Wissen durch eine Interaktion von explizitem und implizi-
tem Wissen geschaffen wird [Non 97]. Diese Interaktion stellt das Kernkonzept seines Wissens-
managementmodells, der sogenannten Wissensspirale dar. Nonaka definiert vier Arten der Wis-
sensumwandlung [Bild 4-3]:
 Sozialisation ist ein Prozeß, Erfahrungen mit anderen zu teilen und dadurch implizites Wis-
sen zu schaffen, ohne die Ebene des impliziten Wissens zu verlassen. Den entscheidenden
Erfolgsfaktor beim Erwerb von implizitem Wissen bildet die Erfahrung, da es ohne gemein-
same Erfahrung schwer ist, sich in die Denkweise eines anderen hineinzuversetzen. Lehrlin-
ge und Schüler, die mit ihrem Meister oder Lehrer arbeiten, erlernen einen Beruf durch Beo-
bachtung, Nachahmung und Übung [Non 97 S. 79].
 Externalisierung ist ein Prozeß, implizites Wissen in explizites Wissen des Individuums um-
zuwandeln [Non 97 S. 77]. Dabei nimmt das implizite Wissen die Form von Metaphern, Mo-
dellen, Konzepten und Hypothesen an. Beispiele für die Externalisierung sind Management-
bücher.
 Kombination ist ein Prozeß, explizites Wissen des Individuums zu systematisieren und ver-
schiedene Teile expliziten Wissens durch Analysieren, Kategorisieren und Verarbeiten von In-
formationen in neuem explizitem Wissen zu kombinieren [Non 97 S. 81]. Der Austausch und
die Kombination von Wissen läuft z.B. über Dokumente, Besprechungen oder elektronische
Netzwerke.
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 Internalisierung ist ein Prozeß, explizites Wissen auf kollektiver Ebene in implizites Wissen
zu überführen und ist eng verknüpft mit "Learning by doing" [Non 97 S. 82]. Sie vollzieht
sich, wenn dokumentiertes Wissen zunehmend in die täglichen Handlungen übernommen
und gelebt wird.
implizites Wissen
des Individuums
explizites Wissen
des Individuums
implizites Wissen
des Kollektivs
explizites Wissen
des Kollektivs
Externalisierung
Internalisierung
KombinationSozialisation
Bild 4-3 Wissensumwandlung von implizitem und explizitem Wissen nach Nonaka
Nonaka stellt den Prozeß der Wissensschaffung in Unternehmen als Spiralmodell dar, das die
vier Arten der Wissensumwandlung verknüpft. Danach vollzieht sich die Schaffung von neuem
Wissen in einem vierstufigen Zyklus, der mit der Sozialisation startet, gefolgt von Externalisie-
rung und Kombination, woran sich die Internalisierung anschließt. Es folgen neue Zyklen, so daß
ein Spiralmodell entsteht.
4.2.3 Erfolgsfaktoren für das Wissensmanagement
Die bisherigen Erfahrungen zeigen, daß Wissensmanagementprojekte häufig scheitern, weil
Technik, Struktur und Mensch unabhängig voneinander und nicht gleichberechtigt betrachtet
werden. Der Schwerpunkt liegt auf dem Aufbau und Verbessern von Datenbanken und nicht
auf motivierenden, verhaltensorientierten Aspekten. Dabei wird vernachlässigt, daß die Mitar-
beiter eine Wissensteilung durch Kommunikation und Pflege einer Datenbank erst ermöglichen.
Die Konsequenzen dieser Wissensmanagementprojekte zeigen sich in folgenden Punkten [Kie]:
 Wissen wird nicht geteilt und weitergegeben, so daß Wissensmonopole und -inseln entste-
hen, da die Mitarbeiter keinen persönlichen Nutzen erkennen.
 Potentielle Wissenssynergien zwischen Abteilungen und Bereichen bleiben ungenutzt, da Ab-
teilungs- und Bereichsegoismen nicht konsequent durchbrochen werden.
 Datenbanken befinden sich nicht auf dem aktuellen Stand, da deren Pflege nicht ausrei-
chend in die Teilprozesse integriert wird.
 Ein Großteil an Informationen und Wissen wird nicht genutzt, da Mitarbeiter nicht gelernt
haben, mit den Möglichkeiten einer Informations- und Wissensgesellschaft umzugehen.
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Um Wissensmanagement erfolgreich einzuführen und umzusetzen, müssen verschiedene Er-
folgsfaktoren berücksichtigt werden [Bild 4-4].
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Bild 4-4 Erfolgsfaktoren für das Wissensmanagement [Hei 99 S. 45]
Der Schlüssel zur erfolgreichen Einführung und Umsetzung von Wissensmanagement liegt in
der Unternehmenskultur [Exl]. Die Unternehmenskultur ist definiert als die Gesamtheit von
Wertvorstellungen, Verhaltensnormen, Denk- und Handlungsweisen, die von den Mitarbeitern
eines Unternehmens gemeinsam getragen werden [Gab 97 S. 3927]. Das selbstverständliche
Verhalten und Handeln und somit die Steuerung des Gruppenverhaltens beruht auf nicht offen-
sichtlichen Werten, Normen und Annahmen. Diese bleiben einer oberflächlichen Beurteilung
weitgehend verschlossen und weisen über längere Zeiträume eine große Beständigkeit auf.
An zweiter Stelle der Erfolgsfaktoren für das Wissensmanagement stehen Strukturen und Pro-
zesse, worunter eine angemessene Integration von Wissensmanagement in die Geschäftspro-
zesse eines Unternehmens zu verstehen ist. Erst an dritter Stelle tritt die Informationstechnolo-
gie auf. Mitarbeitermotivation und -qualifikation, Training und Weiterbildung sowie Belohnun-
gen können als Aspekte des Personalmanagements zusammengefaßt werden, das mit 28% ei-
nen weiteren erfolgskritischen Bereich darstellt. Die Anwendung von geeigneten Personalmana-
gementmethoden [Kap. 4.4] kann ein Wissensmanagementprojekt positiv beeinflussen.
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4.3 Wissensmanagementmodell für technologieorientierte Forschungsinstitute
Zu den Aufgaben von technologieorientierten Forschungsinstituten gehört neben Forschung
und Entwicklung die Ausbildung und Qualifikation von Naturwissenschaftlern und Ingenieuren
[Bild 4-5].
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Bild 4-5 Wissensmanagementmodell für technologieorientierte Forschungsinstitute
Die Produkte von technologieorientierten Forschungsinstituten sind Verfahrens- und Produkt-
entwicklungen sowie Wissensträger. Diese Produkte werden auf dem FuE-Markt angeboten und
verkauft. Auf dem FuE-Markt treffen sich Käufer und Verkäufer der Ware Forschung und Ent-
wicklung. Dabei sind Käufer Wissenssuchende, die an einem Problem arbeiten, das in seiner
Komplexität und Schwierigkeit eine einfache Lösung ausschließt. Verkäufer verfügen über Me-
thodenkompetenzen und entsprechende Ressourcen zur Lösung spezieller Probleme. Der Kon-
takt zwischen Verkäufern und Käufern wird auf Messen, Tagungen, Kongressen hergestellt, au-
ßerdem vermitteln die verschiedenen Technologietransferstellen, wie z.B. die Technologie-
Allianz, die Patentstelle für die Deutsche Forschung oder die Garching Innovation [Kap. 3.5],
zwischen Verkäufern und Käufern.
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Ausbildung und Qualifikation
Die technologische Leistungsfähigkeit Deutschlands hängt langfristig u.a. von der Motivation
und Qualifikation von Naturwissenschaftlern und Ingenieuren ab [Kap. 2.2]. Daher ist es Aufga-
be der Hochschulen und außeruniversitären Forschungsinstitute, Naturwissenschaftler und In-
genieure so auszubilden und zu qualifizieren, daß sie die Anforderungen und Erwartungen von
Wirtschaft und Gesellschaft im globalen Wettbewerb erfüllen [Kap. 3.3.4].
An technologieorientierten Forschungsinstituten führen Studenten Studien- und Diplomarbeiten
durch. Außerdem wird ein Teil als studentische Hilfskräfte angestellt. Zu den Aufgaben von stu-
dentischen Hilfskräften zählen z.B. der Aufbau von Versuchsanlagen, die Durchführung von Ex-
perimenten und die Dokumentation und Auswertung der Ergebnisse. Hier besteht die Möglich-
keit, Studenten Kompetenzen, wie z.B. Kommunikations- und Teamfähigkeit, zu vermitteln, die
in natur- und ingenieurwissenschaftlichen Studiengängen nur unzureichend vermittelt werden.
Ein Teil der Hochschulabsolventen wird nach dem Diplom als wissenschaftliche Mitarbeiter an-
gestellt, die anderen verlassen die Forschungsinstitute und wechseln z.B. in eine Position in die
Wirtschaft. Die Hauptaufgabe der wissenschaftlichen Mitarbeiter besteht in der Bearbeitung von
FuE-Projekten. Daneben ist bei einigen die Promotion geplant. Zur erfolgreichen Projektbearbei-
tung sind neben Fachkompetenz verschiedene Methoden- und Sozialkompetenzen erforderlich.
Einige Doktoren verlassen nach der Promotion die Forschungsinstitute und übernehmen ver-
schiedene Positionen in der Wirtschaft, ein anderer Teil bleibt in der Forschung. Ein sehr gerin-
ger Teil entscheidet sich nach der Promotion für eine Habilitation und erwirbt damit die Lehrbe-
rechtigung für Hochschulen.
Die Aufgabe von technologieorientierten Forschungsinstituten bei der Ausbildung und Qualifi-
kation liegt neben der Vermittlung von Fachkompetenz darin, Naturwissenschaftlern und Inge-
nieuren, Methoden- und Sozialkompetenzen zu vermitteln, die in natur- und ingenieurwissen-
schaftlichen Studiengängen nur unzureichend vermittelt werden. Dazu gehören z.B. Projektma-
nagementmethoden, Kreativitäts-, Problemlösungs- und Entscheidungsfindungstechniken.
Forschung und Entwicklung
Forschungsinstitute treten auf dem FuE-Markt als Käufer und als Verkäufer auf. Das in den For-
schungsinstituten vorhandene Wissen wird sowohl intern angewendet als auch auf dem FuE-
Markt vermarktet. Um im Wettbewerb bestehen zu können, wird der Bedarf des FuE-Marktes
an neuen Technologien und neuer Technik regelmäßig ermittelt und in der Planung berücksich-
tigt (Wissen planen). Vom FuE-Markt wird externes Wissen erworben und in die Forschungsinsti-
tute integriert. Unabhängig davon, ob Wissen intern vorhanden ist oder extern erworben wur-
de, steht anschließend der Teilprozeß des Lernens an, in dem neues Wissen entwickelt wird, das
anschließend durch Schutzrechte vor Nachahmung geschützt werden muß. Ein weiterer Teilpro-
zeß ist die Wissensbewahrung, bei der das neuentwickelte Wissen so aufbereitet wird, daß es in
den Forschungsinstituten zur Verfügung steht.
Der Prozeß Forschung und Entwicklung ist in folgende Teilprozesse unterteilt [Bild 4-5]:
 Wissen planen [Kap. 4.3.1]  Wissen erwerben [Kap. 4.3.2]
 Wissen entwickeln [Kap. 4.3.3]  Wissen schützen [Kap. 4.3.4]
 Wissen bewahren [Kap. 4.3.5]  Wissen vermarkten [Kap. 4.3.6]
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4.3.1 Wissen planen
Die Erfahrung hat gezeigt, daß erfolgreiche Strategien in einem dynamischen, komplexen Um-
feld nicht aus formalen Plänen sondern aus Visionen hervorgegangen sind. Eine Vision stellt ein
konkretes Zukunftsbild von den unternehmerischen Leistungen dar, das einerseits so realistisch
sein sollte, daß seine Realisierbarkeit gesehen wird, und andererseits so ehrgeizig, daß im Un-
ternehmen Begeisterung für die neue Wirklichkeit geweckt wird [Bos 88]. Die Vision sollte ein
Impuls sein, der Inspiration, Motivation und Kreativität der Mitarbeiter fördert.
Dieses Verständnis der strategischen Planung führt dazu, daß sich Strategieentwicklung zwi-
schen der Vision und der Konzentration auf Kernkompetenzen bewegt. Strategieentwicklung
stellt einen kontinuierlichen Lernprozeß dar, in dem Erfahrungen und Erkenntnisse aus der tägli-
chen Arbeit sowie der Beobachtung des Umfeldes an der Vision gespiegelt werden.
Eine Strategie umfaßt grundsätzliche, langfristige Handlungsempfehlungen und Verhaltenswei-
sen für ein Unternehmen und seine Teilbereiche gegenüber dem Umfeld, die zur Verwirklichung
der langfristigen Ziele dienen [Bul 99 S. 14]. Eine FuE-Strategie trifft Aussagen über den Tätig-
keitsbereich von Forschung und Entwicklung, die einzusetzenden Ressourcen, den zu erreichen-
den Wettbewerbsvorsprung gegenüber der Konkurrenz und die zu erwartenden Synergien.
Wissensziele sind die wissensbezogene Übersetzung von Unternehmenszielen und sorgen dafür,
daß organisationale Lernprozesse [Kap. 4.1] eine Richtung erhalten sowie Erfolg oder Mißerfolg
von Wissensmanagement überprüfbar wird. Wissensziele können auf der normativen, strategi-
schen, operativen und taktischen Ebene definiert werden [Ber 99b]:
 Auf der normativen Ebene werden Grundsatzentscheidungen getroffen. Normative Wis-
sensziele setzen Rahmenbedingungen für eine innovative und wissensbewußte Unterneh-
menskultur und schaffen die Voraussetzungen für Wissensziele im strategischen, operativen
und taktischen Bereich [Pro 99 S. 72].
 Die strategische Ebene beschäftigt sich in Abhängigkeit von den Umfeldbedingungen mit
der langfristigen Schwerpunktbildung der FuE-Arbeiten. Dazu sind technologische Progno-
sen erforderlich sowie Technologieportfolios aufzustellen und mit den Anforderungen der
Marktportfolios zu verknüpfen. Strategische Wissensziele definieren zukünftige Kernkompe-
tenzen, liefern eine inhaltliche Bestimmung des organisationalen Wissens und erlauben eine
strategische Orientierung von Organisationsstrukturen und Managementsystemen [Pro 99 S.
81].
 Auf operativer Ebene werden Entscheidungen über FuE-Budgets und die Personalplanung
getroffen. Operative Wissensziele übersetzen normative und strategische Wissensziele in
umsetzungs- und handlungsorientierte Teilziele und sichern die Umsetzung des Wissensma-
nagements auf operativer Ebene [Pro 99 S. 87]. Sie beschreiben die Zuordnung von Wis-
senszielen zu einzelnen Abteilungen, Projekten und Mitarbeitern.
 Die taktische Ebene beschäftigt sich mit der Projektorganisation, Projektdurchführung sowie
der Projektbewertung [Kap. 4.5].
Die Anwendung von Zielvereinbarungssystemen [Kap. 4.4.2] kann dabei helfen, die Identifikati-
on der Mitarbeiter mit dem Unternehmen und den Unternehmenszielen zu verstärken. Bei der
Anwendung von Zielvereinbarungssystemen werden die Ziele einzelner Bereiche, Abteilungen,
Projekte und Mitarbeiter systematisch erarbeitet, so daß eine einheitliche Ausrichtung auf die
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übergeordneten Unternehmensziele gewährleistet ist. Im ersten Schritt werden Ziele im Kontext
des gesamten Unternehmens definiert, die die Grundlage für den weiteren Zielvereinba-
rungsprozeß darstellen. Nach dem Top-Down-Prinzip werden anschließend auf allen Ebenen des
Unternehmens Ziele für Bereiche und Abteilungen bis hin zu einzelnen Mitarbeitern definiert,
die aus den jeweils übergeordneten Zielen abgeleitet sind.
4.3.2 Wissen erwerben
Wissen, das nicht im Forschungsinstitut entwickelt werden kann oder soll [Kap. 4.3.3], muß auf
dem FuE-Markt erworben werden. Dabei wird zwischen direkt verwertbarem Wissen und Wis-
senspotentialen unterschieden. Direkt verwertbares Wissen ist eine Investition in die Gegenwart,
während Wissenspotentiale Investitionen in die Zukunft darstellen, die sich erst längerfristig
amortisieren werden und ein höheres Risiko bedeuten. Externes Wissen kann über verschiedene
Quellen erworben werden [Pro 99 S. 150]. Die wichtigsten Quellen für technologieorientierte
Forschungsinstitute sind externe Wissensträger, Patent- und Fachliteratur sowie Forschungsko-
operationen.
Externe Wissensträger
Forschungsinstitute bilden Naturwissenschaftler und Ingenieure während des Hochschulstudi-
ums aus und entlassen nach dem Diplom, der Promotion oder Habilitation Wissensträger auf
den FuE-Markt [Bild 4-5]. Ein Teil der Hochschulabsolventen soll als wissenschaftliche Mitarbei-
ter zur Bearbeitung von FuE-Projekten eingestellt werden. Wichtige Kriterien bei der Auswahl
potentieller, wissenschaftlicher Mitarbeiter sind deren Motivation und Qualifikation sowie die
Fähigkeit, ihr Wissen und das Wissen anderer Mitarbeiter zu erweitern. Die Einstellung neuer
wissenschaftlicher Mitarbeiter in öffentlichen Forschungsinstituten wird einerseits durch den
Mangel an qualifizierten Naturwissenschaftlern und Ingenieuren erschwert [FhG 97] und ande-
rerseits auch durch die geringen Möglichkeiten, auf steigende Gehaltsforderungen, die in der
Wirtschaft gezahlt werden, flexibel reagieren zu können [PI 09/99]. Forschungsinstitute benöti-
gen eine entsprechende Strategie, um auf dem FuE-Markt motivierte und qualifizierte Mitarbei-
ter zu gewinnen.
Die Beschäftigung von Beratungsfirmen mit fachlicher Spezialisierung sichert Forschungsinstitu-
ten den Zugriff auf qualitativ hochwertiges Know-how ohne die wirtschaftlichen Nachteile einer
dauerhaften Anstellung. Patentanwälte, Rechercheinstitute oder Weiterbildungseinrichtungen
sind Beispiele für Beratungsfirmen, die für Forschungsinstitute von Bedeutung sind.
Patent- und Fachliteratur
Die Patentliteratur liefert eine der umfangreichsten Quellen technischen Wissens, da 85 bis 90%
des gesamten veröffentlichten technischen Wissens in ihr enthalten ist. Zur Patentliteratur zäh-
len sämtliche in- und ausländischen Offenlegungs-, Patent- und Gebrauchsmusterschriften.
Durch die weltweit einheitliche Internationale Patentklassifikation (IPC) sind Schriften verhält-
nismäßig leicht auffindbar und auch der Zugang zu ausländischen und internationalen Schriften
ist sichergestellt [Bar 99a S. 5-7].
Die Fachliteratur bietet verschiedene Möglichkeiten, Wissen zu erwerben, z.B. in Form von
Fachbüchern und Fachzeitschriften, Studien- und Diplomarbeiten, Dissertationen, die für For-
schungsinstitute ebenso wichtige Wissensquellen darstellen, wie Nachweisberichte über öffent-
liche Forschungsprojekte [Ber 99a].
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Die für Forschungsinstitute interessanten und relevanten Veröffentlichungen und Schriften in
der Patent- und Fachliteratur können durch systematische Patent- und Literaturrecherchen er-
mittelt werden [Kap. 9.1]. Patent- und Literaturrecherchen sind auch bei öffentlichen Projekten
von Bedeutung. Bereits bei der Antragstellung muß der Stand von Wissenschaft und Technik
auf den für das Projekt relevanten Arbeitsgebieten durch aktuelle Recherchen ermittelt und
dargestellt werden [FIZ 98].
Forschungskooperationen
Forschungsinstitute schließen sich zu verschiedenen Forschungskooperationen zusammen und
sichern sich so einen Zugang zur Wissensbasis der anderen Organisationen. Dazu gehören z.B.
Sonderforschungsbereiche der DFG, Verbund- und Leitprojekte des BMBF sowie die Initiative
"kompetenznetze.de" [Kap. 3.3.3.2].
Die Fraunhofer-Institute [Kap. 3.2.2] arbeiten schwerpunktmäßig im Bereich der angewandten
Forschung und Entwicklung. Daher stehen ihnen keine ausreichenden Ressourcen für Grundla-
genforschung zur Verfügung. Um dennoch frühzeitig auf Ergebnissen der Grundlagenforschung
aufbauen zu können, kooperieren einige Fraunhofer-Institute sehr eng mit Hochschulen. Die
Kooperation zeigt sich in gemeinsamen Berufungen von Professoren auf Lehrstühle der Hoch-
schulen und in die Leitung von Fraunhofer-Instituten [Tri 99 S. 389]. Daneben hat die FhG ver-
schiedene Konzepte zur Intensivierung der Zusammenarbeit von Fraunhofer-Instituten unterein-
ander entwickelt: Gemeinsame Studien, Wirtschaftsorientierte Strategische Allianzen, Strategi-
sche Innovationsinitiativen und Institutsverbünde [BLK 97 S. 31-32, Tri 99 S. 321-322].
Die Helmholtz-Zentren [Kap. 3.2.3] kooperieren mit deutschen und ausländischen Hochschulen
und außeruniversitären Forschungsinstituten [HGF 98 S. 92-96 u. 105-117]. Daneben hat die
HGF verschiedene Konzepte zur Intensivierung der Zusammenarbeit von Helmholtz-Zentren un-
tereinander und zur Verknüpfung von Ressourcen entwickelt: Forschungsverbünde, Kompetenz-
felder und Strategiefonds [BLK 97 S. 25-29].
4.3.3 Wissen entwickeln
Die Wissensentwicklung in Forschungsinstituten stellt einen Lernprozeß dar, der als Output
neue Verfahrens- und Produktentwicklungen liefern soll. Neues Wissen wird in Forschungsinsti-
tuten in der Regel in Projekten entwickelt: Industrieprojekte für die Wirtschaft, öffentliche Pro-
jekte und Eigenforschungsprojekte. Effizienz und Effektivität der Wissensentwicklung können
durch Projektmanagementmethoden [Kap. 4.5] beeinflußt werden.
Bei der Wissensentwicklung geht es um die bewußte Entwicklung von intern oder extern nicht
bestehenden Fähigkeiten. Eine Entwicklung von Wissen, das extern erworben werden kann, ist
nur dann sinnvoll, wenn es intern günstiger entwickelt werden kann, d.h. aus ökonomischen
Gründen, oder gewisse Fähigkeiten aus strategischen Gründen im Forschungsinstitut vorhanden
sein müssen [Pro 99 S. 180]. Bei dieser Doppelentwicklung müssen allerdings fremde Schutz-
rechte beachtet werden.
Neues Wissen und kreative Ideen entstehen in einem Prozeß, der schwer steuerbar ist. Auch
wenn eine direkte Steuerung nicht möglich ist, kann das Umfeld die Wahrscheinlichkeit, daß
neues Wissen und kreative Ideen entstehen, erhöhen [Pro 99 S. 183]. Wissensentwicklung kann
auf individueller und kollektiver Ebene stattfinden.
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Individuelle Wissensentwicklung
Die individuelle Wissensentwicklung basiert auf Kreativität und Problemlösungskompetenz. Da-
bei stellt Kreativität die chaotische Komponente und Problemlösungskompetenz die systemati-
sche Komponente der Wissensentwicklung dar [Pro 99 S. 187]:
 Kreativität ist die Fähigkeit, Wissens- und Erfahrungselemente aus verschiedenen Berei-
chen unter Überwindung verfestigter Strukturen und Denkmuster zu neuen Problemlösun-
gen und Ideen zu verschmelzen [Bal 98 S. 171]. Novak beschreibt Kreativität als eine Funkti-
on des Fach- und Erfahrungswissens einer Person, der Motivation, Neues zu schaffen und
des Lernens, das darin besteht, sich neue Konzepte anzueignen und in die bestehende Wis-
sensbasis zu integrieren [Nov 98 S. 73].
 Problemlösungskompetenz ist die Methodenkompetenz [Kap. 4.4.1] zur systematischen
Problemlösung.
Beide Komponenten der individuellen Wissensentwicklung, Kreativität und Problemlösungs-
kompetenz, können durch Kreativitätstechniken [Ges 85, Som 96] und Problemlösungs-
techniken unterstützt und gefördert werden. Dazu eignen sich insbesondere Personalmanage-
mentmethoden [Kap. 4.4], wie z.B. die Schulung in Kreativitäts-, Problemlösungs- und Entschei-
dungsfindungstechniken.
Kollektive Wissensentwicklung
Die kollektive Wissensentwicklung unterscheidet sich von der individuellen Wissensentwicklung
dadurch, daß Teams Fähigkeiten besitzen, die nicht durch die Summe der individuellen Fähigkei-
ten der einzelnen Teammitglieder erklärt werden können. Die Praxis zeigt, daß die Entwicklung
von Teamfähigkeit einen Veränderungsprozeß darstellt und daher erlernt werden muß.
Als Vorteile von Teamarbeit gelten folgende Punkte [Voi 93]:
 Großes Potential zur Ideenfindung, reichhaltiges Erfahrungswissen
 Originellere und innovativere Lösungen
 Größere Risikobereitschaft als beim individuellen Problemlösen
 Breites Wissensspektrum durch die Summe der einzelnen Individuen
 Fehler werden vom Team eher und schneller erkannt und beseitigt
 Besserer Informationsfluß durch unmittelbares Feedback
 Höhere Akzeptanz bei der Durchsetzung gemeinsam getroffener Entscheidungen
Bei einem Viertel aller Entwicklungen zeigt sich nach Abschluß, daß sie nicht neu sind und zum
Stand der Technik gehört haben [Coh 95 S. 41]. Bereits in der Ideenphase einer Entwicklung
sollte über eine Basisrecherche geklärt werden, ob eine Idee neu oder bereits für andere ge-
schützt ist. Eine positive Basisrecherche gewährleistet allerdings nicht, daß die Entwicklung ent-
sprechend vermarktet werden kann, da zwischen Anmeldung und Veröffentlichung von Schutz-
rechten je nach Art des Schutzrechts unterschiedliche Zeitspannen liegen.
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Erst nach Veröffentlichung einer Schutzrechtsanmeldung kann festgestellt werden, ob Schutz-
rechte Dritter verletzt werden. Daher sollten während der Durchführung und Umsetzung einer
Idee in eine Innovation regelmäßig Begleit- und Prüfrecherchen durchgeführt werden [Coh 95
S. 41-42].
4.3.4 Wissen schützen
Technologieorientierte Forschungsinstitute sind Institutionen ohne eigene Produktion, die ihr
Wissen auf dem FuE-Markt vermarkten [Kap. 4.3.6] und sich u.a. über FuE-Projekte und Lizenz-
verträge finanzieren. Dabei können FuE-Projekte um so besser akquiriert werden, je deutlicher
der Wissensvorsprung vor der Konkurrenz ist [Bar 99b]. Patente und Gebrauchsmuster bieten
eine gute Möglichkeit, neues Wissen zu schützen und dadurch einen Wissensvorsprung vor der
Konkurrenz zu sichern.
Hochschulen und außeruniversitäre Forschungsinstitute werden bei der Anmeldung von Paten-
ten und Gebrauchsmustern durch verschiedene Institutionen, wie z.B. die Patentstelle für die
Deutsche Forschung oder die Garching Innovation, unterstützt [Kap. 3.5].
Eine neue Verfahrens- oder Produktentwicklung ist nach Abschluß im Hinblick auf Neuheit und
Schutzfähigkeit zu beurteilen. Dazu sind ausführliche Recherchen in der Patent- und Fachlitera-
tur erforderlich. Wenn die Recherche keine Veröffentlichungen ermittelt, die der Neuheit oder
Schutzfähigkeit entgegenstehen, sollte die Erfindung zum Patent oder Gebrauchsmuster ange-
meldet werden. Wird eine Anmeldung ohne vorherige Recherche eingereicht, besteht die Ge-
fahr, daß im Prüfungsverfahren ein nahekommender Stand der Technik ermittelt wird, der die
Entwicklung vorwegnimmt. Sinnvoll ist eine Anmeldung ohne vorherige Recherche, wenn eine
Veröffentlichung bevorsteht und keine Zeit für eine Recherche bleibt [Coh 95 S. 95-96]. Wenn
für eine neue Entwicklung ein Patentschutz erzielt werden soll, muß die fehlende Neuheits-
schonfrist im deutschen Patentgesetz berücksichtigt werden. Wird die Entwicklung Kunden
oder Dritten vorgeführt, muß mit diesen eine Geheimhaltung vereinbart werden.
Um das eigene Wissen zu schützen, müssen Patentanmeldungen, technische Gebiete in der Pa-
tent- und Fachliteratur, Unternehmen und Märkte überwacht werden. Bei der Überwachung
wird die gleiche Recherche regelmäßig über einen längeren Zeitraum durchgeführt. Mit solchen
Überwachungsrecherchen können Patentanwälte oder Rechercheinstitute beauftragt werden.
Eigene Schutzrechte können nur mit sehr hohen Kosten daraufhin überwacht werden, ob sie
durch Dritte verletzt werden. Statt dessen sollten der FuE-Markt und die Konkurrenz auf Mes-
sen, Tagungen und Kongressen beobachtet werden, ob dort verletzende Verfahrens- oder Pro-
duktentwicklungen angeboten werden [Coh 96 S. 75].
Die Überwachung fremder Patentanmeldungen erfolgt insbesondere, um rechtzeitig darauf
aufmerksam zu werden, ob und wann ein Patent erteilt wird. Sobald ein deutsches Patent er-
teilt und die Erteilung im Patentblatt veröffentlicht ist, kann innerhalb von drei Monaten Ein-
spruch erhoben werden. Bei einem europäischen Patent beträgt die Einspruchsfrist neun Mona-
te. Die Überwachung fremder Patentanmeldungen spielt dann eine wichtige Rolle, wenn die
fremden Patente eigene FuE-Aktivitäten betreffen und eine Einschränkung bedeuten.
4 FuE aus der Wissensperspektive 42
4.3.5 Wissen bewahren
Die entscheidenden Ressourcen von Forschungsinstituten sind die Mitarbeiter, die ihre Kreativi-
tät und ihr Wissen einbringen. Da die Fluktuationsrate unter den wissenschaftlichen Mitarbei-
tern in Forschungsinstituten in der Regel sehr hoch ist, kommt dem Teilprozeß "Wissen bewah-
ren" eine besondere Bedeutung zu, um die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit von For-
schungsinstituten zu sichern. Hauptprozesse der Wissensbewahrung sind die Selektion, Speiche-
rung und Aktualisierung von Wissen [Pro 99 S. 295].
Der wissensbasierte Wertschöpfungsprozeß unterscheidet sich vom industriellen Wert-
schöpfungsprozeß durch die Wiederverwendungsschleife [Bild 4-6].
Problem
des
Kunden
Wissen
entwickeln
Wissen
anwenden
Wissen wieder
anwenden
Wissen
bewahren
Erforderl.
Kompe-
tenzen
Cash out
Wiederverwendung
Bild 4-6 Wissensbasierter Wertschöpfungsprozeß [Kur 99 S. 41]
Wissen, das für einen speziellen Kunden entwickelt wurde, kann bei anderen Kunden wieder
verwendet werden. Die Wiederverwendung von Wissen bildet die Basis effizienter Innovationen
[Tij 99] und verschafft gegenüber individuellen, kundenspezifischen Lösungen einen deutlichen
Zeit- und Kostenvorteil [Kur 99 S. 40-41].
Das Wissen einzelner Mitarbeiter wird nur dann zu einem immateriellen Produkt eines Unter-
nehmens, wenn dieses individuelle Wissen in expliziter Form anderen Mitarbeitern zugänglich ist
[Pfe 98]. Hierzu müssen die individuellen Produkte gespeichert werden, andere müssen darüber
informiert werden und jederzeit Zugriff haben [Kur 99 S. 175]. Doppelarbeit entsteht in For-
schungsinstituten dadurch, daß Wissen im Zusammenhang mit bereits erfolgten Problemlösun-
gen, d.h. "Was wissen wir?", nicht im gesamten Forschungsinstitut bekannt ist [FhM 1/98].
Wissen wird zu einem wertvollen Produkt, wenn es zugänglich ist, d.h. "Wo finden wir dieses
Wissen?" [Dav 98 S. 53]. Die Speicherung von Wissen kann individuell, kollektiv oder elektro-
nisch erfolgen.
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4.3.6 Wissen vermarkten
Patente und Gebrauchsmuster spiegeln die Innovationskraft und Fortschrittlichkeit von For-
schungsinstituten wider und stellen ein wichtiges Marketinginstrument dar. Mit den Worten
"Zum Patent angemeldet" darf erst nach Offenlegung der Patentanmeldung, in der Regel nach
18 Monaten, geworben werden und mit "Patentschutz" oder "Deutsches Patent" erst nach der
Patenterteilung [Coh 95 S. 83].
Im wissenschaftlich-technischen Bereich werden wirtschaftlich verwertbare Ergebnisse oft in der
Auftragsforschung und in Zusammenarbeit mit anderen Forschern und Entwicklern erzielt. FuE-
Verträge regeln den Wissenstransfer auf diesen Gebieten. Wesentlicher Bestandteil eines FuE-
Vertrages ist das Nutzungsrecht am Ergebnis, bestehend aus dem Know-how, neu entstande-
nen oder bereits vorhandenen Schutzrechten.
Bei der Vermarktung von Wissen aus Forschungsinstituten spielen Lizenzverträge eine wichtige
Rolle. Sie regeln die Übertragung von Nutzungsrechten an Erfindungen, Patentanmeldungen,
Patenten, Know-how, Marken und Urheberrechten gegen eine Zahlung von Lizenzgebühren
[Rot 97]. Dabei kann der Umfang einer Lizenz sehr unterschiedlich sein und von einer einfachen
Lizenz, die dem Lizenznehmer ein Nutzungsrecht einräumt, bis zu einer ausschließlichen Lizenz,
bei der der Lizenznehmer alle Rechte aus dem Schutzrechtsgegenstand erwirbt, reichen [Bar 99c
S. 6].
Das BMBF hat zur Verbesserung der wirtschaftlichen Nutzung von Forschungsergebnissen öf-
fentlicher Projektförderung seit dem 1. März 1999 neue Schutzrechtsregelungen in Kraft ge-
setzt. Zu den wichtigsten Neuerungen zählen, daß ein Forschungsinstitut das Recht auf aus-
schließliche Nutzung der Forschungsergebnisse hat, ausschließliche Lizenzen vergeben kann und
die Lizenzgebühren in voller Höhe behalten darf. Damit wurden Regelungen, die eine wirt-
schaftliche Nutzung von öffentlich geförderten Forschungsergebnissen behinderten, wie Ge-
heimhaltungspflicht bei exklusiver Nutzung oder Beteiligung der Förderorganisation an den Li-
zenzgebühren, beseitigt.
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4.4 Personalmanagement
Effizienz und Effektivität der Teilprozesse im Wissensmanagementmodell für technologieorien-
tierte Forschungsinstitute [Kap. 4.3] können durch Personalmanagementmethoden beeinflußt
werden. Die zur Motivation und Qualifikation von Mitarbeitern notwendigen Techniken und
Werkzeuge werden durch das Personalmanagement bereitgestellt.
Personalmanagement ist eine strategische Maßnahme zur Sicherung des gegenwärtigen und
zukünftigen Unternehmenserfolges [Gla] und die Summe aller Aktivitäten, die das personelle
Potential eines Unternehmens gestalten und vergrößern. Durchgeführt werden diese Aktivitäten
von Mitarbeitern im Personalbereich, von Führungskräften und von allen Gruppen der Personal-
betreuung, z.B. Betriebsrat, Betriebsarzt [Wil]. Personalplanung ist eine Teilaufgabe des Perso-
nalmanagements und soll dafür sorgen, daß kurz-, mittel- und langfristig die im Unternehmen
benötigten Mitarbeiter in der erforderlichen Qualität und Quantität zur Verfügung stehen [Gab
97 S. 2963].
4.4.1 Motivation und Qualifikation
Da Motivation und Qualifikation der Mitarbeiter einen wichtigen Faktor für den Erfolg eines For-
schungsinstituts darstellen, müssen Mitarbeiter gezielt motiviert und qualifiziert werden [Sve 98
S. 98].
Motivation ist die Summe aktivierender und orientierender Beweggründe für Handeln, Verhal-
ten und Verhaltenstendenzen [Gab 97 S. 2681]. Sie ist ein innerpsychischer Prozeß und kann im
Sinne von "Manipulieren" nicht einfach durchgeführt werden, allerdings kann die Kommunika-
tion zwischen Führungskraft und Mitarbeiter dazu dienen, Aufschlüsse über motivierendes Ver-
halten zu geben [IAW 97 S. 199]. Motivation wird in extrinsische und intrinsische Motivation
unterschieden:
 Extrinsische Motivation ist Mittel zum Zweck und wirkt als Anreiz bei der Erwartung von
Vorteilen oder als Druck bei der Erwartung von Nachteilen. Sie beeinflußt das Verhalten di-
rekt, ist aber nur solange wirksam, wie der Anreiz als positiv oder der Druck als negativ
empfunden wird [Die 99 S. 1108].
 Intrinsische Motivation liegt vor, wenn eine Aufgabe oder Tätigkeit als sinnvoll angesehen
wird und lohnend, sich dafür einzusetzen. Dabei resultiert das Verhalten aus einer entspre-
chenden Einstellung [Die 99 S. 1109].
Dauerhafte Motivation und eine wirksame Verhaltensänderung werden nur erreicht, wenn es
gelingt intrinsische Motivation aufzubauen [Dec 72]. Extrinsische Motivation kann als zusätzli-
cher Anreiz unterstützend wirken. Zur extrinsischen Motivation von Mitarbeitern existieren ver-
schiedene materielle und immaterielle Anreize, wie z.B. Prämien, Weiterbildung, Dienstwagen
und -reisen [Neu 96]. Neben diesen extrinsischen Motiven beeinflussen intrinsische Motive, wie
z.B. die Unternehmenskultur oder das Führungsverhalten, die Motivation von Mitarbeitern [Bild
4-7]. Die Bedeutung intrinsischer Motive nimmt zu, je anspruchsvoller und eigenverantwortli-
cher eine Aufgabe oder Tätigkeit ist [Ros 96 S. 47].
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Bild 4-7 Ergebnisse einer IAO-Studie zur Mitarbeitermotivation [IAO 96]
Mitarbeiter in Forschungsinstituten sind häufig hochqualifizierte Spezialisten, die über einen
Hochschulabschluß verfügen oder einen Hochschulabschluß anstreben. Sie lassen sich anhand
ihrer Qualifikation unterscheiden.
Qualifikation bezeichnet die Gesamtheit der individuellen Fähigkeiten und Kenntnisse, die es ei-
nem Mitarbeiter erlauben, Anforderungen in bestimmten Arbeitsfunktionen auf Dauer zu er-
füllen [Gab 97 S. 3159]. Sie setzt sich aus der fachlichen und überfachlichen Qualifikation zu-
sammen [Bild 4-8].
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Bild 4-8 Fachliche und überfachliche Qualifikation
4 FuE aus der Wissensperspektive 46
Kompetenzen, die zur fachlichen und überfachlichen Qualifikation [Bild 4-8] zählen, sind fol-
gendermaßen definiert:
 Fachkompetenz beschreibt die Fähigkeit, ein Fachgebiet zu beherrschen sowie funktions-
bezogene Kenntnisse und Fähigkeiten anzuwenden, die zur Lösung von aktuellen und zu-
künftigen Aufgaben erforderlich sind [Bec 84].
 Methodenkompetenz beschreibt die Fähigkeit und Bereitschaft zu zielgerichtetem und
planmäßigem Vorgehen bei der Bearbeitung von Aufgaben und Problemen [Bec 84]. Zur
Methodenkompetenz gehören u.a. analytisches, strukturiertes, logisches und kreatives Den-
ken sowie systematisches Problemlösen.
 Sozialkompetenz beschreibt die Fähigkeit und Bereitschaft zur Kommunikation, zu sachli-
cher und kooperativer Auseinandersetzung und Verständigung, zu Kritik und verantwor-
tungsbewußter Urteilsfindung im Umgang mit Führungskräften, Kollegen und Mitarbeitern
[KM 91]. Zur Sozialkompetenz gehören u.a. Kommunikations-, Kooperations- und Teamfä-
higkeit.
Als Unternehmenskompetenz wird die Fähigkeit definiert, andere bei der Nutzung ihrer Kompe-
tenzen zum Erreichen der Unternehmensziele zu beeinflussen [Sve 98 S. 80] und beinhaltet ins-
besondere Sozialkompetenz.
In Forschungsinstituten können nach der Fach- und Unternehmenskompetenz Spezialisten, Ma-
nager, Zuarbeiter und Führungskräfte unterschieden werden [Bild 4-9].
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Bild 4-9 Mitarbeitertypen in Forschungsinstituten [Sve 98 S. 84]
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 Spezialisten besitzen eine hohe Fachkompetenz im Bereich der Kernkompetenzen eines
Unternehmens und eine geringe Unternehmenskompetenz. Sie sind die Umsatzträger im
Unternehmen [Sve 98 S. 96].
 Manager besitzen eine geringe Fachkompetenz im Bereich der Kernkompetenzen eines Un-
ternehmens, aber eine hohe Unternehmenskompetenz. Manager sind Mitarbeiter, die von
Führungskräften ernannt wurden, um in einem vorgegebenen Rahmen und mit festgelegten
Ressourcen ein Ziel zu erreichen [Sve 98 S. 89-90].
 Zuarbeiter besitzen keine besonderen Fähigkeiten, die sie auszeichnen. Ihre Fach- und Un-
ternehmenskompetenz ist gering ausgeprägt. Zu den Aufgaben von Zuarbeitern gehört die
Unterstützung von Spezialisten und Managern. Forschungsinstitute verfügen über einen ho-
hen Anteil an Zuarbeitern, die wissenschaftlichen Hilfskräfte.
 Führungskräfte besitzen eine hohe Fach- und Unternehmenskompetenz. Sie sind Spezialis-
ten, die auch im Management und in der Organisation kompetent sind und damit über eine
hohe Unternehmenskompetenz verfügen. Aufgabe von Führungskräften ist es, den profita-
belsten Einsatzbereich für die Spezialisten zu finden und ihnen Bedingungen einzuräumen,
unter denen sie ihre Kreativität zum Nutzen des Unternehmens entfalten können [Sve 98 S.
95].
4.4.2 Personalführung
Personalführung wird als psychologische und soziale Fähigkeit einer Führungskraft im Umgang
mit den Mitarbeitern betrachtet [Gab 97 S. 1411]. Dabei haben neben Persönlichkeitseigen-
schaften der Führungskraft Faktoren, wie z.B. fachliche Autorität, Einsatz von Führungsmodel-
len und soziale Beziehungen, eine entscheidende Bedeutung für eine erfolgreiche Personalfüh-
rung.
Die Motivation der Mitarbeiter wird durch das Verhalten von Führungskräften beeinflußt [Bal 98
S. 166]. Erfolgreiche Führungskräfte zeichnen sich dadurch aus, daß sie mit ihren Mitarbeitern
Ziele und Aufgaben definieren, Mitarbeiter beraten und unterstützen, Leistungen der Mitarbei-
ter angemessen beurteilen und die Organisationsentwicklung vorantreiben [Bild 4-10].
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Bild 4-10 Führungsverhalten erfolgreicher Führungskräfte [Bal 98 S. 166]
Führungsmodelle
Führungsmodelle fassen verschiedene Einflußinstrumente, Gestaltungsregeln und Verfahren zu-
sammen, um die Effizienz der Personalführung zu verbessern. Sie treffen Aussagen dazu, wie
Personalführung unter bestimmten Bedingungen in einem Unternehmen ausgeübt werden soll-
te [Gab 97 S. 1413, IAW 97 S. 205]. Zu den bekanntesten Führungsmodellen gehört das Mana-
gement by Objectives, die Führung durch Zielvereinbarung.
Bei der Anwendung von Zielvereinbarungssystemen werden die Ziele einzelner Bereiche, Abtei-
lungen und Mitarbeiter systematisch erarbeitet, so daß eine einheitliche Ausrichtung auf die
übergeordneten Unternehmensziele gewährleistet ist. Im ersten Schritt werden Ziele im Kontext
des gesamten Unternehmens definiert, die die Grundlage für den weiteren Zielvereinba-
rungsprozeß darstellen. Nach dem Top-Down-Prinzip werden anschließend auf allen Ebenen des
Unternehmens Ziele für einzelne Bereiche und Abteilungen bis hin zu einzelnen Mitarbeitern de-
finiert, die aus den jeweils übergeordneten Zielen abgeleitet sind.
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Der Nutzen eines Zielvereinbarungssystems besteht für die Mitarbeiter darin, daß sie Kriterien,
die zur Beurteilung ihrer Leistungen herangezogen werden, kennen und sich selbst einschätzen
können. Sie erfahren, mit welchen Stärken und Schwächen sie gesehen werden, und erleben
die Erreichung ihrer Ziele als Erfolge. Für Führungskräfte besteht der Nutzen eines Zielvereinba-
rungssystems darin, daß sie durch das Zielvereinbarungsgespräch bei der Mitarbeiterbeurteilung
unterstützt werden und die Kommunikation mit ihren Mitarbeitern verbessern können.
Ein Zielvereinbarungsgespräch besteht aus zwei Teilen: In der Erfolgsanalyse werden die
Leistungsergebnisse und das Leistungsverhalten des Mitarbeiters anhand der vereinbarten Ziele
der vergangenen Periode bewertet. In der neuen Zielvereinbarung werden mit dem Mitarbeiter
Ziele für die folgende Periode vereinbart und relevante Anforderungen festgehalten [Mal 96].
Durch den persönlichen Gesprächscharakter zwischen Mitarbeiter und Führungskraft lassen sich
in der Regel keine objektiven Ergebnisse erzielen, die einen Vergleich zwischen verschiedenen
Mitarbeitern ermöglichen. Die Praxis zeigt, daß erstmalig durchgeführte Zielvereinbarungsge-
spräche in den meisten Fällen auch von kritischen Führungskräften überwiegend positiv beur-
teilt wurden [Man 96].
4.4.3 Personalentwicklung
Personalentwicklung umfaßt Maßnahmen, die auf die Entwicklung und Verbesserung der
Leistungsfähigkeit und -bereitschaft von Mitarbeitern abzielen. Daneben stellt die Personal-
entwicklung einen Teil des betrieblichen Anreizsystems [Neu 96] dar, da sie dem Bedürfnis der
Mitarbeiter nach persönlicher Entfaltung und Erhaltung der eigenen Wettbewerbschancen ent-
gegenkommt [Gid 96].
Die Personalentwicklung hat mehrere aufeinander aufbauende Aufgaben zu erfüllen [Luc 99]:
 Bestmögliche Übereinstimmung zwischen vorhandenen Fähigkeiten der Mitarbeiter und An-
forderungen des Unternehmens herbeiführen
 Prüfen, welche Mitarbeiter unter Berücksichtigung ihrer individuellen Erwartungen im Hin-
blick auf aktuelle und zukünftige Veränderungen im Unternehmen zu fördern sind
 In Absprache mit den betroffenen Mitarbeitern festlegen, welche Förderungs- und Bildungs-
maßnahmen in Frage kommen
 Planung, Durchführung und Kontrolle der Förderungs- und Bildungsmaßnahmen
Da sich die Anforderungen an die Flexibilität der Mitarbeiter zunehmend erhöhen [Kap. 3.3.4],
ist bei der Personalentwicklung neben der fachlichen Qualifikation besonderer Wert auf die
überfachliche Qualifikation zu legen [Kap. 4.4.1]. Auf Grundlage quantitativer und qualitativer
Personalplanung fördert die Personalentwicklung Fach-, Methoden- und Sozialkompetenz der
Mitarbeiter entsprechend den Unternehmenszielen und der Unternehmenskultur.
Die Führungskräfteentwicklung ist Teil der Personalentwicklung und gewinnt zunehmend an
Bedeutung, da sich die Einsicht durchsetzt, daß die Entwicklung von unternehmensspezifischem
Know-how (Unternehmenskompetenz) Wettbewerbsvorteile ermöglicht [Gab 97 S. 2959]. Die
Anforderungen an Führungskräfte werden sich zukünftig verändern. Bei Führungskräften ge-
winnen Fähigkeiten, wie Innovations-, Motivations-, Konfliktlösungs- und Teamfähigkeit zu-
nehmend an Bedeutung [Bul 96 S. 109]. Diese Fähigkeiten müssen bei der Führungskräfteent-
wicklung ausreichend berücksichtigt und gefördert werden.
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4.4.4 Regelkreis aus Personalplanung, -führung und -entwicklung
Das Zusammenspiel und die Wechselwirkung von Personalplanung, -führung und -entwicklung
kann in einem Regelkreis abgebildet werden [Bild 4-11].
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Bild 4-11 Regelkreis aus Personalplanung, -führung und -entwicklung
Dabei ist die Mitarbeiterbeurteilung Basis für die Personalentwicklung und wird häufig mit einer
Zielvereinbarung für die kommende Periode kombiniert. Die Gestaltung der Personalentwick-
lung wird durch die unterschiedlichen Unternehmens-, Abteilungs-, Projekt- und Mitarbeiterziele
beeinflußt.
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4.5 Projektmanagement
Technologieorientierte Forschungsinstitute bearbeiten ihre FuE-Aufgaben in der Regel in Projek-
ten. Effizienz und Effektivität der Teilprozesse von Forschung und Entwicklung, insbesondere
des Teilprozesses "Wissen entwickeln" [Kap. 4.3.3], können durch Projektmanagementmetho-
den positiv beeinflußt werden.
Ein Projekt ist eine zeitlich und finanziell befristete, innovative, risikobehaftete Aufgabe von er-
heblicher Komplexität, die aufgrund ihrer Schwierigkeit und Bedeutung meist ein spezielles Pro-
jektmanagement erfordert [Gab 97 S. 3114]. Projektmanagement ist die "Gesamtheit von Füh-
rungsaufgaben, -organisation, -techniken und -mitteln für die Abwicklung eines Projektes" [DIN
69901]. Es umfaßt Planung, Überwachung und Steuerung von Projekten sowie deren Koordina-
tion [Gab 97 S. 3115].
4.5.1 Erfolgsfaktoren für das Projektmanagement
Eine amerikanische Untersuchung von 650 Projekten, die ohne ein spezielles Projektmanage-
ment durchgeführt wurden, hat folgende Mängel bei der Projektbearbeitung festgestellt [Ste
97]:
 Projektleiter verfügt nicht über ausreichende Kompetenz
 Projektorganisation ist nicht auf das Projekt abgestimmt
 Projektrisiken bleiben unberücksichtigt
 Projektteam ist nicht an der Planung beteiligt
 Entscheidungen werden verzögert
 Notwendige Änderungen der Planung werden zu spät durchgeführt
 Mangelnder Teamgeist und mangelnde Identifikation mit dem Projekt
Die Praxis zeigt, daß Unternehmen, die Projektmanagementmethoden einsetzen, Terminverzö-
gerungen verringern, Kosten einsparen und die Qualität verbessern können [Ste 97]. Dabei nut-
zen die verantwortlichen Projektleiter verschiedene Planungs-, Organisations- und Kommunika-
tionstechniken und -werkzeuge mit dem Ziel, Risiken und notwendige Änderungen rechtzeitig
zu erfassen und flexibel reagieren zu können [Wel 99]. Der alleinige Einsatz von Projekt-
managementmethoden garantiert noch keinen Projekterfolg. Dieser hängt wesentlich von Me-
thoden- und Sozialkompetenzen ab, wie z.B. Kommunikations- und Teamfähigkeit, Motivation
und Führungsfähigkeit des Projektleiters [Bul 97 S. 67-68].
4.5.2 Projektorganisation
Projekte erfordern aufgrund ihrer Komplexität häufig die Zusammenarbeit verschiedener Abtei-
lungen eines Unternehmens. Um die Projektabwicklung effizient gestalten zu können, wird eine
Projektorganisation eingerichtet, die für die Projektdauer existiert. Projektorganisation bezeich-
net die "Gesamtheit der Organisationseinheiten und der aufbau- und ablauforganisatorischen
Regelungen zur Abwicklung eines bestimmten Projektes" [DIN 69901]. Sie besteht aus dem
Auftraggeber, der Projektleitung und dem Projektteam. Bei kleinen Projekten wird die Projektlei-
tung durch den Projektleiter repräsentiert. Mit zunehmender Projektgröße wird der Projektleiter
durch weitere Mitarbeiter, die ihn arbeitsmäßig entlasten und fachlich beraten, unterstützt.
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Bei umfangreichen Projekten, die von mehreren Unternehmen gemeinsam bearbeitet werden,
wird ein Projektausschuß eingerichtet.
Jeder Projektbeteiligte muß mit den Kompetenzen ausgestattet werden, die er benötigt, um
seine Aufgaben erfüllen zu können. Seine Verantwortung kann nur so weit reichen wie seine
Kompetenz und er kann nur für Sachverhalte verantwortlich sein, die im Rahmen seiner Aufga-
ben liegen und für die er entsprechende Kompetenzen besitzt [Keß 99 S. 39]. Eine Aufgabe ist
eine dauerhaft wirksame Aufforderung, festgelegte Handlungen wahrzunehmen [Gab 97 S.
280]. Kompetenz ist die Befugnis, Maßnahmen zur Erfüllung von Aufgaben zu ergreifen, für de-
ren Bewältigung der Kompetenzträger die Verantwortung trägt [Gab 97 S. 2176]. Verantwor-
tung bezeichnet die Verpflichtung und Berechtigung, zur Erfüllung einer Aufgabe oder in einem
begrenzten Funktionsbereich selbständig zu handeln [Gab 97 S. 3998].
Die Zusammenarbeit der Projektbeteiligten und die Definition ihrer Aufgaben, Kompetenzen
und Verantwortungen kann nach verschiedenen Organisationsformen erfolgen [Bul 99 S. 52]:
 Bei der reinen Stammorganisation werden die Projektaufgaben an die Abteilungen über-
geben. Die Abteilungsleiter übernehmen die Leitung und Koordination des Projektes, es
wird kein verantwortlicher Projektleiter ernannt.
 Bei der Matrixorganisation wird ein Projektleiter festgelegt, der das Projekt koordiniert
und die Zuständigkeiten und Verantwortungen mit den Abteilungen der Stammorganisation
teilt. Projektleiter und Abteilungsleiter koordinieren Aufgaben und treffen Entscheidungen
gemeinsam.
 Bei der reinen Projektorganisation führt der Projektleiter das Projektteam, wobei er über
die Projektbearbeiter vollständig verfügen kann. Die Abteilungsleiter haben keinen Einfluß
auf die Projektorganisation.
Die Entscheidung für eine Organisationsform hängt u.a. vom Führungsverhalten der Führungs-
kräfte [Kap. 4.4.2], der Unternehmenskultur und vorhandenen Methodenkompetenzen im Pro-
jektmanagement ab. Projekte werden um so effizienter und effektiver abgewickelt, je eigen-
ständiger Projektleiter und Projektteam arbeiten können [Sch]. Die Übertragung der Verantwor-
tung auf das gesamte Projektteam hat sich in der Praxis nicht bewährt, so daß die Verantwor-
tung in der Regel dem Projektleiter übertragen wird. Bei Stellenbeschreibungen für Projektleiter
wurde festgestellt, daß beim Großteil nur Aufgaben und Verantwortungen vorgesehen waren,
aber keine ausreichenden Kompetenzen [Ste 97].
Beim Projektmanagement treffen zwei Organisationsstrukturen aufeinander: Die auf Dauer an-
gelegte Stammorganisation eines Unternehmens und die zeitliche befristete Projektorganisation
[Bild 4-12]. Für jede Organisationsform gilt, daß Schnittstellen zwischen Projekten und Abteilun-
gen definiert werden müssen. Dabei ist festzulegen, welche Kompetenzen beim Projektleiter
liegen und über welche Kompetenzen die Abteilungsleiter in Projekten verfügen sollen [Rin 98
S. 140]. Zur reibungslosen Projektdurchführung muß der Informationsaustausch zwischen Ab-
teilungs- und Projektleiter funktionieren. Nur mit vollständiger und rechtzeitiger Information
können Projekte geplant und gesteuert werden. Dabei ist zu beachten, daß Informationen ziel-
gerichtet aufbereitet werden müssen, um effizient nutzbar zu sein.
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Bild 4-12 Stamm- und Projektorganisation [Keß 99 S. 93]
Die Fachkompetenz eines Projektleiters sollte den Anforderungen eines Projektes weitgehend
entsprechen, d.h. bei technischen Projekten sollte der Projektleiter ein ausgeprägtes technisches
Wissen besitzen, während bei Organisations- oder Marktforschungsprojekten ein Wirtschaftsin-
genieur oder Betriebswirt zu bevorzugen ist [Rin 98 S. 137]. Darüber hinaus muß ein Projektlei-
ter über Methoden- und Sozialkompetenzen verfügen. Erforderliche Methodenkompetenzen für
einen Projektleiter sind Planungs- und Steuerungstechniken sowie Moderations-, Präsentations-,
Entscheidungsfindungs- und Problemlösungstechniken. Im Umgang mit dem Projektteam, Kun-
den und Lieferanten sind Sozialkompetenzen, wie Kommunikations- und Konfliktlösungsfähig-
keit, von Bedeutung für einen Projektleiter [Sch].
4.5.3 Projektlebenszyklus
Für eine zielgerichtete Abwicklung von Projekten ist es notwendig, Projektphasen zu definieren.
Ein Projekt gliedert sich grob in die Phasen Projektakquisition und Projektabwicklung. Die Phase
der Projektabwicklung wird weiter gegliedert in Projektstart, Projektdurchführung und Projekt-
abschluß [Bild 4-13].
Am Ende jeder Projektphase werden Meilensteine definiert. Meilensteine sind Teilziele im Pro-
jekt, die zu bestimmten Terminen erreicht werden müssen [Keß 99 S. 128]. An Meilensteinen
wird eine Entscheidung über die Fortführung des Projektes getroffen und eventuell die nächste
Projektphase freigegeben. Abhängig vom Projekt können auch innerhalb einer Projektphase zu-
sätzliche Meilensteine definiert werden.
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Bild 4-13 Projektphasen während der Projektabwicklung
Projektakquisition
Die Projektakquisitionsphase beginnt mit der Ausschreibung eines Förderprogramms durch eine
Förderorganisation oder der Anfrage eines Industriekunden. Bei der Ausschreibung von Förder-
programmen werden die genauen Antragsmodalitäten festgelegt. Einige Förderorganisationen
treffen anhand von Vorhabenskurzbeschreibungen eine Auswahl aussichtsreicher Projektideen,
so daß der Aufwand zum Erstellen von Projektanträgen für die Forschungsinstitute verringert
wird. Bei Industrieprojekten bildet in der Regel ein Angebot die Grundlage für weitere Ver-
handlungen mit dem Industriekunden. Im Angebot beschreibt das Forschungsinstitut, welche
Leistungen es zu welchen Bedingungen erbringen kann und will. Einzelne Schritte bei der An-
gebotserstellung werden in Kap. 4.5.3.1 genauer vorgestellt.
Projektstart
Der Projektstart beginnt, wenn ein öffentliches Projekt von einer Förderorganisation bewilligt
wurde oder ein Industriekunde einen Auftrag für ein Industrieprojekt erteilt hat. Beim Projekt-
start werden organisatorische und inhaltliche Projektstrukturen festgelegt. In organisatorischer
Hinsicht werden der Projektleiter und die Projektbearbeiter bestimmt sowie Aufgaben, Kompe-
tenzen und Verantwortungen definiert [Kap. 4.5.2]. Wenn möglich sollte der Mitarbeiter, der
das Angebot oder den Antrag erstellt hat, zum Projektleiter ernannt werden. In inhaltlicher Hin-
sicht werden folgende Punkte behandelt [Bul 99 S. 36]:
 Kurzbeschreibung des Projektes
 Projektziel- und Prioritätsfestlegung
 Strukturplanung
 Zusammenhänge mit anderen laufenden Projekten
Daneben werden im Kick-off-Meeting Absprachen über Zusammenarbeit und Kommunikation
des Projektteams getroffen. Vorbereitung und Leitung des Kick-off-Meetings liegt in der Regel
beim Projektleiter. Bei wichtigen oder schwierigen Projekten kann es sinnvoll sein, für das Kick-
off-Meeting einen externen Moderator einzusetzen, so daß der Projektleiter sich inhaltlich in das
Kick-off-Meeting einbringen kann [Sch].
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Projektdurchführung
Die wesentlichen Aufgaben des Projektleiters während der Projektdurchführung sind Projektpla-
nung [Kap. 4.5.3.2] sowie Projektüberwachung und -steuerung [Kap. 4.5.3.3]. Da die Aufga-
benstellungen von FuE-Projekten nicht vollständig planbar sind, wie z.B. ein Fertigungsprozeß,
wird der Projektverlauf nur für die unmittelbar folgenden Arbeitspakete detailliert geplant [Bul
99 S. 36]. Spätere Teilaufgaben und Arbeitspakete werden zunächst grob geplant. Das Projekt-
management wechselt in einem Regelkreis zwischen den Aufgaben Projektplanung, Projekt-
überwachung und -steuerung [Bild 4-14].
Durchführung
IstSoll
Änderungen
Abwei-
chungen
Maß-
nahmen
 Input  Output  Input  Output
 Input Output
SollPlanung Überwa-chung
Steuerung
Bild 4-14 Regelkreis von Projektplanung, Projektüberwachung und -steuerung
Projektabschluß
Der Projektabschluß bildet die letzte Phase der Projektabwicklung [Bild 4-13]. Dabei sind folgen-
de Punkte durchzuführen [Bul 99 S. 48]:
 Übergabe der Projektergebnisse an den internen oder externen Kunden
 Projektbewertung
 Sicherung der im Projekt gewonnenen Erkenntnisse
 Auflösung der Projektorganisation
Die Projektbewertung wird am Ende eines Projektes in einer Projektabschlußsitzung durchge-
führt. Ziel ist es, die im Projekt gewonnenen Erkenntnisse in eine kontinuierliche Verbesserung
der Projektbearbeitung einfließen zu lassen. Bewertet werden folgende Punkte [Bul 99 S. 41]:
 Genauigkeit der Planung
 Zusammenarbeit des Projektteams
 Zusammenarbeit mit Externen (Lieferanten, ...)
 Nachkalkulation der Kosten
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 Schnittstelle zwischen Projekt und Abteilungen
 Höhe des Änderungsaufwandes
 Reaktion auf unerwartete Probleme
Nachfolgend werden kritische Teilprozesse bei der Projektakquisition und -abwicklung genauer
betrachtet:
 Angebotserstellung [Kap. 4.5.3.1]  Projektplanung [Kap. 4.5.3.2]
 Projektüberwachung und -steuerung [Kap.
4.5.3.3]
4.5.3.1 Angebotserstellung
Da ein Forschungsinstitut einem Industriekunden die Angebotserstellung in der Regel nicht in
Rechnung stellen kann, ist eine effiziente Angebotserstellung besonders wichtig. Die Erfolgs-
quote erteilter Aufträge an abgegebenen Angeboten läßt sich durch verschiedene Maßnahmen
erhöhen [Eve 99 S. 19]. Dazu gehören:
 Erstellung von kundenorientierten Angeboten
 Verfolgung aussichtsreicher Angebote
 Ursachenermittlung bei nichterteilten Aufträgen
Bei einem Industrieprojekt umfaßt die Akquisitionsphase folgende Aufgaben: Anfrageerfassung
und -bewertung, Erstellung eines technischen Konzepts, Grobplanung, Zusammenstellung der
Angebotsunterlagen, Angebotsprüfung und -freigabe sowie Angebotsverfolgung [Bild 4-15].
Grobplanung
Zusammenstellung der
Angebotsunterlagen
Technisches Konzept
Anfrageerfassung
und -bewertung
Angebotsprüfung
und -freigabe
Angebotsverfolgung
Industriekunde
Bild 4-15 Aufgaben bei der Angebotserstellung für Industrieprojekte
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Bei der Anfrageerfassung werden die Forderungen und Erwartungen des Industriekunden be-
stimmt. Dabei ist das Lastenheft ein bewährtes Hilfsmittel zur Anfrageerfassung. Ein Lastenheft
enthält die "vom Auftraggeber festgelegte Gesamtheit der Forderungen an die Lieferungen und
Leistungen eines Auftragnehmers innerhalb eines Auftrages" [DIN 69905]. Das Lastenheft stellt
die vertragliche Beschreibung des Lieferumfanges dar und sollte so abgefaßt sein, daß es als
Grundlage für einen juristischen Vertrag dienen kann. Anhand des Lastenheftes sollten die Pro-
jektergebnisse abgenommen werden können. Dabei ist zu beachten, daß mögliche Lösungswe-
ge nicht vorweggenommen oder unnötig eingeschränkt werden. Im Lastenheft wird nur das
Was und nicht das Wie festgelegt [Bal 96 S. 57].
Wenn die Entscheidung getroffen wurde, die Anfrage eines Industriekunden zu bearbeiten,
muß festgelegt werden, welche Form des Angebotes der Industriekunde erhalten soll. Dabei
kann z.B. unterschieden werden zwischen schlanken Angeboten, ausführlichen Angeboten und
bezahlten Machbarkeitsstudien. Anfragen von Industriekunden sollten nach festgelegten Krite-
rien bewertet werden, um den Umfang eines Angebotes festzulegen. Mögliche Kriterien sind:
Machbarkeit, finanzielles Risiko, Bonität und Renommee des Industriekunden, Auftragsvolumen,
Wahrscheinlichkeit einer Auftragserteilung [Eve 99 S. 20].
Durch Voruntersuchungen muß die technische, ökonomische und personelle Machbarkeit ge-
zeigt werden. Dabei ist das Pflichtenheft ein bewährtes Hilfsmittel. Ein Pflichtenheft ist das
"vom Auftragnehmer erarbeitete Realisierungsvorhaben aufgrund des vom Auftraggeber vor-
gegebenen Lastenheftes" [DIN 69905]. Im Pflichtenheft wird im Gegensatz zum Lastenheft das
Wie festgelegt.
Beim Erstellen des technischen Konzeptes müssen insbesondere technische Normen und gesetz-
liche Vorschriften berücksichtigt werden, da sie sich erheblich auf Preis und Liefermöglichkeiten
auswirken. Es wird festgelegt, welches Wissen extern erworben werden kann [Kap. 4.3.2], wel-
ches Wissen wieder verwendet werden kann [Kap. 4.3.5] und welches Wissen neu entwickelt
werden muß [Kap. 4.3.3]. Je höher der Anteil an wiederverwertbarem Wissen ist, um so gerin-
ger ist das Projektrisiko. Bei schwer einschätzbaren Aufgabenstellungen mit einem hohen Anteil
an neu zu entwickelndem Wissen kann es sinnvoll sein, über eine Machbarkeitsstudie zunächst
die technische Machbarkeit zu überprüfen. Abhängig vom Ergebnis der Machbarkeitsstudie
wird eine Entscheidung über das weitere Vorgehen getroffen.
Auf Grundlage des technischen Konzeptes wird eine Grobplanung [Kap. 4.5.3.2] durchgeführt.
Bei der Bestimmung eines Liefertermins stehen Forschungsinstitute vor dem Problem, einerseits
einen realistischen und für den Industriekunden akzeptablen Liefertermin angeben zu müssen,
andererseits die notwendigen Ressourcen nicht verbindlich planen zu können, solange der Auf-
trag nicht erteilt wurde. Diese Problematik ist um so gravierender je geringer die Erfolgsquote
erteilter Aufträge an abgegebenen Angeboten ist und je größer die Zeitspanne zwischen der
Abgabe eines Angebotes und einer Auftragserteilung ist. Daher sollte die Bindefrist für ein An-
gebot, d.h. die Gültigkeit des Angebotes, nicht zu lange gewählt werden.
Ein schriftliches Angebot für einen Industriekunden muß folgende Elemente enthalten [Eve 90
S. 12]: Technische Lösung, Preis, Liefertermin sowie Lieferbedingungen, wie z.B. Bindefrist für
das Angebot, Zahlungsbedingungen, Gewährleistung, Eigentumsvorbehalte, Lieferbeschrän-
kungen, Ausfuhrbestimmungen. Von besonderer Relevanz sind auch Aufgabenbeschreibungen
für den Fall, daß bestimmte Verfahrenswege oder -inhalte, wie z.B. Prüfungen, Prüfmittel, Ab-
nahmeprozeduren und -kriterien, für das Projekt zwingend vorgeschrieben sind [Bul 99 S. 44].
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Eine juristische Abklärung ist empfehlenswert, wenn mit dem Industriekunden Vereinbarungen
getroffen werden, die über die "Allgemeinen Geschäftsbedingungen" (AGB) hinausgehen. Ein
Dienstvertrag ist nach BGB eine schuldrechtliche Verpflichtung eines Forschungsinstituts, einem
Industriekunden ihre Arbeitskraft zur Verfügung zu stellen [Gab 97 S. 923]. In Abgrenzung zum
Werkvertrag wird beim Dienstvertrag lediglich eine Arbeitsleistung versprochen und nicht ein
durch die Arbeitsleistung erzielter Erfolg.
Wenn nach Ablauf der Bindefrist für ein Angebot von einem Industriekunden kein Auftrag er-
teilt wurde, setzt die Angebotsverfolgung ein. Ziel ist es, Gründe für nichterteilte Aufträge zu
ermitteln und zu analysieren, um die gewonnenen Erkenntnisse bei folgenden Angebotserstel-
lungen berücksichtigen zu können [Eve 99 S. 25].
4.5.3.2 Projektplanung
Unter Projektplanung wird die systematische Informationsgewinnung über den zukünftigen
Projektverlauf sowie eine gedankliche Vorwegnahme des notwendigen Handelns im Projekt ver-
standen [Bul 99 S. 30]. Projektplanung ist in die Zukunft gerichtet und basiert daher auf Annah-
men, Schätzungen und unvollständigen Informationen.
Zu Beginn der Projektdurchführung erfolgt eine Grobplanung, die mit zunehmendem Projekt-
fortschritt unter Berücksichtigung neuer Projektergebnisse detailliert wird. Die Projektplanung
umfaßt folgende Teilaufgaben:
 Zieldefinition  Strukturplanung
 Ablaufplanung  Terminplanung
 Ressourcenplanung  Kostenplanung
 Risikoanalyse
Zieldefinition
Zu Beginn der Projektplanung erfolgt die Definition der Projektziele. Ein Projektziel ist ein "nach-
zuweisendes Ergebnis und vorgegebene Realisierungsbedingung der Gesamtaufgabe eines Pro-
jektes" [DIN 69901]. Ein Projektziel besteht aus drei Komponenten: Leistungs-, Zeit- und Kos-
tenziel. Dabei hängen Zeit und Kosten in der Regel von der inhaltlichen Ausgestaltung eines
Projektziels ab. Daher gibt es Projekte, in denen zunächst nur Leistungsziele definiert werden
und erst nach einer Voruntersuchung, z.B. einer Machbarkeitsstudie, werden Zeiten und Kosten
geschätzt und vereinbart.
Projektziele werden in Muß- und Wunschziele unterteilt. Mußziele sind Projektziele, die zum
Projekterfolg unbedingt erreicht werden müssen. Wunschziele sind Projektziele, die nicht unbe-
dingt erreicht werden müssen, wobei die Erreichung aber wünschenswert ist und die Zufrieden-
heit des Kunden erhöht [Bul 99 S. 36].
Strukturplanung
Bei der Strukturplanung wird das Projekt in Projektphasen, Teilaufgaben und Arbeitspakete un-
terteilt. Eine Teilaufgabe ist ein "Teil des Projektes, der im Projektstrukturplan weiter aufgeglie-
dert werden kann" und ein Arbeitspaket ist ein "Teil des Projektes, der im Strukturplan nicht
weiter aufgegliedert ist und auf einer beliebigen Gliederungsebene liegen kann" [DIN 69901].
Das Ergebnis der Strukturplanung ist eine Hierarchie aus Projektphasen, Teilaufgaben und Ar-
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beitspaketen, die im Strukturplan abgebildet wird. Auf der jeweils untersten Ebene sind Ar-
beitspakete definiert, die einem Projektbearbeiter zugeordnet sind, der für dieses Arbeitspaket
verantwortlich ist.
Die Arbeitspakete stellen den Ausgangspunkt für die Projektüberwachung und -steuerung
[Kap. 4.5.3.3] der Termine, Kosten und Leistungen dar. Die Anzahl der Arbeitspakete beeinflußt
den Aufwand bei der Projektsteuerung. Eine zu große Anzahl an Arbeitspaketen läßt sich auch
mit der entsprechenden Hard- und Software zeitlich nur schwer bearbeiten.
Zu Beginn des Projektes kann nicht jede Teilaufgabe vollständig in ihre Arbeitspakete zerlegt
werden. Deshalb werden zu Beginn nur wenige Gliederungsebenen in einer Grobplanung ermit-
telt. Im weiteren Projektverlauf wird eine Detaillierung bis zum einzelnen Arbeitspaket, die so-
genannte Feinplanung, durchgeführt. Der Planungshorizont der Feinplanung reicht nur bis zum
jeweils nächsten Meilenstein. Dadurch wird dem Projekt ein höherer Freiheitsgrad gewährt, der
nur kurzfristig eingeschränkt ist, und neue Projektergebnisse können mit zunehmendem Pro-
jektfortschritt berücksichtigt werden.
Ablaufplanung
Der Ablaufplan wird aus dem Strukturplan entwickelt, indem Arbeitspakete in einzelne Vorgän-
ge zerlegt werden. Die Ablaufplanung beinhaltet die Analyse und Darstellung der logischen und
zeitlichen Folge von Arbeitspaketen. Bei der Erstellung des Ablaufplans werden technologische
Abhängigkeiten betrachtet, die erforderlichen Kapazitäten und Finanzen werden zunächst nicht
berücksichtigt. Zur Ablaufplanung werden verschiedene Werkzeuge eingesetzt, wie z.B. Bal-
kenpläne, Listen oder Netzpläne.
Terminplanung
Für jeden Vorgang im Ablaufplan wird eine Zeitdauer geschätzt. Dazu können verschiedene Me-
thoden, wie z.B. statische Verfahren, Regressionsverfahren und synthetische Verfahren, ange-
wendet werden. Damit wird ausgehend vom geplanten Starttermin des Projektes zunächst eine
Vorwärtsrechnung und anschließend vom geplanten Endtermin eine Rückwärtsrechnung
durchgeführt [Rin 98 S. 75]. Wichtiger Punkt bei der Terminplanung ist die Bestimmung von
Pufferzeiten und des kritischen Pfades. Die Pufferzeit ist die Zeitspanne, um die ein Vorgang ge-
genüber dem frühesten Anfangszeitpunkt verschoben werden kann, ohne folgende Vorgänge
zu beeinflussen. Der kritische Pfad beschreibt alle Vorgänge mit der Gesamtpufferzeit Null. Die
Vorgänge auf dem kritischen Pfad werden bei der Projektüberwachung [Kap. 4.5.3.3] beson-
ders berücksichtigt.
Ressourcenplanung
Zu den Ressourcen zählen Personal und Betriebsmittel. Betriebsmittel sind die Gesamtheit der
Anlagen, Geräte und Einrichtungen, die zur betrieblichen Leistungserstellung dienen, wie z.B.
Fertigungsmittel, Meß- und Prüfmittel sowie Förder- und Lagermittel [Eve 99 S. 106-107].
Hauptaufgabe der Ressourcenplanung ist eine bestmögliche Übereinstimmung zwischen dem
notwendigen Ressourcenbedarf und dem vorhandenen Ressourcenvorrat herzustellen. Da Res-
sourcenbedarf und -vorrat in der Regel nicht übereinstimmen, führt dies zu einer Unter- oder
Überlastung der Ressourcen. Eine Optimierung kann durch eine zeitliche Verschiebung oder
Dehnen, Stauchen oder Splitten von Vorgängen erfolgen.
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Der Personalbedarf muß quantitativ und qualitativ für das Projekt abgeschätzt werden. Aufgabe
des Projektleiters ist es sicherzustellen, daß das benötigte Personal in der erforderlichen fachli-
chen und überfachlichen Qualifikation [Kap. 4.4.1] zu den erforderlichen Zeiten an den richtigen
Orten zur Verfügung steht [Keß 99 S. 176]. Um die geeignete Qualifikation des Personals sicher-
zustellen, können verschiedene Personalmanagementmethoden, insbesondere Personalent-
wicklung [Kap. 4.4.3], angewendet werden.
Probleme bei der Projektplanung und -steuerung bereitet häufig die Festlegung von Prioritäten
bei auftretenden Kapazitätsengpässen, insbesondere bei der Ressource Personal. Sinnvoll ist es,
für wichtige Projekte eine klare Regelung für die Entscheidungsfindung bei Entscheidungen ü-
ber strittige Prioritäten vorzusehen.
Kostenplanung
Bei der Kostenplanung wird eine Übersicht über Kostenstellen, Kostenarten, Kosten der Arbeits-
pakete erstellt [Keß 99 S. 177]. Dadurch werden sogenannte Kostentreiber aufgedeckt und die
Möglichkeit geschaffen, effizientere Lösungen zu suchen. Die Kostenplanung ist Voraussetzung
dafür, Kostenabweichungen und deren Auswirkungen auf die Gesamtkosten des Projektes er-
kennen und beurteilen zu können.
Risikoanalyse
Ein Risiko beschreibt die Möglichkeit, daß eine Aktivität einen materiellen oder körperlichen
Schaden zur Folge hat und die möglichen Folgen ungewiß sind [Bal 98 S. 177]. Das Risiko, das
in einem FuE-Projekt enthalten ist, beinhaltet verschiedene Riskogruppen, wie z.B. technische
Risiken, wirtschaftliche Risiken und politische Risiken [Rin 98 S. 56]. Das Risiko setzt sich zu-
sammen aus der Auftrittswahrscheinlichkeit, der Entdeckungswahrscheinlichkeit und dem
Schaden.
Ziel der Risikoanalyse ist es, Risiken zu identifizieren und zu beseitigen, bevor sie einen erfolgrei-
chen Projektabschluß gefährden. Dabei hat sich gezeigt, daß viele Schwierigkeiten bereits bei
der Planung erkannt und mit geringem Aufwand beseitigt werden können [Rin 98 S. 58].
4.5.3.3 Projektüberwachung und -steuerung
Projektüberwachung und -steuerung zielen im Gegensatz zur Projektplanung [Kap. 4.5.3.2] auf
gegenwärtiges statt auf zukünftiges Handeln im Projekt [Bul 99 S. 30-31]. Aufgabe der Pro-
jektsteuerung ist es, die realisierten Ist-Werte in Richtung der geplanten Soll-Werte zu steuern
und die Projektplanung entsprechend anzupassen [Bild 4-14]. Voraussetzung für die Pro-
jektsteuerung ist, daß die geplanten Soll-Werte den bei der Projektdurchführung tatsächlich re-
alisierten Ist-Werten gegenübergestellt werden. Durch einen Soll-Ist-Vergleich können Abwei-
chungen von der Projektplanung aufgezeigt werden. Dazu müssen im Projektverlauf geeignete
Meßpunkte definiert und regelmäßig Ist-Werte erfaßt werden. Geeignete Meßpunkte sind u.a.
die Meilensteine.
Projektüberwachung und -steuerung beinhaltet die Aufgaben eines Projektleiters, die erforder-
lich sind, um Projektziele, d.h. Leistungs-, Zeit-, Kostenziele, zu erreichen und ein Projekt erfolg-
reich abzuschließen. Dabei sollten verschiedene zeitliche Horizonte berücksichtigt werden. Kurz-
fristig steht eine effiziente Projektdurchführung im Vordergrund, d.h. die Dinge richtig tun, und
mittel- bis langfristig geht es um ein effektives Vorgehen, d.h. die richtigen Dinge tun.
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Typische Aufgaben der Projektsteuerung sind:
 Suche nach technischen Alternativen
 Reduzierung des Leistungsumfangs, Fremdvergabe von Arbeitspaketen, parallele Bearbeitung
von Arbeitspaketen
 Lieferantenwechsel
 Einstellung von neuen Mitarbeitern, Qualifizierung von Mitarbeitern [Kap. 4.4]
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5 Qualitätsmanagement
Die Einrichtung eines Qualitätsmanagementsystems erfordert einerseits erhebliches Wissen über
die internen Abläufe und andererseits eine genaue Kenntnis der Qualitätsmanagementnormen
und -werkzeuge. Erst gelebte Regelungen, die interne Abläufe strukturieren und als tägliche
Handlungsanleitung hilfreich sind, sowie eine kontinuierliche Verbesserung mit konsequenter O-
rientierung an den Anforderungen und Erwartungen der Kunden und Mitarbeiter führen zur
Ergebnisqualität.
In diesem Kapitel werden zunächst die wichtigen Begriffe im Bereich Qualitätsmanagement de-
finiert und gegeneinander abgegrenzt. Die ISO 9000-Normenreihe wird im Überblick vorgestellt.
Dabei werden die Qualitätsmanagementnormen für Dienstleistungsorganisationen und die Revi-
sion 2000 der ISO 9000-Normenreihe genauer betrachtet. Zur kontinuierlichen Verbesserung
von Managementsystemen werden das Konzept der Balanced Scorecard und das EFQM-Modell
vorgestellt [Büh 00, Tas 99].
5.1 Begriffsdefinitionen
Qualitätsmanagement umfaßt alle "Tätigkeiten des Gesamtmanagements, die im Rahmen
des Qualitätsmanagementsystems die Qualitätspolitik, die Ziele und Verantwortungen festlegen
sowie diese durch Mittel wie Qualitätsplanung, Qualitätslenkung, Qualitätssicherung und Quali-
tätsverbesserung verwirklichen" [ISO 8402].
Ein Qualitätsmanagementsystem ist definiert als "die Aufbauorganisation, Verantwortlichkei-
ten, Abläufe, Verfahren und Mittel zur Verwirklichung des Qualitätsmanagements" [ISO 8402].
Ziele von Qualitätsmanagementsystemen sind transparente Organisationsstrukturen, klar defi-
nierte Abläufe und Verantwortlichkeiten sowie die Motivation und Qualifikation der Mitarbeiter,
um Qualität als Grundgedanke zu etablieren.
Total Quality Management (TQM) ist definiert als eine "auf die Mitwirkung aller ihrer Mitglie-
der gestützte Managementmethode einer Organisation, die Qualität in den Mittelpunkt stellt
und durch Zufriedenstellung der Kunden auf langfristigen Geschäftserfolg sowie auf Nutzen für
die Mitglieder der Organisation und für die Gesellschaft zielt" [ISO 8402].
5.2 ISO 9000-Normenreihe
Die ISO 9000-Normenreihe wurde 1985 von der International Standards Organisation (ISO) ver-
öffentlicht und anschließend weitgehend unverändert von den Mitgliedsorganisationen der ISO
in die nationale Normung übernommen. Ziel der Einführung der ISO 9000-Normenreihe war ei-
ne Harmonisierung der Vielzahl an nationalen und internationalen Normen im Qualitätsmana-
gement.
Die ISO 9000-Normenreihe stellt das zentrale Regelwerk im Bereich des Qualitätsmanagements
dar und setzt einen weltweiten Standard zum Aufbau und zur Zertifizierung von Qualitätsma-
nagementsystemen. Die Normen der ISO 9000-Normenreihe sind beim Aufbau von Qualitäts-
managementsystemen für jedes Unternehmen geeignet, da sie unabhängig von speziellen Pro-
dukten, Technologien oder Branchen formuliert wurden. Dennoch haben einige Branchen ihre
Anforderungen an Qualitätsmanagementsysteme in eigenen Regelwerken festgelegt. Beispiels-
weise sind in der QS-9000 [QS-9000] die Forderungen der amerikanischen Automobilhersteller
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Ford, Chrysler und General Motors beschrieben und die VDA-Schrift Band 6.1 [VDA 6.1] enthält
die Forderungen der deutschen Automobilindustrie. Die Formulierung von branchenspezifischen
Anforderungen in eigenen Regelwerken stellt die Idee der ISO 9000-Normenreihe, die eine ein-
heitliche, branchenneutrale Grundlage zur Zertifizierung von Qualitätsmanagementsystemen
schaffen will, in Frage [Mal 99 S. 36].
Die ISO 9000-Normenreihe wird in fünf Gruppen eingeteilt [Seg 99 S. 108-109]:
 Die Norm ISO 8402 [ISO 8402] definiert Begriffe des Qualitätsmanagements.
 Die Leitfadenreihe ISO 9000-X enthält Anleitungen zur Auswahl und Anwendung [ISO
9000-1], zur Umsetzung der Modelle ISO 9001, 9002, 9003 [ISO 9000-2] und zur Anwen-
dung der Leitfäden ISO 9004.
 Die Normen ISO 9001, 9002 und 9003 beschreiben verschiedene Modelle zur externen
Darlegung von Qualitätsmanagementsystemen. Welche der drei Normen in einem Unter-
nehmen angewendet wird, hängt vom Leistungsspektrum des Unternehmens ab, wobei die
Norm ISO 9001 [ISO 9001] das umfangreichste Modell beschreibt.
 Die Leitfadenreihe ISO 9004 beschreibt spezielle Konzepte für das Qualitätsmanagement in
verschiedenen Branchen. Die wichtigsten Teile sind die Normen ISO 9004-1 "Allgemeiner
Leitfaden" [ISO 9004-1] und ISO 9004-2 "Leitfaden für Dienstleistungen" [ISO 9004-2].
 Die Leitfadenreihe 1001-X behandelt verschiedene Qualitätstechniken, wie Audits und Meß-
technik, Erstellung von Handbüchern und die Wirtschaftlichkeit von Qualitätsmanagement.
Diese Normen sind der ISO 10000-Normenreihe zugeordnet, haben allerdings einen sehr
engen Bezug zur ISO 9000-Normenreihe.
Die bisherige Praxis zum Aufbau von Qualitätsmanagementsystemen orientiert sich überwie-
gend an den 20 Qualitätsmanagementelementen der ISO 9001:1994 [ISO 9001]. Insbesondere
Dienstleistungsorganisationen, Nonprofit-Organisationen und öffentliche Verwaltungen nutzen
einen prozeßorientierten Ansatz zur Beschreibung ihrer Qualitätsmanagementsysteme. Dabei
werden die verketteten Geschäftsprozesse durch Prozeßbeschreibungen transparent von innen
heraus dargestellt. Der prozeßorientierte Ansatz unterscheidet sich entscheidend vom element-
orientierten Ansatz, bei dem die Forderungen der ISO 9000-Normenreihe in Form von Verfah-
rens- und Arbeitsanweisungen beschrieben sind und der den Eindruck erwecken kann, von au-
ßen aufgezwungen zu sein [Kle 99 S. 64]. Beim prozeßorientierten Ansatz werden die Forde-
rungen der 20 Qualitätsmanagementelemente in den verschiedenen Prozessen berücksichtigt
und die Korrelation zwischen Prozessen und Qualitätsmanagementelementen wird in einer Zu-
ordnungsmatrix abgebildet [Seg 99 S. 110].
Die ISO hat die Entwicklung zur prozeßorientierten Beschreibung 1994 bei der ersten Revision
der Leitfadenreihe ISO 9004 berücksichtigt, aber die Modelle ISO 9001, 9002 und 9003 wurden
bei der ersten Revision nicht in dieser Richtung umgestellt, so daß derzeit Inkonsistenzen zwi-
schen Konzepten und Modellen bestehen. Diese sollen bei der zweiten Revision im Jahr 2000
beseitigt werden [Seg 99 S. 111]. Im Hinblick auf die Einführung von integrierten Management-
systemen in Forschungsinstituten, die die Forderungen der ISO 9001 erfüllen, werden die spe-
ziellen Anforderungen an Dienstleistungsorganisationen in Kap. 5.2.1 genauer betrachtet. Die
zweite Revision der ISO 9000-Normenreihe wird in Kap. 5.2.2 behandelt.
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5.2.1 Qualitätsmanagement für Dienstleistungen nach ISO 9004-2
Die Norm ISO 9004-2 [ISO 9004-2] ist zur Anwendung bei der Einrichtung und Analyse der
Qualitätsmanagementsysteme von Unternehmen ausgelegt, die dem Dienstleistungssektor zu-
gerechnet werden können. Dazu zählen z.B. Hotels, Banken, Versicherungen sowie Hochschu-
len und Forschungsinstitute. Der Ablauf des Dienstleistungsprozesses wird in der Norm ISO
9004-2 in einem Regelkreis dargestellt [Bild 5-1].
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Bild 5-1 Regelkreis für Dienstleistungen nach ISO 9004-2 [ISO 9004-2]
Der Dienstleistungsprozeß wird entscheidend durch folgende Teilprozesse bestimmt:
 Erstellung eines Dienstleistungskonzeptes
 Designprozeß
 Analyse und Verbesserung der Dienstleistung
Erstellung eines Dienstleistungskonzeptes
Als Qualität der Dienstleistung wird die Erfüllung der Kundenforderungen und -erwartungen de-
finiert. Qualität wird nicht an den Ansprüchen gemessen, sondern daran, ob die gestellten For-
derungen und Erwartungen erfüllt werden [Mur 94 S. 15-16].
Beim Marketingprozeß werden zunächst die Forderungen und Erwartungen des Kunden festge-
stellt. Dazu gehören außerdem die Untersuchung der Aktivitäten der Konkurrenz sowie die Er-
mittlung gesetzlicher Vorschriften, Normen und Richtlinien. Die Ergebnisse des Marketingpro-
zesses sollten in einem Lastenheft [Kap. 4.5.3.1] dokumentiert werden.
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Designprozeß
Beim Designprozeß werden die Forderungen, die im Lastenheft festgehalten sind, in Spezifikati-
onen für die Dienstleistung, für das Erbringen der Dienstleistung sowie für die Qualitätslenkung
umgesetzt:
 Die Spezifikation für die Dienstleistung beschreibt die Dienstleistung, die bereitgestellt wer-
den soll, um die Forderungen im Lastenheft zu erfüllen. Dazu gehören auch Abnahmekrite-
rien für die Dienstleistungsmerkmale, die der Kunde bewertet [Mur 94 S. 34].
 Die Spezifikation für das Erbringen der Dienstleistung folgt aus der Spezifikation für die
Dienstleistung und legt detailliert fest, mit welchen Mitteln, Ressourcen und Methoden die
Dienstleistung zu erbringen ist [Mur 94 S. 174-175].
 Die Spezifikation für die Qualitätslenkung führt die Prüfungen und Kontrollen auf, die si-
cherstellen sollen, daß die Dienstleistung in allen Phasen den Forderungen und Erwartungen
des Kunden entspricht [Mur 94 S. 176-177].
Die drei Spezifikationen beeinflussen sich während des Designprozesses und dürfen nicht unab-
hängig voneinander betrachtet werden. Außerdem müssen sie verifiziert und validiert werden
[Bild 5-2].
Kundenforderung
und -erwartung
Designergebnisse
(phasenbezogen)
Designvorgaben
(Lasten-, Pflichtenheft)
Designverifizierung DesignvalidierungDesignprozeß
Dienstleistung
Bild 5-2 Designprüfungen [Son 99 S. 256]
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Analyse und Verbesserung der Dienstleistung
Die Qualität der Dienstleistung, die der Kunde sieht und bewertet, hängt direkt von den Teilpro-
zessen Marketing, Design und Erbringen der Dienstleistung ab. Daneben beeinflussen Verbesse-
rungsmaßnahmen aufgrund von Rückmeldungen durch die Beurteilung der Dienstleistung so-
wohl durch den Lieferanten als auch durch den Kunden die Qualität [Bild 5-1]. Zwischen den
Erwartungen des Kunden und der tatsächlich erbrachten Dienstleistung besteht in der Praxis
häufig eine Diskrepanz. Dabei lassen sich fünf Hauptlücken während des Dienstleistungsprozes-
ses identifizieren, die Qualitätsmängel verursachen können [Zei 90].
Ein Vergleich zwischen der Beurteilung durch den Kunden und der eigenen Beurteilung durch
den Lieferanten zeigt die Vereinbarkeit oder auch Unvereinbarkeit unterschiedlicher Qualitäts-
maßstäbe und einen Bedarf für Maßnahmen zur Verbesserung der Dienstleistungsqualität [Bild
5-1].
5.2.2 Revision 2000 der ISO 9000-Normenreihe
Seit dem Frühjahr 1998 liegen die Inhalte der Revision 2000 der ISO 9000-Normenreihe als Ent-
wurf vor. Danach soll es nur noch vier Normen geben: ISO 9000 "Qualitätsmanagementsysteme
- Grundlagen und Begriffe" [ISO 9000 R], ISO 9001 "Qualitätsmanagementsysteme - Forderun-
gen" [ISO 9001 R], ISO 9004 "Qualitätsmanagementsysteme - Leitfaden" [ISO 9004 R] und ISO
10011 "Qualitätsmanagementsystem-Audits - Leitfaden" [Ebe 00].
Die Revision 2000 der ISO 9000-Normenreihe basiert auf einem prozeßorientierten Ansatz. Als
prozeßorientierter Ansatz wird das systematische Erkennen, Leiten und Lenken der Prozesse in-
nerhalb eines Unternehmens und der Wechselwirkungen zwischen den Prozessen bezeichnet.
Jede Tätigkeit, die Eingaben (Input) enthält und diese in Ergebnisse (Output) umwandelt, stellt
einen Prozeß dar [Gei 00]. Kerngedanke des prozeßorientierten Ansatzes ist, daß nur eine Per-
son für einen Prozeß verantwortlich sein kann, die als Prozeßeigner bezeichnet wird. Aufgabe
des Prozeßeigners ist die Definition, Messung und Steuerung seines Prozesses, um ihn kontinu-
ierlich zu verbessern [Kle 99 S. 54-55].
Die Normen ISO 9001:2000 [ISO 9001 R] und ISO 9004:2000 [ISO 9004 R] basieren auf dem
gleichen Prozeßmodell, das die Prozesse im Unternehmen in vier übergeordnete Kategorien ein-
teilt: Verantwortung der Leitung, Management der Mittel, Produktrealisierung sowie Messung,
Analyse und Verbesserung [Bild 5-3].
Die Forderungen des Kunden an ein Produkt oder eine Dienstleistung stellen eine entscheidende
Eingangsgröße (Input) für den Wertschöpfungsprozeß, die Produktrealisierung, dar. Der Prozeß
der Produktrealisierung wird ergänzt durch unterstützende und überwachende Prozesse. Um
bewerten und validieren zu können, inwieweit die Kundenforderungen durch das bereitgestellte
Produkt oder die Dienstleistung erfüllt werden, ist eine Messung der Kundenzufriedenheit er-
forderlich.
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Bild 5-3 Modell des prozeßorientierten Ansatzes nach ISO 9001:2000 [ISO 9001 R] und ISO
9004:2000 [ISO 9004 R]
5.3 Kontinuierliche Verbesserung
Kontinuierliche Verbesserung wird nicht nur durch das Bestreben nach ausgezeichneter Qualität
erreicht, sondern insbesondere auch durch die Fähigkeit, schnell und effizient auf Abweichun-
gen und Fehler reagieren zu können. Ausschlaggebend für die kontinuierliche Verbesserung ist,
daß aus Bewertungen, Messungen und Analysen tatsächlich Maßnahmen abgeleitet und umge-
setzt werden. Zu den wesentlichen Forderungen der ISO 9000-Normenreihe gehört, wenn ein
Fehler festgestellt wird, sollten Maßnahmen ergriffen werden, um ihn aufzuzeichnen, zu analy-
sieren und zu korrigieren.
Daten über betriebliche Vorgänge und Ereignisse sind in vielfältiger Zahl und Form in Unter-
nehmen vorhanden. Ausschlaggebend für zielorientierte Entscheidungen ist eine sinnvolle Auf-
bereitung der Daten und nicht die Datenmenge. Unstrukturiert vorliegende Daten müssen gefil-
tert und zu Kennzahlen verdichtet werden. Eine Möglichkeit, die Anzahl von Kennzahlen auf ein
überschaubares Maß zu reduzieren, besteht darin, zusammengehörige Kennzahlen gewichtet
zusammenzufassen [Bro 97]. Allerdings birgt die Zusammenfassung von Kennzahlen die Gefahr
in sich, Trends und Entwicklungen zu verdecken, die in den einzelnen Kennzahlen sichtbar sind
[Zin 96].
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Ein effektives Kennzahlensystem zeichnet sich durch folgende Merkmale aus [Bro 97 S. 4-12]:
 Wenige entscheidende Kennzahlen sind nützlicher als viele unwichtige
 Verknüpfung mit Visionen, Werten und kritischen Erfolgsfaktoren
 Kennzahlen berücksichtigen Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft
 Kennzahlen sind mit den Bedürfnissen der Kunden, Anteilseigner und Mitarbeiter verknüpft
 Kennzahlen fließen in alle Organisationsebenen ein und sind einheitlich
 Kennzahlen werden an geänderte Strategien und Rahmenbedingungen angepaßt
 Kennzahlen haben Vorgaben oder Ziele, die auf Recherchen beruhen
5.3.1 Balanced Scorecard
Die Balanced Scorecard (BSC) ist ein Instrument, das strategische und zukunftsorientierte Mes-
sungen der Unternehmensperformance ermöglicht [Kap 96a, Kap 96b]. Die Grundidee der Ba-
lanced Scorecard basiert darauf, daß finanzielle Kennzahlen über Ursache-Wirkungs-Zu-
sammenhänge mit den für die Strategie wesentlichen Aspekten von Kunden, internen Prozes-
sen sowie Mitarbeiter und Lernen verbunden werden [Hor 99]. Die Erfolge der nichtfinanziellen
Perspektiven Kunden, interne Prozesse sowie Mitarbeiter und Lernen spiegeln sich mittel- bis
langfristig in der Finanzperspektive wider. Die Balanced Scorecard bildet die Leistung eines Un-
ternehmens als Gleichgewicht (Balance) aus vier Perspektiven auf einer Anzeigetafel (Scorecard)
ab [Bild 5-4].
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Bild 5-4 Perspektiven der Balanced Scorecard [Kap 96a, Kap 96b]
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 Finanzperspektive: Die Finanzperspektive mißt den finanziellen Erfolg eines Unterneh-
mens. Kennzahlen sind z.B. Rentabilität, Return on Investment.
 Kundenperspektive: Die Kundenperspektive orientiert sich an der Steigerung der Kunden-
zufriedenheit und Neukundenakquisition und versucht Steuerungselemente zur Steigerung
des Kundennutzens zur Verfügung zu stellen. Kennzahlen sind z.B. Kundenzufriedenheit,
Anteil an Neukunden, Anteil an Stammkunden.
 Interne Prozeßperspektive: Die interne Prozeßperspektive identifiziert die erfolgskritischen
Prozesse im Unternehmen. Kennzahlen sind z.B. Angaben zur Produktivität und zu Durch-
laufzeiten, Anteil erteilter Aufträge an abgegebenen Angeboten.
 Mitarbeiter- und Lernperspektive: Im Mittelpunkt der Mitarbeiter- und Lernperspektive
stehen Entwicklungspotentiale der Mitarbeiter und Führungskräfte eines Unternehmens und
wie sie ihre Möglichkeiten bestmöglich für das Unternehmen einsetzen können. Kennzahlen
sind z.B. Mitarbeiterzufriedenheit, Motivation, Informationsstruktur.
5.3.2 EFQM-Modell
Die European Foundation for Quality Management (EFQM) hat 1992 den European Quality A-
ward nach Vorbild des amerikanischen Malcolm Baldrige National Quality Award aufgebaut.
Das EFQM-Modell, das dem European Quality Award zugrunde liegt, ist in neun Kategorien
strukturiert [Bild 5-5].
Fünf der neun Kategorien beziehen sich auf die Potentiale eines Unternehmens und enthalten
Informationen zum Aufbau des Führungssystems. Die übrigen vier Kategorien beziehen sich auf
die Ergebnisse und dienen zur Bewertung des Unternehmens, was über die grafische Darstel-
lung als Pfeil mit Meßspitze verdeutlicht werden soll.
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Bild 5-5 EFQM-Modell [DE 99]
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6 Integriertes Managementsystem des ILT und LLT
Die Erkenntnis, daß Qualitätsmanagement und Qualitätsmanagementsysteme einen entschei-
denden Faktor zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit darstellen, hat sich mittlerweile durch-
gesetzt. Nach Industrieunternehmen und Dienstleistungsorganisationen richten auch For-
schungsinstitute und Hochschulen Qualitätsmanagementsysteme ein [Wun 98].
In diesem Kapitel wird aufbauend auf dem Wissensmanagementmodell für technologieorientier-
te Forschungsinstitute ein prozeßorientiertes, integriertes Managementsystem vorgestellt, das
am Fraunhofer-Institut für Lasertechnik (ILT) und Lehrstuhl für Lasertechnik (LLT) eingeführt
wurde. Ausgehend von den Zielen, die mit der Einrichtung des Managementsystems verfolgt
werden, wird das Vorgehen bei der Einführung und der Aufbau des Managementsystems be-
schrieben. Anhand von Beispielen wird die Anwendung des Managementsystems vorgestellt.
6.1 Fraunhofer-Institut und Lehrstuhl für Lasertechnik
Das Fraunhofer-Institut für Lasertechnik (ILT) in Aachen ist eines der bedeutendsten For-
schungsinstitute in Europa im Bereich der Lasertechnologie und hat in den vergangenen Jahren
wesentlich zur Weiterentwicklung der Lasertechnologie in Deutschland beigetragen [Laser 98 S.
9]. Das ILT und der Lehrstuhl für Lasertechnik (LLT) der Rheinisch-Westfälischen Technischen
Hochschule (RWTH) Aachen werden in Personalunion von einem gemeinsamen Institutsleiter ge-
führt. Daraus resultiert eine enge Kooperation sowohl im Bereich Forschung und Entwicklung
für Laser- und Plasmaquellen und deren industrielle Anwendung als auch in der Ausbildung und
Qualifikation von Naturwissenschaftlern und Ingenieuren. Durch die Kooperation können Dip-
lomanden und Doktoranden des LLT in ihren wissenschaftlichen Arbeiten anwendungsorientier-
te, industrierelevante Fragestellungen bearbeiten und moderne Ausstattungen und Labore nut-
zen. Außerdem können Lehrveranstaltungen um aktuelle, anwendungsorientierte Forschungs-
ergebnisse erweitert werden. Das ILT profitiert durch die Gewinnung von studentischen Hilfs-
kräften und wissenschaftlichen Mitarbeitern. Außerdem können ILT-Mitarbeiter an der RWTH
Aachen promovieren oder habilitieren.
ILT und LLT zeichnen sich durch eine überwiegend an Forschung und Entwicklung ausgerichtete
Personalstruktur aus. Charakteristisch sind ein hoher Anteil an studentischen Hilfskräften (ca.
40%) und befristeten Arbeitsverhältnissen unter den wissenschaftlichen Mitarbeitern (ca. 30%)
[ILT 99 S. 12]. Die wissenschaftlichen Mitarbeiter sind Spezialisten verschiedener Fachrichtun-
gen. Dazu gehören Maschinenbau- und Elektrotechnikingenieure sowie Naturwissenschaftler
der Fachrichtungen Physik, Chemie und Informatik. Die Befristung der Arbeitsverhältnisse soll
eine kontinuierliche wissenschaftliche Erneuerung der Fraunhofer-Institute sowie den Wissens-
und Technologietransfer aus der Wissenschaft in die Wirtschaft durch den Wechsel von Mitar-
beitern fördern [FhG 96b]. Dies ist erklärtes Unternehmensziel der FhG und wird in den Strate-
gien sowie bei der Personalentwicklung gefördert [FhG 96a].
Der Aufbau von ILT und LLT sowie die Vernetzung zwischen beiden Organisationen spiegeln
sich im gemeinsamen Organigramm wieder [Bild 6-1].
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Bild 6-1 Organigramm von ILT (grün) und LLT (blau)
Das ILT gliedert sich in die Bereiche Laser-Entwicklung und Laser-Anwendungen mit insgesamt
acht Fachabteilungen, woran verschiedene Arbeitsgruppen des LLT angrenzen. Die LLT-
Arbeitsgruppen arbeiten verstärkt in der anwendungsorientierten Grundlagenforschung, wäh-
rend die ILT-Fachabteilungen außerdem produktorientierte Anwendungsforschung und Ent-
wicklung von Prototypen und Pilotanlagen betreiben [Bild 3-2]. Die Kernkompetenzen von ILT
und LLT liegen in der Entwicklung von Fertigungsverfahren, in der Lasermeß- und -prüftechnik
sowie in der Entwicklung von Laserstrahlquellen, -komponenten und -anlagen.
Um die Forschungsergebnisse aus der Wissenschaft in die Wirtschaft zu transferieren, wurde am
ILT ein Anwenderzentrum aufgebaut. Dort arbeiten verschiedene Firmen in eigenen Labors und
Büroräumen und nutzen die technische Infrastruktur sowie die Kommunikation und den Infor-
mationsaustausch mit dem ILT [ILT 99 S. 6]. Die weltweit führenden Laserhersteller TRUMPF La-
sertechnik GmbH und Rofin-Sinar Laser GmbH haben im Anwenderzentrum des ILT eigene
Entwicklungsgesellschaften gegründet. Daneben finden Laseranwender, wie z.B. die Thyssen
Lasertechnik GmbH, und Neugründungen aus dem Bereich des Sonderanlagenbaus, der Laser-
fertigungs- und -meßtechnik ein geeignetes Umfeld zur industriellen Umsetzung ihrer Ideen.
ILT, LLT und Anwenderzentrum sind die Keimzelle des Kompetenznetzes Lasertechnik Aachen.
Die Region Aachen verfügt über eng vernetzte Forschungsinstitute, Hochschulen und Wirt-
schaftsunternehmen, die im Bereich Laserforschung und -entwicklung FuE-Ergebnisse auf inter-
national hohem Niveau hervorbringen.
Die Einführung eines Managementsystems am ILT und LLT wurde aus verschiedenen Motiven
angestrebt. Zu den Zielen, die ILT und LLT verfolgen, gehören u.a. die weltweit führende Positi-
on deutscher Forschungsinstitute und Wirtschaftsunternehmen in der Lasertechnologie zu ver-
teidigen und auszubauen sowie Naturwissenschaftlern und Ingenieuren eine exzellente Ausbil-
dung und Qualifikation im Bereich Lasertechnologie zu ermöglichen. Bei der Verwirklichung die-
ser Ziele wurde ein Managementsystem als geeignetes Instrument angesehen. Das Manage-
mentsystem sollte nach der Qualitätsmanagementnorm ISO 9001 zertifiziert werden.
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6.2 Vorgehen bei der Einführung des Managementsystems
Als Ansatz für das Managementsystem wurde ein prozeßorientierter Ansatz [Kap. 5.2] gewählt.
Beim prozeßorientierten Ansatz stehen strukturierte Prozeßbeschreibungen, in denen sich sämt-
liche Forderungen der ISO 9001 wiederfinden, anstelle von Verfahrens- und Arbeitsanweisun-
gen beim elementorientierten Ansatz. Die Forderungen der ISO 9001 stellen Mindestanforde-
rungen an die Prozesse dar. Darüber hinaus definieren Prozeßbeschreibungen, welche Aktivitä-
ten und Tätigkeiten notwendig sind, um Kunden- und Mitarbeiterzufriedenheit zu erzielen und
die Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten. Der Grundgedanke beim prozeßorientierten Ansatz ist,
daß jede Art von Produktion und Dienstleistung in Prozesse untergliedert werden kann, die
entweder parallel oder hintereinander geschaltet ablaufen können.
Das dem Managementsystem zugrunde liegende Prozeßmodell ist aus dem Wissensmanage-
mentmodell für technologieorientierte Forschungsinstitute [Kap. 4.3] abgeleitet. Aufgrund der
hohen Komplexität der Prozesse und starken Verknüpfung untereinander ist das Management-
handbuch elektronisch aufgebaut. Darüber hinaus bietet ein elektronisches Managementhand-
buch den Vorteil, daß der Änderungsaufwand gegenüber einem konventionellen Management-
handbuch in Papierform stark reduziert ist.
Ein elektronisches Managementhandbuch kann technisch unterschiedlich realisiert werden. Die
verschiedenen Möglichkeiten wurden von den Qualitätsbeauftragten mit den IuK-Spezialisten
untersucht und beurteilt. Die einfachste und am schnellsten zu realisierende Lösung besteht
darin, ein Dateisystem mit verlinkten MS Word-Dateien aufzubauen, da Dokumente in der Regel
in MS Word erstellt werden und die Software auf fast jedem Personal Computer installiert ist,
so daß keine Investitionen in Software und Schulung der Anwender erforderlich sind. Allerdings
eignet sich diese Lösung nur für eine homogene Netzwerkarchitektur und eine geringe Verlin-
kung der Dokumente untereinander. Beide Voraussetzungen waren am ILT und LLT nicht erfüllt,
so daß diese Alternative ausschied. Eine auf Lotus Notes basierende Lösung passte nicht in die
derzeitige und geplante EDV-Struktur von ILT und LLT. Die Anschaffung der Software Lotus No-
tes ist sehr kostenintensiv, außerdem müssen die Anwender geschult werden. Daher schied
auch diese Alternative frühzeitig aus. Die ausgewählte Alternative ist eine Intranet-Lösung auf-
grund der bereits vorhandenen EDV-Struktur und der hohen Funktionalität eines Intranets. Jeder
ILT/LLT-Mitarbeiter verfügt über einen modernen Personal Computer mit Netzwerkanschluß und
Internetzugang. Internetbrowser und email-Systeme werden von den ILT/LLT-Mitarbeitern re-
gelmäßig genutzt. Außerdem sind Internetbrowser kostenlos und plattformunabhängig. Großer
Vorteil einer Intranet-Lösung ist die einfache Zugriffsmöglichkeit auf externe Dokumente und
über Institutsgrenzen hinweg.
Ein zentraler Punkt beim Aufbau des Managementsystems bestand darin, die wesentlichen Pro-
zesse im ILT und LLT herauszuarbeiten und klare Schnittstellen zu definieren. Dabei wurden in
einigen Bereichen und Abläufen Schwachstellen und unklare Schnittstellen festgestellt, die be-
seitigt werden mußten. Da die Prozesse teilweise horizontal verlaufen, werden herkömmliche
Organisationsstrukturen, wie z.B. Abteilungen, durchbrochen. Damit steht der Prozeßgedanke
insbesondere bei komplexen Geschäftsprozessen in Konflikt mit gewachsenen organisatorischen
Strukturen, da diese Geschäftsprozesse mehrere Abteilungen betreffen, aber ein Prozeßeigner
die Prozeßverantwortung trägt.
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Wichtige Instrumente bei der Bestimmung von Schwachstellen und Verbesserungspotentialen in
den Institutsprozessen waren regelmäßige Qualitätszirkel und eine Mitarbeiterbefragung, die
erstmalig im März 1999 durchgeführt wurde.
Maßnahmen, die aufgrund der Ergebnisse der Mitarbeiterbefragung eingeleitet wurden, sind
beispielsweise:
 Einführung von Mitarbeitergesprächen auf sämtlichen Ebenen
 Projektmanagement-Workshops für alle ILT-Fachabteilungen und LLT-Arbeitsgruppen
Zu den Maßnahmen, die in Qualitätszirkeln erarbeitet und durchgeführt wurden, gehören:
 Umbau und Neuorganisation der Labore
 Definition von Laborverantwortlichen (Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortungen)
 Aufbau einer Gerätedatenbank
 Definition von Gerätebetreuern (Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortungen)
 Systematische Kalibrierung von Meß- und Prüfmitteln
 Erstellung von Gerätehandbüchern
 Aufbau einer Normendatenbank
Verschiedene Teilaufgaben, die von der Entscheidung, ein Managementsystem einzuführen, bis
zur Freigabe durchzuführen sind, sind in Bild 6-2 dargestellt.
Entscheidung, ein
Managementsystem
einzuführen
Vergleich mit dem
Wissensmanage-
mentmodell
Analyse der
Institutsprozesse
Verbesserung der
Institutsprozesse
Definition Qualitätspolitik
und Qualitätsziele
Identifikation der
wichtigsten
Institutsprozesse
Definition von
Prozeßeignern
Anwendung der
Institutsprozesse
Benennung der
Qualitätsbeauftragten
und Schulung
Analyse der Normen-
forderungen ISO 9001
Beschreibung der
Institutsprozesse
Freigabe der
Institutsprozesse
Bild 6-2 Ablauf bei der Einführung des Managementsystems am ILT und LLT
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Wesentliche Meilensteine bei der Einführung des Managementsystems am ILT und LLT sind in
Tabelle 6-1 zusammengefaßt.
Zeitpunkt
01. Dezember 1999
28. - 29. Februar 2000
31. Januar 2000
10. - 12. Mai 2000
31. Mai 2000
11. Oktober 1999
18. April 2000
20. September 1999
Maßnahme
Freigabe des elektronischen Managementhandbuchs
Voraudit durch den externen Auditor der DQS
Internes Systemaudit
Zertifizierungsaudit durch den externen Auditor der DQS
Überreichung des Zertifikats durch einen Vertreter der DQS
Installation einer Testversion des elektronischen Managementhandbuchs
Review des Managementsystems
Mitarbeiterversammlung: Vorstellung Ablauf und Zeitplan der Zertifizierung
Tabelle 6-1 Meilensteine bei der Einführung des Managementsystems am ILT und LLT
Im Oktober 1999 wurde eine Testversion des elektronischen Managementhandbuchs mit aus-
gewählten Institutsprozessen im ILT/LLT-Intranet installiert. Dabei war Ziel, die ILT/LLT-
Mitarbeiter mit der Anwendung des Managementhandbuchs vertraut zu machen und die prin-
zipielle Funktionalität des Managementsystems zu testen und zu verbessern. Mit der Installation
und Freigabe des vollständigen, elektronischen Managementhandbuchs am 1. Dezember 1999
wurde das Managementsystem für alle ILT/LLT-Mitarbeiter verbindlich eingeführt.
Als Generalprobe für das Zertifizierungsaudit wurde ein Voraudit von dem externen Auditor der
DQS8 durchgeführt, der auch das Zertifizierungsaudit durchführen sollte. Im Voraudit wurden
einige Schwachstellen aufgedeckt. Dazu zählte, daß Festlegungen des Managementhandbuchs
teilweise noch nicht umgesetzt und gelebt wurden. Dabei gilt es zu berücksichtigen, daß die
Umsetzung in das Tagesgeschäft einige Zeit benötigt und das Managementsystem erst drei
Monate in Kraft war.
Bis zum Zertifizierungsaudit wurden mehrere interne Audits anhand von Forschungsprojekten
und ein Review des Managementsystems durchgeführt, um die Umsetzung des Management-
systems zu überprüfen. Die im Voraudit festgestellten Abweichungen konnten bis zum Zertifi-
zierungsaudit beseitigt werden, so daß das Zertifizierungsaudit erfolgreich bestanden wurde.
                                               
8 DQS = Deutsche Gesellschaft zur Zertifizierung von Managementsystemen mbH
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6.3 Aufbau des Managementsystems
6.3.1 Prozeßmodell
Das institutsspezifische Prozeßmodell bildet die Grundlage zur Beschreibung des Management-
systems und ist aus dem Wissensmanagementmodell für technologieorientierte Forschungsinsti-
tute [Kap. 4.3] abgeleitet. Daneben wurden die Forderungen der Norm ISO 9001:1994 und das
Prozeßmodell, das der Revision 2000 der ISO 9000-Normenreihe zugrunde liegt, berücksichtigt
[Kap. 5.2].
ILT und LLT haben entsprechend dem Wissensmanagementmodell für technologieorientierte
Forschungsinstitute folgende Aufgaben:
 Forschung und Entwicklung für Laser- und Plasmaquellen und deren industrielle Anwen-
dung
 Ausbildung und Qualifikation von Naturwissenschaftlern und Ingenieuren
Forschung und Entwicklung in technologieorientierten Forschungsinstituten besteht aus folgen-
den sechs Teilaufgaben: Wissen planen, Wissen erwerben, Wissen entwickeln, Wissen schützen,
Wissen bewahren und Wissen vermarkten [Kap. 4.3]. Diese Teilaufgaben finden sich im insti-
tutsspezifischen Prozeßmodell wieder. Beispielsweise beschreibt der Prozeß "Schutzrechte,
Normen, Richtlinien" u.a. die Anmeldeverfahren von Patenten und Gebrauchsmustern und be-
rücksichtigt damit die Forderungen von "Wissen schützen". Da neues Wissen grundsätzlich in
Projekten entwickelt wird, enthält der Prozeß "Abwicklung von Projekten" die Teilaufgabe
"Wissen entwickeln".
Die Institutsprozesse werden unterteilt in Management-, Geschäfts- und Unterstützungsprozes-
se. Managementprozesse stellen übergeordnete Prozesse dar, die die Rahmenbedingungen für
die Geschäfts- und Unterstützungsprozesse festlegen. Geschäftsprozesse beschreiben wert-
schöpfende Prozesse mit Kundenkontakt. Unterstützungsprozesse wirken unterstützend auf
Management- und Geschäftsprozesse.
6.3.2 Normenforderung ISO 9001
Damit das Managementsystem von ILT und LLT nach ISO 9001:1994 zertifiziert werden kann,
müssen die Forderungen der 20 Qualitätsmanagementelemente der Norm ISO 9001 erfüllt wer-
den. Um die Erfüllung der 20 Qualitätsmanagementelemente sicherzustellen, wird der Bezug
zur Norm ISO 9001 über eine Zuordnungsmatrix hergestellt [Bild 6-3].
Bei der Zertifizierung des Managementsystems überprüft der externe Auditor, ob und inwieweit
die Einzelforderungen der Qualitätsmanagementelemente erfüllt sind, so daß im Prinzip zu je-
dem einzelnen Institutsprozeß eine eigene Zuordnungsmatrix zwischen den Teilprozessen, Auf-
gaben und den einzelnen Normenforderungen zu erstellen ist. Die Erstellung der Zuordnungs-
matrix erfordert einerseits genaues Wissen über die institutsspezifischen Abläufe und Prozesse
und andererseits grundlegende, fundierte Normenkenntnisse im Qualitätsmanagement.
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Qualitätsmanagementelemente der DIN EN ISO 9001
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1. Organisation ILT/LLT
2. QM-System
3. Lehre und Ausbildung
1. Dokumentation
1. Akquisition von Projekten
2. Abwicklung von Projekten
2. Kommunikation
Managementprozesse
Geschäftsprozesse
Unterstützungsprozesse
6. Recherchen
7. Schutzrechte, Normen und Richtlinien
9. Einkauf ILT
10. Einkauf LLT
3. Personalmanagement
8. Außendarstellung
11. Vorbeuge- und Korrekturmaßnahmen
5. Arbeitsschutz
4. Anlagen und Geräte
Bild 6-3 Zuordnungsmatrix zwischen Institutsprozessen (Zeilen) und Qualitätsmanagementelementen
der ISO 9001:1994 (Spalten)
6.3.2.1 Managementprozesse
Managementprozesse stellen übergeordnete Institutsprozesse dar, die die Rahmenbedingungen
für die Geschäftsprozesse festlegen. Zu den Managementprozessen gehören die Prozesse "Or-
ganisation ILT/LLT" und "QM-System".
Organisation ILT/LLT
Der Managementprozeß "Organisation ILT/LLT" ist unterteilt in die vier Teilprozesse "Qualitäts-
politik", "Qualitätsziele", "Aufbauorganisation ILT/LLT" und "Anwenderzentrum".
Ausgehend von der Qualitätspolitik sind unterschiedliche Qualitätsziele definiert. Um die Zieler-
reichung der Qualitätsziele messen zu können, wurden Meßinstrumente entwickelt und in das
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Managementsystem integriert. Dazu gehören beispielsweise die Mitarbeiterbefragung, die jähr-
lich durchgeführt wird, und die Kundenbefragung zum Abschluß eines Industrieprojektes.
Wichtiges Ziel bei der Ausbildung und Qualifikation ist eine exzellente Ausbildung, die die An-
forderungen der Gesellschaft und der Wirtschaft erfüllt. Um den Zielerreichungsgrad zu
bestimmen, werden ehemalige ILT/LLT-Mitarbeiter, die eine Position in der Wirtschaft über-
nommen haben, nach einem Zeitraum von 6 Monaten schriftlich nach ihren Erfahrungen be-
fragt.
QM-System
Im Managementprozeß "QM-System" sind die Aufgaben beschrieben, die für die Zertifizierung
des Managementsystems nach ISO 9001 relevant sind. Der Managementprozeß "QM-System"
ist unterteilt in die vier Teilprozesse "Dokumentation des QM-Systems", "Interne Audits",
"Systemreview" und "Qualitätsbeauftragter".
Zur kontinuierlichen Verbesserung des Managementsystems werden regelmäßig interne Audits
und mindestens einmal jährlich ein Systemreview durchgeführt. Die internen Audits werden von
einem Auditteam, bestehend aus einem Auditleiter und einem Co-Auditor, durchgeführt. Die
internen Auditoren können aus einem Pool von zwölf geschulten ILT/LLT-Mitarbeitern ausge-
wählt werden. Dazu gehören wissenschaftliche und nicht-wissenschaftliche Mitarbeiter sowie
der Verwaltungsleiter und der stellvertretende Institutsleiter des ILT. Bei der Auswahl wurde
darauf geachtet, daß aus jeder Fachabteilung ein Mitarbeiter berücksichtigt ist, so daß die Nor-
menforderung nach unabhängigen Auditoren sichergestellt ist und die Fachabteilungen gleich-
mäßig belastet werden.
6.3.2.2 Geschäftsprozesse
Geschäftsprozesse beschreiben wertschöpfende Prozesse mit Kundenkontakt und sind entspre-
chend den beiden Hauptaufgaben von ILT und LLT definiert. Forschung und Entwicklung für La-
ser- und Plasmaquellen und deren industrielle Anwendung werden am ILT und LLT grundsätzlich
in Form von Projekten durchgeführt und sind im Managementsystem durch die beiden Ge-
schäftsprozesse "Akquisition von Projekten" und "Abwicklung von Projekten" beschrieben.
Ausbildung und Qualifikation von Naturwissenschaftlern und Ingenieuren werden im Ge-
schäftsprozeß "Lehre" beschrieben.
Akquisition von Projekten
Das Finanzierungsmodell der Fraunhofer-Institute sieht vor, daß ein wesentlicher Anteil der Fi-
nanzmittel über Auftragsforschung für die Wirtschaft und öffentliche Projektförderung finan-
ziert werden muß. Daher ist der Geschäftsprozeß "Akquisition von Projekten" entscheidend für
die wirtschaftliche und finanzielle Situation von ILT und LLT. Zu den Kunden von ILT und LLT im
Bereich Forschung und Entwicklung zählen Wirtschaftsunternehmen, öffentliche Förderorgani-
sationen und die FhG. Da die verschiedenen Kunden, wie in Kap. 3.3 dargestellt, unterschiedli-
che Anforderungen und Erwartungen haben, die sich auf das Projektmanagement auswirken,
muß bereits in der Akquisitionsphase zwischen ihnen unterschieden werden. Daher ist der Ge-
schäftsprozeß "Akquisition von Projekten" in die drei Teilprozesse "Industrieprojekte", "Öffent-
liche Projekte" und "Eigenforschungsprojekte" unterteilt.
Die Akquisition eines Industrieprojektes unterscheidet sich vom reglementierten Ablauf bei öf-
fentlichen und Eigenforschungsprojekten. Der Ablauf bei der Akquisition von öffentlichen Pro-
jekten bei Förderorganisationen und Eigenforschungsprojekten bei der FhG ist wesentlich durch
die jeweils gültigen Bestimmungen und Richtlinien festgelegt. Bei der Akquisition eines Indust-
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rieprojektes sind die Kundenforderungen und gesetzlichen Vorschriften, die bei der Projektbear-
beitung erfüllt werden müssen, die entscheidenden Größen, die Aufwand und entstehende
Kosten bestimmen.
Bei Produktentwicklungen, wie z.B. dem Bau von Labormustern, Prototypen oder Pilotanlagen,
existieren strenge gesetzliche Vorschriften, die beachtet werden müssen. Dazu gehören insbe-
sondere die Produkthaftung [Kap. 3.4.1] und CE-Kennzeichnungspflicht [Kap. 3.4.2]. Daher
wird bei der Akquisition von Industrieprojekten zwischen Verfahrens- und Produktentwicklun-
gen unterschieden.
Abwicklung von Projekten
Der Geschäftsprozeß "Abwicklung von Projekten" beginnt, wenn die Akquisition erfolgreich
durchgeführt wurde und ein Industriekunde einen Auftrag erteilt hat oder ein Projektantrag von
einer öffentlichen Förderorganisation oder der FhG bewilligt wurde.
Die "Abwicklung von Projekten" stellt den umfangreichsten und komplexesten Prozeß des Ma-
nagementsystems von ILT und LLT dar. Der Geschäftsprozeß "Abwicklung von Projekten" ist in
die Teilprozesse "Projektstart", "Projektdurchführung" und "Projektabschluß" unterteilt. Die
Projektdurchführung wird als Regelkreis aus "Projektplanung", "Projektüberwachung und -
steuerung" dargestellt. Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortungen im Rahmen des Prozes-
ses werden in den Prozeßbeschreibungen "Projektleiter", "Projektbearbeiter" und "Projekt-
kaufmann" festgelegt.
Lehre
Ausbildung und Qualifikation finden am LLT zunächst in Form von Vorlesungen, Übungen, Prak-
tika und Klausuren statt. Daneben absolvieren einige Studenten ihre Studien- und Diplomarbei-
ten am ILT und LLT. Diplom-Ingenieure der Fachrichtungen Maschinenbau und Elektrotechnik
sowie Naturwissenschaftler der Fachrichtungen Physik, Chemie und Informatik bearbeiten als
wissenschaftliche Mitarbeiter Forschungs- und Entwicklungsprojekte und erhalten daneben die
Möglichkeit zur Promotion oder Habilitation. Daher ist der Geschäftsprozeß "Lehre" unterteilt
in die Teilprozesse "Lehrveranstaltungen", "Studienarbeiten", "Diplomarbeiten", "Diplomprü-
fungen", "Promotionen" und "Habilitationen".
Der Ablauf von wissenschaftlichen Arbeiten und Prüfungen, wie Studien- und Diplomarbeiten,
Promotionen, Habilitationen und Diplomprüfungen, ist wesentlich durch die gültigen Prüfungs-
ordnungen und Richtlinien der verschiedenen Fakultäten und Hochschulen festgelegt. Darüber
hinaus gibt es institutsspezifische Regelungen, die von den Kandidaten und Betreuern zu beach-
ten sind.
6.3.2.3 Unterstützungsprozesse
Zu den Unterstützungsprozessen des Managementsystems zählen insgesamt elf Prozesse [Bild
6-4]. Diese Prozesse sind einerseits aus dem Wissensmanagementmodell für technologieorien-
tierte Forschungsinstitute abgeleitet, wie z.B. der Prozeß "Recherchen", und ergeben sich ande-
rerseits aus den Forderungen der ISO 9001, wie z.B. der Prozeß "Vorbeuge- und Korrekturmaß-
nahmen". Beispielhaft werden die beiden Unterstützungsprozesse "Recherchen" und "Vor-
beuge- und Korrekturmaßnahmen" kurz dargestellt.
Im Unterstützungsprozeß "Recherchen" sind verschiedene Möglichkeiten zur Patent-, Literatur-
und Normenrecherche zusammengefaßt und zentral dokumentiert. Dazu gehört z.B. der Auf-
bau einer Normendatenbank, die sämtliche Normen, Richtlinien und Verordnungen erfaßt, die
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für die Projektarbeit relevant und die am ILT und LLT vorhanden sind. Die Normendatenbank
bietet eine Orientierungshilfe, entbindet die ILT/LLT-Mitarbeiter nicht von der Pflicht, den aktu-
ellsten Stand zu berücksichtigen und daher recherchieren zu müssen.
Ziel des Unterstützungsprozesses "Vorbeuge- und Korrekturmaßnahmen" ist eine kontinuierli-
che Verbesserung der Projektergebnisse und des Managementsystems. Daher werden Vorbeu-
ge- und Korrekturmaßnahmen in projektbezogene und systembezogene Vorbeuge- und Korrek-
turmaßnahmen unterteilt. Die Verantwortung für projektbezogene Vorbeuge- und Korrektur-
maßnahmen liegt beim Projektleiter, für systembezogene Vorbeuge- und Korrekturmaßnahmen
sind die Qualitätsbeauftragten des Managementsystems verantwortlich.
6.3.3 Elektronisches Managementhandbuch
Ausgehend vom Intranet gelangt der Anwender auf die Homepage des Managementsystems.
Dort sind die drei Prozeßkategorien Management-, Geschäfts- und Unterstützungsprozesse
aufgeführt und mit Hyperlinks versehen [Bild 6-4].
Bild 6-4 Homepage des elektronischen Managementhandbuchs
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Jede Seite des elektronischen Managementhandbuchs ist nach demgleichen Prinzip aufgebaut.
Am Beispiel des Managementprozesses "QM-System" wird der Aufbau einer Seite vorgestellt
[Bild 6-5].
Bild 6-5 Aufbau einer Seite am Beispiel des Managementprozesses "QM-System"
Die Seite besteht aus drei Spalten. In der linken Spalte befindet sich die Navigationsleiste des
Managementhandbuchs. In der mittleren Spalte sind die Überschriften der einzelnen Dokumen-
tenabschnitte aufgeführt. Eine Prozeßbeschreibung ist folgendermaßen strukturiert: Ziel, Be-
schreibung, Prozeßeigner sowie Dateiname, Version, Datum. Für jeden Prozeß ist ein Prozeß-
eigner verantwortlich. Aufgabe des Prozeßeigners ist die Erstellung und Pflege der Prozeß-
beschreibung und der zugehörigen Checklisten. Der Name des Prozeßeigners ist mit einer e-
mail-Funktion hinterlegt, so daß der Anwender per Mausklick ein email mit Fragen und Anre-
gungen an den Prozeßeigner senden kann. Die rechte Spalte der Seite enthält den Textblock. Im
Text gibt es rot hervorgehobene Hyperlinks auf Dokumente des Managementhandbuchs, z.B.
"Änderungen des Managementhandbuchs" in Bild 6-4.
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Außerdem sind externe Dokumente außerhalb des ILT/LLT-Intranets eingebunden, z.B. die Inter-
netseiten der RWTH Aachen oder das Fraunhofer Intranet. Im Abschnitt "Beschreibung" sind
die Teilprozesse durch Aufzählungszeichen in Form von roten Dreiecken und die graue Schrift-
farbe hervorgehoben. Auch diese Titel sind als Hyperlinks ausgeführt und die Prozesse können
per Mausklick aufgerufen werden.
Die Navigationsleiste spiegelt die Hierarchie des Managementsystems im Intranet wieder, wie
ein Vergleich von Bild 6-5 mit Bild 6-6 deutlich macht.
Geschäftsprozesse Unterstützungsprozesse
Intranet
Managementsystem
Managementprozesse
QM-System
Dokumentation des
QM-Systems
Systemreview
Interne Audits
Qualitätsbeauftragter
Organisation ILT/LLT
Qualitätspolitik
Qualitätsziele
Aufbauorganisation
ILT/LLT
Anwenderzentrum
Bild 6-6 Hierarchie des Managementsystems
Zu den Managementprozessen gehören die Prozesse "Organisation ILT/LLT" und "QM-System",
die verschiedene Teilprozesse umfassen, z.B. umfaßt der Managementprozeß "QM-System" die
Teilprozesse "Dokumentation des QM-Systems", "Interne Audits", "Systemreview" und "Quali-
tätsbeauftragter".
Die hellgrau hinterlegten Dokumente [Bild 6-6] sind in der Navigationsleiste [Bild 6-5] linksbün-
dig entsprechend ihrer hierarchischen Ordnung untereinander dargestellt. Die dunkel hinterleg-
ten Dokumente befinden sich auf der gleichen Hierarchieebene und sind in der Navigationsleiste
eingerückt und fett geschrieben. Die aufgerufene Seite ist in Bild 6-5 durch das rote Rechteck
gekennzeichnet.
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6.4 Anwendung des Managementsystems
Die Anwendung des Managementsystems wird anhand von zwei Beispielen demonstriert, die
zeigen, wie das Managementsystem die ILT/LLT-Mitarbeiter bei ihrer Arbeit unterstützt:
 Akquisition eines Industrieprojektes [Kap. 6.4.1]
 Durchführung einer Diplomarbeit Maschinenbau [Kap. 6.4.2]
6.4.1 Akquisition eines Industrieprojektes
Die Anwendung des Geschäftsprozesses "Akquisition von Projekten" wird am Beispiel der Ak-
quisition eines Industrieprojektes demonstriert.
Bei der Erstellung der Prozeßbeschreibung "Industrieprojekte" wurden zunächst bereits abge-
schlossene Industrieprojekte analysiert. Dabei wurden sowohl sehr erfolgreiche als auch weniger
erfolgreiche Projekte betrachtet. Bei der Analyse haben sich kritische Größen herauskristallisiert,
die dazu führen, daß Projekte erfolgreich sind, wenn die kritischen Größen berücksichtigt sind
und Projekte weniger erfolgreich sind, wenn sie nicht ausreichend berücksichtigt sind. Zu den
kritischen Größen bei der Akquisition von Industrieprojekten gehören u.a.:
 Frühzeitige Spezifikation von Kundenforderungen
 Definition von Abnahmekriterien
 Übereinstimmung von Angebot und Auftrag
Unter Berücksichtigung dieser kritischen Größen wurden die Prozeßbeschreibung "Industrie-
projekte" und die zugehörigen Checklisten erstellt. Im folgenden wird beschrieben, wie ein Mit-
arbeiter mit dem Managementsystem arbeitet.
Wenn ein Industriekunde eine Anfrage an das ILT oder LLT richtet, wird die Anfrage registriert
und der entsprechenden ILT-Fachabteilung oder LLT-Arbeitsgruppe mitgeteilt. Der verantwortli-
che Abteilungsleiter benennt einen akquirierenden Mitarbeiter, der in Absprache mit dem Ab-
teilungsleiter oder der Institutsleitung entscheidet, ob die Anfrage bearbeitet werden soll. Dabei
wird eingeschätzt und berücksichtigt, inwieweit der Industriekunde ernsthaftes Interesse an ei-
ner Zusammenarbeit zeigt, oder ob die Anfrage zur Orientierung am FuE-Markt dient. Soll die
Anfrage nicht bearbeitet werden, führt der akquirierende Mitarbeiter eine förmliche Absage
durch. Anderenfalls ist es seine Aufgabe, die Forderungen und Erwartungen des Industriekun-
den möglichst genau herauszuarbeiten.
Kundenforderungen legen die qualitativen und quantitativen Eigenschaften einer Verfahrens-
oder Produktentwicklung fest und bestimmen den erforderlichen Aufwand und die Kosten ei-
nes Industrieprojektes. Daher ist es für die weitere Bearbeitung sehr wichtig, Kundenforderun-
gen frühzeitig herauszuarbeiten und im Lastenheft schriftlich festzuhalten. Bei einer Produkt-
entwicklung ist die Erstellung und Freigabe eines Lastenhefts vorgeschrieben. Als Hilfestellung
wurde die Checkliste "Lastenheft" erstellt und in das Managementsystem eingebunden. Die
Checkliste enthält einen Vorschlag für eine Gliederung und gibt außerdem Hinweise zur inhaltli-
chen Gestaltung eines Lastenhefts.
Die wichtigen Arbeitspunkte bei der Akquisition eines Industrieprojektes sind im Ablaufdia-
gramm "Industrieprojekte" [Bild 6-7] und in der Checkliste "Akquisition von Industrieprojekten"
[Bild 6-8] zusammengefaßt.
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Bild 6-7 Ablaufplan "Industrieprojekte"
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Bild 6-8 Ausschnitt aus der Checkliste "Akquisition von Industrieprojekten"
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Die Checkliste "Akquisition von Industrieprojekten" [Bild 6-8] ist unterteilt in die verschiedenen
Abschnitte Kundenanfrage, Kundenforderungen, Technisches Konzept, Grobplanung, Ange-
botsunterlagen zusammenstellen, Prüfung und Abgabe des Angebots, Prüfung und Bestätigung
des Auftrags sowie Auftragsbestätigung. Diese Abschnitte entsprechen den Teilaufgaben in Bild
4-15, wobei sie teilweise detaillierter ausgeführt sind.
Die Checkliste "Akquisition von Industrieprojekten" soll insbesondere jungen, unerfahrenen
ILT/LLT-Mitarbeitern als Hilfestellung bei der Erstellung ihrer ersten Angebote für Industriekun-
den dienen. Aber auch erfahrene ILT/LLT-Mitarbeiter werden durch die Bereitstellung von Do-
kumentenvorlagen und Formularen unterstützt.
Ein vollständiges Angebot an einen Industriekunden umfaßt ein Anschreiben und eine soge-
nannte Anlage A. Das Anschreiben wird nicht von den akquirierenden Mitarbeitern, sondern
von den Sekretariaten erstellt. Damit diese alle notwendigen Informationen zur Erstellung des
Angebotes erhalten, wurde ein Formular "Angebotslaufzettel" entwickelt, das als pdf-
Dokument in den Prozeß "Industrieprojekte" eingebunden ist. Der akquirierende Mitarbeiter
druckt den Angebotslaufzettel aus und füllt die Angaben aus. Die ausgefüllten Angebotslaufzet-
tel werden in den Sekretariaten aufbewahrt und regelmäßig ausgewertet. Daraus werden
Kennzahlen, wie z.B. Anzahl abgegebener Angebote, Anteil erteilter Aufträge an abgegebenen
Angeboten oder Zeit zwischen Kundenanfrage und Abgabe des Angebots, abgeleitet, die wei-
teres Verbesserungspotential bei der Akquisition von Industrieprojekten aufzeigen.
Als Hilfestellung wurden Dokumentenvorlagen "Anlage A für eine Verfahrensentwicklung" und
"Anlage A für eine Produktentwicklung" erstellt, die eine Gliederung vorgeben und wichtige
Hinweise zur inhaltlichen Gestaltung einer Anlage A enthalten. Die Dokumentenvorlagen sind
von erfahrenen ILT/LLT-Mitarbeitern, Abteilungsleitern und der Institutsleitung gemeinsam er-
stellt worden. Dabei wurden langjährige Erfahrungen berücksichtigt, die auf diesem Wege an
junge, unerfahrene ILT/LLT-Mitarbeiter weitergegeben werden.
Zur erfolgreichen Abwicklung eines Projektes ist es erforderlich, das Projekt in der geplanten
Form durchzuführen, so daß die Prüfung von Angebot und Auftrag, die als Vertragsprüfung be-
zeichnet wird, eine kritische Größe darstellt. Um die akquirierenden Mitarbeiter und Abtei-
lungsleiter bei der Vertragsprüfung zu unterstützen und Erfahrungen aus früheren Projekten zu
berücksichtigen, wurde die Checkliste "Prüfung Angebot und Auftrag" [Bild 6-9] entwickelt
und in den Prozeß "Industrieprojekte" integriert. Die Checkliste fragt die wichtigen Größen ei-
nes Angebots und eines Auftrags ab. Bevor ein Angebot an einen Industriekunden übergeben
wird, überprüft der Abteilungsleiter das Angebot anhand der Kriterien, die im Abschnitt "Prü-
fung Angebot" vorgegeben werden, und bestätigt die Freigabe per Unterschrift auf der Check-
liste. Erteilt der Industriekunde den Auftrag, vergleicht der akquirierende Mitarbeiter den erteil-
ten Auftrag mit dem abgegebenen Angebot anhand des Abschnitts "Prüfung Auftrag" und
bestätigt die Freigabe per Unterschrift. Die Auftragsbestätigung an den Industriekunden führt
der Projektkaufmann durch und dokumentiert dies im Abschnitt "Auftragsbestätigung".
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Bild 6-9 Ausschnitt aus der Checkliste "Prüfung Angebot und Auftrag"
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6.4.2 Durchführung einer Diplomarbeit Maschinenbau
Die Anwendung des Geschäftsprozesses "Lehre" wird am Beispiel der Durchführung einer Dip-
lomarbeit der Fachrichtung Maschinenbau demonstriert.
Der Ablauf einer Diplomarbeit ist wesentlich durch die Prüfungsordnung und Richtlinien der je-
weiligen Fakultät der Hochschule oder Fachhochschule, der der Diplomand angehört, festge-
legt. Daneben gibt es institutsspezifische Regelungen, die von Diplomanden und ihren Betreu-
ern zu beachten sind [Bild 6-10].
Bild 6-10 Ausschnitt aus dem Teilprozeß "Diplomarbeiten"
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Studenten, die am ILT und LLT ihre Diplomarbeit durchführen, studieren Maschinenbau oder
Physik an der RWTH Aachen. Hinzu kommen einzelne Studenten anderer Fachrichtungen, z.B.
Elektrotechnik oder Chemie, sowie Studenten von anderen Hochschulen und Fachhochschulen.
Am ILT und LLT gibt es seit einigen Jahren sogenannte Koordinatoren, an die sich Diplomanden
und Betreuer mit Fragen und Problemen bei der Durchführung einer Diplomarbeit wenden kön-
nen. In der Prozeßbeschreibung "Diplomarbeiten" sind die Koordinatoren namentlich benannt
und mit ihrer aktuellen Telefonnummer aufgeführt, so daß der richtige Ansprechpartner direkt
bekannt ist und kontaktiert werden kann.
Jede Fakultät einer Hochschule oder Fachhochschule besitzt ihre eigene Prüfungsordnung mit
zugehörigen Richtlinien. Daher wurden verschiedene Checklisten "Diplomarbeiten für Physiker",
"Diplomarbeiten für Maschinenbauer" und "Externe Diplomarbeiten" als pdf-Dokumente er-
stellt und durch Hyperlinks in den Teilprozeß "Diplomarbeiten" eingebunden. Bild 6-11 zeigt ei-
nen Ausschnitt aus der Checkliste "Diplomarbeiten für Maschinenbauer".
Die Arbeitspunkte bei der Durchführung einer Diplomarbeit der Fachrichtung Maschinenbau
sind in die vier verschiedenen Phasen Vorbereitung, Durchführung, Benotung und Abschluß
eingeteilt. Neben den einzelnen Arbeitspunkten sind der Ausführende und der Verantwortliche
aufgeführt. Bei der Erstellung der Checkliste wurden unklare Schnittstellen und Verantwortun-
gen beseitigt. Damit die Verantwortung eindeutig zugewiesen ist, ist grundsätzlich nur ein Be-
teiligter verantwortlich, wohingegen mehrere die Arbeitspunkte ausführen können.
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Bild 6-11 Ausschnitt aus der Checkliste "Diplomarbeiten für Maschinenbauer"
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7 Zusammenfassung
In der vorliegenden Arbeit wurde ein integriertes Managementsystem für technologieorientierte
Forschungsinstitute entwickelt und für das Fraunhofer-Institut für Lasertechnik und den Lehr-
stuhl für Lasertechnik in die Praxis umgesetzt. Die Zertifizierung des Managementsystems nach
DIN ISO 9001 durch die DQS ist zwischenzeitlich erfolgreich durchgeführt worden.
Die Bestandsaufnahme des Wirtschaftsstandortes Deutschland hat die Bedeutung von For-
schung und Entwicklung sowie Ausbildung und Qualifikation für die technologische Leistungs-
fähigkeit Deutschlands aufgezeigt.
Die Untersuchung des öffentlichen Forschungssystems ließ die Besonderheiten und Unterschie-
de der verschiedenen Forschungsorganisationen und ihrer Kunden erkennen. Im Gegensatz zur
Grundlagenforschung müssen bei der angewandten Forschung und Entwicklung gesetzliche
Vorschriften und eventuell vorhandene Schutzrechte beachtet werden. Die für FuE wichtigen
gesetzlichen Vorschriften, Produkthaftung und CE-Kennzeichnung, sowie die wichtigen Schutz-
rechte, Patent und Gebrauchsmuster, wurden in den Kontext eingeordnet und beschrieben.
Um die grundlegenden Prozesse in einem technologieorientierten Forschungsinstitut verstehen
und beschreiben zu können, wurde ein Wissensmanagementmodell entwickelt, das darauf ba-
siert, daß Wissen das zentrale Produkt in Forschungsinstituten darstellt. Dazu wurden aus der Li-
teratur bekannte Wissensmanagementmodelle um forschungsspezifische Aspekte erweitert. Es
wurden Personal- und Projektmanagementmethoden beschrieben, die Effizienz und Effektivität
der Teilprozesse im Wissensmanagementmodell verbessern.
Von den Qualitätsmanagementnormen der ISO 9000-Normenreihe wurden die Qualitätsmana-
gementnorm für Dienstleistungsorganisationen und die Revision der ISO 9000-Normenreihe ge-
nauer betrachtet.
Das Wissensmanagementmodell für technologieorientierte Forschungsinstitute und die unter-
stützend wirkenden Personal- und Projektmanagementmethoden wurden am Fraunhofer-
Institut für Lasertechnik und am Lehrstuhl für Lasertechnik angewendet. Ausgehend von den
Zielen, die mit der Einrichtung des integrierten Managementsystems verfolgt wurden, wurde
das Vorgehen bei der Einführung und der Aufbau des Managementsystems beschrieben. An-
hand von Beispielen wurde die Anwendung des Managementsystems verdeutlicht.
Als ein kritischer Punkt beim Aufbau des Managementsystems hat sich die Identifikation der im
Managementsystem enthaltenen Prozesse erwiesen. Dabei hat sich die Vorgehensweise, die
Prozesse im ILT/LLT aus dem Wissensmanagementmodell abzuleiten, bewährt.
ILT/LLT-Mitarbeiter, die der Einführung eines Managementsystems anfangs zum Teil eher kri-
tisch gegenüber standen, haben festgestellt, daß die im Managementsystem beschriebenen
Prozesse den tatsächlichen entsprechen und die Prozeßbeschreibungen und Checklisten sie bei
ihrer Arbeit unterstützen. Die Entscheidung, das Managementhandbuch elektronisch aufzubau-
en, wurde insgesamt sehr positiv bewertet. Dabei wurden insbesondere die Einbindung von ex-
ternen Hyperlinks, z.B. auf Recherchemöglichkeiten in Patent- und Literaturdatenbanken, und
die Einbindung von druckbaren Formularen in die entsprechenden Prozesse hervorgehoben.
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9.1 Recherchen
Die Effizienz von Forschung und Entwicklung kann wesentlich gesteigert werden, wenn benö-
tigte wissenschaftliche und technische Informationen schnell, umfassend und zuverlässig durch
Recherchen in den weltweit verfügbaren Informationsquellen ermittelt werden [Sti 97].
Wissen in Zeitschriften, Büchern, Lexika, Radio und Fernsehen ist für jeden leicht zugänglich.
Nach Wissen aus Fachbüchern und -zeitschriften, Patenten oder Normen muß zielgerichtet und
systematisch recherchiert werden. Am schwersten zugänglich ist das Wissen der sogenannten
"Grauen Literatur", wozu z.B. Tagungs- und Seminarunterlagen, Dissertationen, Reports, Un-
ternehmensbroschüren und -berichte gehören.
Die Verfügbarkeit wissenschaftlicher und technischer Informationen wird durch verschiedene
Fachinformationseinrichtungen sichergestellt:
 Bibliotheken [Kap. 9.1.1]  Fachinformationszentren [Kap. 9.1.2]
 Patentinformationszentren [Kap. 9.1.3]  Online-Datenbanken [Kap. 9.1.4]
9.1.1 Bibliotheken
Bibliotheken haben die Aufgabe, wissenschaftliche und technische Literatur in elektronischer
und gedruckter Form zu erwerben, vorzuhalten und dauerhaft zu archivieren. Dazu gehören der
Aufbau von Literatur- und Informationsdatenbanken, das Angebot und der Vertrieb von Infor-
mationsdiensten, die Bereitstellung von Informationsdatenbanken für die Online-Nutzung über
Fachinformationszentren [Kap. 9.1.2] sowie die Sammlung und Bereitstellung von Literatur [Fakt
98 S. 352-356]. Aufgrund der zunehmenden Informationsflut sowie der mangelnden Über-
schaubarkeit im weltweiten Datennetz und mangelnden Status- und Qualitätsdefinition von Li-
teratur ist es außerdem Aufgabe von Bibliotheken, den Anwender über Orientierungshilfen
beim Erschließen der Literatur zu unterstützen und ihm die gewünschte Literatur schnell und
umfassend bereitzustellen.
Wissenschaftliche Hochschulbibliotheken werden von den Bundesländern unterhalten, wissen-
schaftliche Spezialbibliotheken von der Wirtschaft, dem Bund, den Bundesländern oder sonsti-
gen Trägern. Diese Bibliotheken stellen zusammen mit den von der DFG [Kap. 3.3.3.2] geförder-
ten Sondersammelgebiets- und Spezialbibliotheken die überregionale Literatur- und Informati-
onsversorgung in Deutschland sicher.
Zu den wichtigen Bibliotheken für technologieorientierte Forschungsinstitute gehören:
 Die Deutsche Bibliothek
 Technische Informationsbibliothek an der Universität Hannover
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Die Deutsche Bibliothek
Die Deutsche Bibliothek ist die zentrale Archivbibliothek und das nationalbibliographische In-
formationszentrum in Deutschland. Sie besteht aus der Deutschen Bibliothek Frankfurt am
Main, der Deutschen Bücherei Leibzig und dem Deutschen Musikarchiv Berlin und erfüllt fol-
gende Aufgaben:
 Sammlung, Inventarisierung, dauerhafte Aufbewahrung und Sicherung aller seit 1913 in
Deutschland und im Ausland in deutscher Sprache erschienenen Veröffentlichungen, Über-
setzungen deutschsprachiger Veröffentlichungen und fremdsprachige Veröffentlichungen
über Deutschland
 Ausbau eines Archivs von Veröffentlichungen der deutschsprachigen Emigration zwischen
1933 und 1945
 Bearbeitung und Herausgabe der Deutschen Nationalbibliographie
 Bereitstellung zentraler bibliographischer Dienste für Bibliotheken, Verlage, Buchhandel
 Mitarbeit in internationalen Gremien
Die Datenbank "Hochschulschriften 1945-1992" der Deutschen Bibliothek verzeichnet Disserta-
tionen und Habilitationsschriften, die im angegebenen Zeitraum an deutschen Hochschulen ein-
gereicht wurden.
BIBLIODATA ist eine Datenbank, die alle deutschen Bücher, Hochschulschriften, Kongreßberich-
te, Reports, Zeitschriftentitel und Karten enthält, die bei der Deutschen Bibliothek Frankfurt am
Main seit 1972 registriert sind. Sie ist online über STN International [Kap. 9.1.4] zugänglich.
Technische Informationsbibliothek an der Universität Hannover
Die Technische Informationsbibliothek an der Universität Hannover (TIB) ist die zentrale Fachbib-
liothek in Deutschland für den Gesamtbereich der Ingenieurwissenschaften, Technik und deren
Grundlagenwissenschaften, insbesondere Chemie, Informatik, Mathematik und Physik [TIBa].
Aufgabe der TIB ist es, Literatur entsprechend dem aktuellen und zu erwartenden Bedarf an in-
und ausländischer Literatur zu beschaffen und im Rahmen der überregionalen Literaturversor-
gung bereitzustellen [TIBb]. Dazu gehören:
 Beschaffung von speziellen Fachzeitschriften und Zeitschriften mit praxisorientiertem Inhalt,
nichtkonventioneller Literatur und Neuerscheinungen in schwer verständlichen Sprachen,
insbesondere osteuropäische und ostasiatische Sprachen
 Sammlung von nichtveröffentlichten deutschen Tagungs-, Firmen- und Forschungsberichten
sowie Dissertationen
 Dauerhafte Aufbewahrung vorhandener Literatur und ausgesonderter Bestände anderer Bib-
liotheken
 Nachweis von Literaturbeständen in regionalen, nationalen und internationalen Online-
Datenbanken und Zugang über Leihverkehr, Direktbestellung, Online-Ordering ermöglichen
 Nachweis vorhandener Übersetzungen in westlichen Sprachen
 Erprobung neuer Medien und Technologien zur Literaturspeicherung und -übermittlung
 Schulung von Anwendern und praktische Ausbildung von Bibliothekaren
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Die TIB sammelt deutsche Forschungsberichte aus Technik und Naturwissenschaften, insbeson-
dere von BMBF- und DFG-geförderten Forschungsvorhaben. Die Bibliographie "Forschungsbe-
richte aus Technik und Naturwissenschaften, veröffentlicht in der Bundesrepublik Deutschland"
informiert über Neuzugänge an Forschungsberichten in der TIB. Die in der Bibliographie seit
1980 verzeichneten Berichte können bei STN International [Kap. 9.1.4] online recherchiert wer-
den.
9.1.2 Fachinformationszentren
Die Fachinformationszentren Technik und Karlsruhe sind von besonderer Bedeutung für tech-
nologieorientierte Forschungsinstitute und werden im folgenden näher vorgestellt.
Fachinformationszentrum Technik
Das Fachinformationszentrum Technik ist ein gemeinnütziger wissenschaftlich-technischer Ver-
ein mit folgenden Aufgaben:
 Produktion von Literaturdatenbanken zu den Fachgebieten Elektrotechnik und Elektronik,
Maschinenbau, Informationstechnik, Werkstoffe, Textiltechnik, Medizinische Technik, Be-
triebsorganisation und -führung
 Betrieb eines Hosts für das Angebot wissenschaftlich-technischer Datenbanken, Produkt- und
Firmendatenbanken, Datenbanken mit technisch-wirtschaftsorientierten Informationen
 Entwicklung von Informations- und Dokumentationssystemen, insbesondere von Benutzer-
oberflächen, numerischen Daten und Volltexten
 Beratung und Schulung von Anwendern elektronischer Informationssysteme
 Herausgabe und Vertrieb von gedruckten Informationsdiensten
 Durchführung von Auftragsrecherchen in eigenen und fremden Datenbanken
 Weitergabe der Erkenntnisse im Bereich der Informations- und Dokumentationssysteme an
die Fachöffentlichkeit
Fachinformationszentrum Karlsruhe
Das Fachinformationszentrum Karlsruhe Gesellschaft für wissenschaftlich-technische Informati-
on (FIZ Karlsruhe) ist eine weltweit agierende wissenschaftliche Serviceeinrichtung, die wissen-
schaftliche und technische Informationsdienste in gedruckter und elektronischer Form produ-
ziert und vermarktet. Außerdem betreibt das FIZ Karlsruhe das europäische Servicezentrum von
STN International [Kap. 9.1.4].
Die Aufgaben von FIZ Karlsruhe umfassen:
 Produktion aktueller, qualitativ hochstehender Datenbasen auf elektronischen Datenträgern
mit Literaturhinweisen und Abstracts, numerischen Daten und Fakten aus den Fachgebieten
Astronomie und Astrophysik, Energie, Kernforschung und Kerntechnik, Luft- und Raumfahrt,
Weltraumforschung, Mathematik, Informatik und Physik
 Angebot der eigenen, kooperativ erstellten und fremden Datenbasen als Online-
Datenbanken über den Host STN International Karlsruhe
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 Entwicklung und Erweiterung von Informationssystemen, insbesondere zum Betrieb von nu-
merischen, Fakten- und Volltextdatenbanken
 Beratung, Schulung und Betreuung von Anwendern und Produzenten elektronischer Fachin-
formationen
 Herausgabe und Vertrieb von Informationsdiensten, z.B. gedruckte Dienste, individuelle In-
formationsdienste (Recherchen, Profildienste), Informationsdienste auf elektronischen Daten-
trägern sowie CD-ROM
 Betrieb einer Spezialbibliothek für "Graue Literatur" in Zusammenarbeit mit der TIB [Kap.
9.1.1]
 Aus- und Fortbildung im Bereich Informationswissenschaft und -technik
9.1.3 Patentinformationszentren
Die in gewerblichen Schutzrechten und Schutzrechtsanmeldungen enthaltenen technischen In-
formationen stellen eine wesentliche Wissensquelle für unternehmerische Entscheidungen dar.
Um auch KMU die Nutzung dieser Informationen zu erleichtern, wurde in Deutschland ein
Netzwerk von Patentinformationszentren aufgebaut. Zu den Aufgaben von Patentinformations-
zentren gehören:
 Zugang zu Originaldokumenten
 Unterstützung von Anwendern bei der Eigenrecherche
 Anfertigung von Kopien von Patentdokumenten, Schriftenlieferung von in- und ausländi-
schen Patent- und Gebrauchsmusterschriften, Marken
 Allgemeine Informationsleistungen zum Patentwesen
 Auftragsrecherchen
 Kostenlose Erstberatungen von Erfindern durch Patentanwälte
 Seminare zu Patentinformationen und Patentrecherchen
 Merkblätter, Formulare und Gebührenordnungen für die Anmeldung gewerblicher Schutz-
rechte beim DPMA und EPA
 Verzeichnisse der deutschen Patentanwälte und Patentberichterstatter
9.1.4 Online-Datenbanken
Online-Datenbanken besitzen verschiedene Vor- und Nachteile gegenüber Fachbibliotheken.
Recherchen in Online-Datenbanken liefern innerhalb kurzer Zeit Ergebnisse und die Informati-
onsmenge ist nicht auf den Bestand einer Bibliothek beschränkt, sondern alle weltweit zugäng-
lichen Datenbanken können genutzt werden. Allerdings können Online-Datenbanken Bibliothe-
ken derzeit nicht vollständig ersetzen, da sie in der Regel nur begrenzte Informationen, wie bib-
liographische Angaben und Abstracts enthalten und nicht den Volltext einer Veröffentlichung.
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Datenbanken werden von verschiedenen Anbietern entweder über sogenannte Hosts (Informa-
tionsrechenzentren) oder als CD-ROM bereitgestellt. Weltweit stehen eine Vielzahl von Online-
Datenbanken zur Verfügung, die sich im Umfang der Sachgebiete, den Zeiträumen und der In-
formationsqualität erheblich unterscheiden.
The Scientific & Technical Information Network (STN) ist ein weltweit öffentlich zugänglicher
Service- und Informationsrechenzentrumsverbund, der derzeit mehr als 200 wissenschaftlich-
technische Datenbanken aus fast allen Fachgebieten von Wissenschaft und Technik umfaßt.
Dieser Verbund wird vom FIZ Karlsruhe [Kap. 9.1.2], der American Chemical Society (ACS) und
der Japan Science and Technology Corporation, Information Center for Science and Technology
(JICST) gemeinsam betrieben. Die Standorte der Informationsrechenzentren sind in Karlsruhe,
Columbus (USA) und Tokio (Japan).
Patentdatenbanken
Das DPMA hat gemeinsam mit dem FIZ Karlsruhe die deutschsprachige Datenbank PATDPA
aufgebaut. Nachteil vieler Datenbanken ist, daß sie nur begrenzte Informationen, wie bibliogra-
phische Daten und Abstracts, enthalten. Im Gegensatz dazu enthält die Datenbank
EUROPATFULL auch Volltexte von europäischen Patenten [Tabelle 9-1].
Inhalt
Hersteller
Zeitraum
Aktualisierung
Typ
Name
Sprache
PATDPA
Deutsche Patente
Deutsches Patent- und
Markenamt
seit 1968
wöchentlich
bibliographische Daten
Deutsche
Patentdatenbank
Deutsch
EUROPATFULL
Europäische Patente
Wila Verlag
seit 1996
wöchentlich
bibliographische Daten,
Volltexte
EUROpean PATents
FULLtext
Deutsch, Englisch,
FranzösischDeutsch
PATOSDE
Deutsche Patente
Wila Verlag
seit 1968
wöchentlich
bibliographische Daten
PATent Online System
DEutschland
Tabelle 9-1 Nationale, deutsche Patentdatenbanken
STN in Karlsruhe bietet neben deutschsprachiger Patentinformation auch die weltweit bekannte
Patentdatenbank WPINDEX mit Patentinformationen und Bildern von technischen Zeichnungen
und anderen Grafiken aus Patentveröffentlichungen, die Datenbank JAPIO mit englischsprachi-
gen Patentanmeldungen aus Japan sowie die Datenbank USPATFULL mit den vollständigen Tex-
ten von Patenten des US-amerikanischen Patentamtes an. Hierdurch wird bei STN die gleichzei-
tige Suche nach Literatur-, Fakten- und Patentinformationen möglich [Tabelle 9-2].
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Inhalt
Hersteller
Zeitraum
Aktualisierung
Typ
Name
WPINDEX
Int. Patente
Derwent Information Ltd.
seit 1963
wöchentlich
bibliographische Daten
World Patent INDEX
JAPIO
Europäische Patente
JApan Patent Information
Organization
seit 1976
monatlich
bibliographische Daten
JApan Patent Information
Organization
USPATFULL
U.S.-Patente
U.S. Patent and
Trademark Office
seit 1971
wöchentlich
bibliographische Daten,
Volltext
United States PATents
FULLtext
Sprache Englisch Englisch Englisch
Tabelle 9-2 Internationale Patentdatenbanken
Literatur- und Faktendatenbanken
 BIBLIODATA ist die Online-Version der deutschen Nationalbibliographie mit aktuellem Nach-
weis aller von der Deutschen Bibliothek gesammelten und verzeichneten deutschsprachigen
Neuerscheinungen. Quellen sind Bücher, Hochschulschriften, Konferenz- und Forschungsbe-
richte, Zeitschriften, visuelle Materialien und Karten. Suchbar sind bibliographische Angaben
und Klassifikations-Codes.
 INFOR (INformation über FORschung) liefert Nachweise über Forschungsinstitute und deren
Projekte in Deutschland. Quellen sind Angaben von Forschungsinstituten auf Basis eines Fra-
gebogens. Suchbar sind Namen und Adressen der Institute, Titel, Dauer, Inhalte und Bearbei-
ter der Projekte sowie Abstracts.
 VADEMECUM enthält Informationen über deutsche Lehrstühle und Forschungsinstitute mit
ihren Fachrichtungen und Forschungsgebieten (Geistes-, Natur-, Bio-, Ingenieurwissenschaf-
ten, Bibliotheken, Archive, Dokumentationsstellen und Museen). Die Datenbank stellt die
Online-Version des gedruckten VADEMECUM Deutscher Lehr- und Forschungsstätten dar.
Quellen sind Angaben von Lehrstühlen und Forschungsinstituten auf Basis eines Fragenbo-
gens. Suchbar sind Namen und Adressen der Institute und Geldgeber sowie Namen von Insti-
tutsleitern und wissenschaftlichen Mitarbeitern.
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9.2 Abkürzungen
AGB Allgemeine Geschäftsbedingungen
AiF Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen
ArbNErfG Arbeitnehmererfindungsgesetz
BGB Bürgerliches Gesetzbuch
BLE Blaue Liste
BLK Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung
BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung
BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie
BMVg Bundesministerium für Verteidigung
BSC Balanced Scorecard
CE Communate Europeen
CLFA Cooperation Laser Franco-Allemande
COSE Committee on Optical Science and Engineering
DFG Deutsche Forschungsgemeinschaft
DGQ Deutsche Gesellschaft für Qualität e.V.
DIN Deutsches Institut für Normung e.V.
DPMA Deutsches Patent- und Markenamt
DQS Deutsche Gesellschaft zur Zertifizierung von Managementsystemen mbH
EFQM European Foundation for Quality Management
EMV Elektromagnetische Verträglichkeit
EPA Europäisches Patentamt
EPÜ Europäisches Patentübereinkommen
EQA European Quality Award
EU Europäische Union
EUREKA European Research Coordinating Agency
FH Fachhochschule
FhG Fraunhofer-Gesellschaft
FIZ Fachinformationszentrum
FuE Forschung und Entwicklung
GbmG Gebrauchsmustergesetz
GLF Grundlagenforschung
GschmG Geschmacksmustergesetz
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GSG Gerätesicherheitsgesetz
HGF Helmholtz-Gemeinschaft
IAO Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation
ifo ifo-Institut für Wirtschaftsforschung
ILT Fraunhofer-Institut für Lasertechnik
IPC International Patent Classification
IRB Fraunhofer-Informationszentrum Raum und Bau
ISI Fraunhofer-Institut für Systemtechnik und Innovationsforschung
ISO International Standards Organisation
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
LGA Landesgewerbeamt
LLT Lehrstuhl für Lasertechnik
MDS Modulare Diodenlaser-Strahlwerkzeuge
MIT Massachusetts Institute of Technology
MPG Max-Planck-Gesellschaft
OECD Organisation for Economic Co-Operation and Developement
PatG Patentgesetz
PCT Patent Corporation Treaty
PIZ Patentinformationszentrum
ProdHaftG Produkthaftungsgesetz
PST Patentstelle für die Deutsche Forschung
QM Qualitätsmanagement
RWTH Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule
SCI Science Citation Index
STN The Scientific & Technical Information Network
TAZ Technologie-Allianz
TH Technische Hochschule
TQM Total Quality Management
UrhG Urhebergesetz
VDA Verband der Deutschen Automobilindustrie
VDE Verband der Elektrotechnik, Elektronik und Informationstechnik
VDI Verein Deutscher Ingenieure
VDMA Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau
WBL Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste
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WGL Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz
WLT Wissenschaftliche Gesellschaft Lasertechnik
ZVEI Zentralverband Elektrotechnik und Elektronikindustrie
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